
www.das-parlament.deBerlin, Montag 12. März 2012 62. Jahrgang | Nr. 11/12 | Preis 1 € | A 5544

S
chloss Bellevue muss nur noch
wenige Tage auf seinen neuen
Hausherren und Deutschland auf
seinen neuen Bundespräsidenten
warten. Wer das sein wird, ent-
scheidet die Bundesversamm-

lung am kommenden Sonntag. Erhält er alle
Stimmen der ihn unterstützenden Parteien,
würde Joachim Gauck mit mindestens 88,7
Prozent der Stimmen zum Bundespräsiden-
ten gewählt. Diese Zahl erreichten nicht ein-
mal seine populären Amtsvorgänger Theodor
Heuss und Richard von Weizäcker bei ihrer
Wiederwahl. 
Vier von fünf Bundestagsfraktionen haben
sich schon im Vorfeld zum ehemaligen DDR-
Bürgerrechtler Gauck bekannt. Auch das ein
Novum. Gauck war, nicht ohne Spannungen
in der Regierungskoalition, letztlich als Kon-
senskandidat von CDU, CSU, FDP, SPD und
Bündnis90/Die Grünen präsentiert worden.
Der gebürtige Rostocker Gauck, Jahrgang
1940, Politiker und Publizist, war evange-
lisch-lutherischer Pastor und DDR-Kirchen-
funktionär, Abgeordneter der demokrati-
schen Volkskammer 1990. Nach der deut-
schen Wiedervereinigung am 3. Oktober
1990 war der Rostocker erster Leiter der Sta-
si-Unterlagen-Behörde. Sie sollte später um-
gangssprachlich seinen Namen tragen, als
„Gauck-Behörde“. Zehn Jahre später löste ihn
Marianne Birthler ab. Seither engagiert sich
der Mann aus Rostock gesellschaftspolitisch.
Für seine Verdienste und Publikationen wur-
de er wiederholt ausgezeichnet. Und er könn-
te nun erster parteiloser Bundespräsident in
der Geschichte der Bundesrepublik werden. 

Das Wahlgremium Die 15. Bundesversamm-
lung, die Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) für den 18. März ins Berliner
Reichstagsgebäude einberufen hat, umfasst
1.240 Wahlleute: die 620 Bundestagsabge-
ordneten und 620 von den Landesparlamen-
ten bestimmte Personen. Die Zahl der Wahl-
leute der Länder ist proportional zu deren
Einwohnerzahl. Wie viele Wahlleute die Par-
teien entsenden, ergibt sich aus den parla-
mentarischen Mehrheitsverhältnissen. 2012
stellt die Union 486, die SPD 331, die Grü-
nen 147, die FDP 136 und die Linke 124
Wahlleute. 16 weitere entfallen auf die Kate-
gorie „Sonstige“. Zu diesen zählen kleinere
Landtagsfraktionen wie der Südschleswigsche
Wählerverband. Die Landesparlamente kön-
nen auch Kommunalpolitiker oder Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens in die Bun-
desversammlung entsenden. So hat die  Ber-
liner CDU den neuen Fußballtrainer des
Hauptstadtvereins Hertha BSC, Otto Rehagel,
benannt (siehe Beitrag unten).
Bloß die Linke stellt als einzige Bundestags-
Fraktion eine eigene Kandidatin auf: Beate
Klarsfeld. Die 1939 geborene, selbst ernann-

te „Nazi-Jägerin“ wurde bekannt, als sie 1968
beim CDU-Parteitag Kanzler Kurt Georg Kie-
singer wegen seiner NSDAP-Mitgliedschaft
geohrfeigt hatte. Die jüngst mit einer eigenen
Fraktion ins Berliner Abgeordnetenhaus ein-
gezogene Piratenpartei wollte auch einen ei-
genen Kandidaten präsentieren. Doch alle
Wunschkandidaten lehnten ab (siehe auch
Seite 2). Die NPD stellt mit dem sächsischen
Fraktionsmitarbeiter Olaf Rose einen  Kandi-
daten aus den eigenen Reihen auf.  

Absolute Mehrheit Es wird davon ausgegan-
gen, dass Joachim Gauck bereits im ersten
Wahlgang die erforderliche absolute Mehr-
heit erzielt. Somit wird die Wahl zum Staats-
oberhaupt wohl weitaus weniger spektakulär
verlaufen als bei der letzten Bundesversamm-
lung im Juni 2010. Denn damals, nach dem
überraschenden Rücktritt von Horst Köhler,
gewann Wulff erst im dritten Wahlgang mit
einfacher Mehrheit gegen den damaligen Op-
positionskandidaten Gauck. In dem nun fast
63-jährigen Bestehen der Bundesrepublik
Deutschland sind von ihren insgesamt zehn
Bundespräsidenten vor Ablauf der fünfjähri-
gen Amtszeit drei zurückgetreten. 

Die dritte Demission Während Bundesprä-
sident Heinrich Lübke seine zweite Amtszeit
im Jahr 1969 um nur drei Monate verkürzte
und Horst Köhler von seiner zweiten Amts-
zeit ab 2009 immerhin noch elf Monate ab-
solvierte, trat Christian Wulff nach nur einem
Jahr, sieben Monaten und 17
Tagen vom höchsten Staats-
amt zurück: Infolge der „Kre-
dit- und Medienaffäre“ um
seine Person gab Wulff dem
öffentlichen Druck schließ-
lich nach und erklärte am 
17. Februar seinen Rücktritt.
Am vergangenen Donnerstag
wurde er dann mit den mili-
tärischen Ehren eines Zap-
fenstreichs aus dem Amt des
Staatsoberhaupts entlassen.
Es war sein letzter öffentli-
cher Auftritt nach seinem Rücktritt als Bun-
despräsident vor seinen Amtssitz, dem
Schloss Bellevue im Berliner Tiergarten.
Der Nachfolger Christian Wulffs wird am
Freitag kommender Woche in einer gemein-
samen Sitzung von Bundestag und Bundes-
rat, wiederum im Berliner Reichstagsgebäude,

vereidigt werden. „Ich schwöre, dass ich mei-
ne Kraft dem Wohle des deutschen Volkes
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden
von ihm wenden, das Grundgesetz und die
Gesetze des Bundes wahren und verteidigen,
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und

Gerechtigkeit gegen jeder-
mann üben werde.“ So lautet
der Amtseid, den auch der 
11. Bundespräsident der Bun-
desrepublik Deutschland
leisten wird. 

Schloss Bellevue Und direkt
im Anschluss an die Zeremo-
nie im Parlament ist der ers-
te Termin für den neuen
Amtsinhaber geplant: Vom
Reichstagsgebäude geht es in
das nur eineinhalb Kilometer

entfernte Schloss Bellevue. Dort wird ihn die
Bundeswehr dann im Hof mit militärischen
Ehren empfangen. Verena Renneberg ❚

Wenn die Schauspielerin Sen-
ta Berger, Frauenrechtlerin
Alice Schwarzer und Hertha-
Trainer Otto Rehagel ge-

meinsam auftreten, sieht das nach rotem
Teppich, langen Kleidern und Blitzlichtge-
witter aus. Am 18. März sind aber nicht sie
die Stars, sondern spielen alle die gleiche
Rolle: Sie gehören zu den 1240 Wahlmän-
nern und -frauen, die den neuen Bundes-
präsidenten wählen. 
Neben den Bundestagsabgeordneten ent-
senden die Landtage nach Artikel 54 des
Grundgesetzes die Hälfte der Stimmberech-
tigten in die Bundesversammlung – darun-
ter traditionell auch immer bekannte Grö-
ßen aus Sport, Kultur und Gesellschaft. Der
Anteil der Wahlberechtigten, die kein parla-
mentarisches Mandat auf Bundes- oder Lan-
desebene inne haben, schwankt je nach
Bundesversammlung zwischen einem Drit-
tel und einem Fünftel der Delegierten. 

Politische Bühne Gleich zwei prominente
Fernsehkommissare werden am kommen-
den Sonntag dafür sorgen, dass wie immer
am Wochenende alles mit rechten Dingen
zu geht: Tatort-Ermittler Jan Josef Liefers,
den die sächsische SPD nominiert hat, und

ZDF-Kommissarin Senta Berger, die die
bayerische SPD schickt. Für Berger auch ei-
ne Art Praxistest, denn erst kürzlich spielte
sie in dem Film „Zettl“ mit, einer Satire auf
die Berliner Politik- und Medienszene. 
Gleich drei Prominente garantieren, dass
bei der Wahl der Spaß nicht zu kurz kommt.
Der Komiker Ingo Appelt, von der NRW-
SPD aufgestellt, wird die Szenerie sicherlich
aufmerksam beobachten. Hans Well von

der bayerischen Gruppe „Biermösl Blosn“,
entsandt von den Grünen, könnte sich zu
der einen oder anderen Textzeile inspiriert
fühlen. Fernsehmoderator Frank Elsner, der
für die CDU in NRW kommt, wird sich mit
Späßen à la „Verstehen Sie Spaß“ aber wahr-
scheinlich eher zurückhalten. Ebenfalls für
die CDU in NRW kommt die Frauenrecht-
lerin Alice Schwarzer nach Berlin. Dabei
dürfte ihr auffallen, dass die Bundesver-

sammlung noch immer eine Männderdo-
mäne ist. Trotz kontinuierlichen Anstiegs
des Frauenanteils waren auch bei der 
14. Bundesversammlung nur 33 Prozent des
Gremiums weiblich. Auch Regisseur Sönke
Wortmann wird wieder dabei sein. Für den
Sport werden die Paralympic-Gewinnerin
Kirsten Bruhns, von der SPD-Schleswig Hol-
stein aufgestellt, sowie Ex-Tennisspielerin
Claudia Kohde-Kilsch, von den Saar-Linken
nominiert, an den Start gehen. Die CDU
Schleswig-Holstein schickt Springreiterin
Janne Friedericke Mayer an die Wahlurne.
Otto Rehagel, Trainer von Hertha BSC, der
für die Berliner CDU wählt, kann diesmal
fast sicher sein, dass sein Kandidat auch die
Tabellenspitze anführen wird. 
Keinen prominenten Kandidaten schickt
die bayerische CSU. Offiziell heißt es dazu,
dass „wegen des kurzfristigen Termins nur
Mandatsträger nominiert worden seien“. Bei
der Bundespräsidentenwahl 2004 hatte die
Partei mit ihrer prominenten Kandidatin
Gloria von Thurn und Taxis eine ungewoll-
te Überraschung erlebt. Eigentlich war sie
nach Berlin geschickt worden, um Horst
Köhler zu wählen. Dann hatte sie allerdings
ihre Stimme doch dessen Herausforderin
Gesine Schwan gegeben.  Annette Sach ❚

Gauck im zweiten Anlauf
BUNDESPRÄSIDENTEN-WAHL Am Sonntag wird Christian Wulffs Nachfolger benanntNorbert Lammert Das hätte sich der Bun-

destagspräsident kaum vorstellen können:
Dass er binnen kaum drei Jahren schon die drit-

te Bundesversamm-
lung zur Wahl eines
Staatsoberhaupts
einberufen, organi-
sieren und leiten
muss. Dies gehört
mit zu den Aufgaben
des Parlamentspräsi-
denten, der auch
Präsident der Bun-
desversammlung ist.
Sie tritt im Regelfall

alle fünf Jahre zusammen. Kurz nach der Wahl
von Christian Wulff hatte Lammert den neuen
Bundespräsidenten noch scherzhaft ermahnt,
nach dem Rücktritt von Vorgänger Horst Köh-
ler 2010 nur ein Jahr nach seiner Wiederwahl
in jedem Fall fünf Jahre durchzuhalten.Schließ-
lich sei für eine weitere außerplanmäßige Bun-
desversammlung gar kein Geld da. Nun muss
der Bundestag eine Million Euro „überplanmä-
ßig“ einstellen. kru ❚

Bundesversammlungen sind in der Bundesre-
publik bislang zur Wahl des Staatsoberhauptes
einberufen worden – die 15. jetzt zum 
18. März 2012. Bei den bisherigen 14 wurden
insgesamt zehn Persönlichkeiten ins höchste
Staatsamt gewählt. Vier von ihnen wurden je-
weils einmal im Amt bestätigt. Insgesamt wa-
ren bei diesen 14 Bundesversammlungen 29
Kandidaten nominiert, darunter sieben Frauen.

KOPF DER WOCHE

Im Dauereinsatz 
für Präsidenten 

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Augen zu und
durch. Nächstes
Mal machen
wir es besser.«
Harald Kujat, früherer Bundeswehr-Gene-
ralinspekteur, im „heute-journal“ auf die Fra-
ge, was er von dem Zapfenstreich für Ex-Bun-
despräsident Christian Wulff halte  
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Neuer Hausherr dringend erwartet: Die Standarte des Bundespräsidenten weht auf dem Dach des Schlosses Bellevue.

Abstimmung mit Krimi und Comedy 

Auch Showmaster Frank Elsner wählt das Staatsoberhaupt 
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Gleich nach 
dem Amtseid 

steht der erste
Termin für 
das neue

Staatsoberhaupt
an

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 2 bis 5.

WAHLMÄNNER UND -FRAUEN In die Bundesversammlung wurden wieder prominente Persönlichkeiten entsandt
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Wenn die Bundesversammlung am kommen-
den Sonntag das deutsche Staatsoberhaupt be-
nennt, vergeben die 1.240 Wahlmänner und -
frauen eine Aufgabe, die mit dem Attribut he-
rausfordernd nur unzureichend beschrieben
wäre. Vielmehr gilt es, das Vertrauen in ein Ver-
fassungsorgan und damit in die Verlässlichkeit
von Staat und Politik wieder herzustellen.
Dieses Vertrauen wurde bereits mit den Um-
ständen des Rücktritts von Horst Köhler hinter-
fragt, durch das Verhalten seines Nachfolgers
Christian Wulff erschüttert und ging schließlich
bei vielen Bürgern ganz verloren. Das ist der
wahre Schaden, den der jüngste Bundespräsi-
dent aller Zeiten nach der kürzesten Amtsperi-
ode aller Zeiten der Nation hinterlässt.
Ganz unabhängig von der abschließenden ju-
ristischen Bewertung der Affäre Wulff hat das
Ansehen der gesamten politischen Klasse im
Land darunter gelitten. Abermals wurde offen-
kundig, dass die Bereitschaft, den Einzelfall von
der Regel abzugrenzen, in der Bevölkerung
nicht ausgeprägt ist. Dass das oberflächlich, un-
gerecht und schlicht falsch ist, verhindert je-
doch nicht den Effekt einer ausgeprägten, sehr
grundsätzlichen Skepsis gegenüber politischen
Akteuren.
Auch deshalb steht das neue Staatsoberhaupt
vor einer Aufgabe von bemerkenswerter Di-
mension. Wachsam, ja penibel, sogar kleinka-
riert wird die Öffentlichkeit jedes Wort, jede
Geste beobachten und kritisch bewerten. Und
es wird eine Weile dauern, bis sich die Wahr-
nehmung des Bundespräsidenten nicht mehr
auf dessen Anspruch auf Ehrensold, Zapfen-
streich und Dienstwagen reduziert.
Je klüger im Schloss Bellevue künftig argumen-
tiert, je souveräner dort mitunter auch ge-
schwiegen wird, desto schneller wird es gelin-
gen, das verlorene Image wieder aufzubauen.
Neben der Überzeugungskraft der eigenen
Amtsführung kann dabei die Erinnerung an
Vorgänger mit historischer Strahlkraft helfen.
Das würde den offenbar reflexartig vorhande-
nen Reiz, vor jeder Bundesversammlung darü-
ber zu diskutieren, ob wir überhaupt noch ei-
nen Bundespräsidenten brauchen, hoffentlich
endlich nachhaltig entzaubern.
Ein starkes Staatsoberhaupt war stets eine Be-
reicherung für das politische Gefüge in
Deutschland. Es ist uns allen zu wünschen, dass
diese Tradition mit der Entscheidung der Bun-
desversammlung fortgesetzt wird.

EDITORIAL

Es geht um
Vertrauen

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Wahl des Präsidenten
Bundesversammlung tagt erneut SEITE 1-5

ZU WENIG FÖRDERUNG
Wie Firmen die Chancengleichheit von Frau
und Mann verbessern wollen SEITE 9

ZU VIEL FÖRDERUNG
Die Koalition will die überhöhte Vergütung
von Solarstrom absenken SEITE 11
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Herr Bundespräsident, Sie kannten
und kennen alle Ihre Vorgänger und
Nachfolger im höchsten Staatsamt per-
sönlich: Welche Eigenschaften sollte mit-
bringen, wer ein erfolgreicher Bundes-
präsident werden will?
In meinem Alter hat man bei solchen
Rückblicken immer ein Schwindelgefühl.
Wenn ich mich nur an meine gemeinsa-
men Reisen mit dem Ehepaar Lübke erin-
nere! Es ist schon ein verrückt langer Zeit-
raum. Aber ich bin immer sehr glücklich
gewesen, dass die Präsidenten der Bundes-
republik Deutschland – mich selbst darf
ich nicht einbeziehen – einen starken,
nachdrücklichen Eindruck hinterlassen
haben. Jeder für sich genommen hat zur
rechten Zeit gewirkt und eigene Akzente
gesetzt. 
Das Wichtigste für einen Bundespräsiden-
ten oder eine Bundespräsidentin ist eine
starke Persönlichkeit, die mit ihren Moral-
und Wertevorstellungen unsere Bürgerin-
nen und Bürger mitnehmen kann.

Was ging Ihnen durch den Kopf, als
die Präsidentin der Bundesversammlung,
Annemarie Renger, am 15. Mai 1974 das
Ergebnis der Wahl mitteilte: Der vierte
Bundespräsident der Republik heißt 
Walter Scheel?
Man bleibt in solchen Situationen auch
nur Mensch. Aber ich habe von diesem Au-
genblick an Tag und Nacht versucht, das
Beste für unser Land an dieser Stelle zu
leisten. Alles, was man zuvor gemacht hat-
te, wollte ich besser machen. Vieles ging
natürlich nicht besser zu leisten und auch
schlicht und einfach daneben. Fehler und
Unzulänglichkeiten bleiben ja mensch-
lich. Aber bei aller Erfahrung, die ich im
Krieg machen musste, bei aller Erfahrung
aus den politischen Ämtern, die ich beklei-
det habe, war diese Wahl doch ein ganz au-
ßergewöhnlicher Moment. Ich habe die
Worte meiner guten Freundin Annemarie
Renger noch im Ohr: „…und ist damit der
vierte Präsident der Bundesrepublik
Deutschland“. Das war schon sehr ergrei-
fend. 

Sie waren vor Ihrer Wahl zum Bun-
despräsidenten Außenminister und FDP-
Vorsitzender, haben Ihre Partei in die Ko-
alition mit der SPD geführt und durch
die parlamentarisch stark bewegte Zeit
der Ostverträge. Wie schwierig war es für
Sie als so aktiven Politiker, sich in das
eher repräsentative Amt einzufinden?
Im Nachhinein vergessen viele Menschen,
dass wir 1974 innerhalb von wenigen Wo-
chen von der Regierung Willy Brandt/Wal-
ter Scheel auf die Regierung unter Bundes-
kanzler Helmut  Schmidt und Außenmi-
nister Hans-Dietrich Genscher wechselten.
Und ich, der Jahrzehnte an vorderster
Front in der handelnden Politik engagiert
war, sollte mich auf Repräsentation besin-
nen. Hinzu kam, dass ich ja auch noch
Bundesvorsitzender der FDP war. So gab es
wohl keinen ähnlich aktiven Realpolitiker,
der in das Amt des Bundespräsidenten ge-
kommen ist. Entsprechend vorsichtig
musste ich auch in den ersten Monaten
sein. Allerdings hatte ich in meinen Freun-
den Hans-Dietrich Genscher und Helmut
Schmidt hervorragende Partner. Im Nach-
hinein betrachtet, ist das eigentlich alles
gut gegangen. 

Wie Sie waren bislang alle Bundes-
präsidenten mit Ausnahme von Horst
Köhler vor ihrer Wahl aktive Parteipoli-
tiker in der ersten Reihe - war das gut für
das Amt? 
Sie haben schon recht mit Ihrer Feststel-
lung. Aber doch waren alle Präsidenten auf
ganz unterschiedliche Art in der aktiven
Politik verwurzelt. Sie können Johannes
Rau und Theodor Heuss in ihrem Parteien-
gagement genauso wenig vergleichen wie
mich und Richard von Weizsäcker. Daher

bin ich der Überzeugung, dass das Amt
von der jeweiligen Persönlichkeit lebt und
nicht von parteipolitischen Erfahrungen.

Die Republik hat innerhalb kurzer Zeit
zwei Rücktritte im höchsten Staatsamt er-
lebt. Womöglich ein Symptom dafür, dass
das Amt nicht mehr recht in die Zeit passt,
dass es immer schwerer fällt, als Präsident
für alle Mitglieder einer vielfältiger ge-
wordenen Gesellschaft da zu sein?

Ich bin ein großer Verfechter des politischen
Systems der Bundesrepublik Deutschland.
Natürlich sind manchmal Korrekturen an-
gebracht. Aber grundsätzlich bin ich mit
dem System, welches der Parlamentarische
Rat erschaffen hat, sehr zufrieden. Und nur,
weil jetzt zwei verkürzte Wahlperioden er-
folgten, das Amt nicht mehr zeitgemäß zu
finden, finde ich verkürzt. Vielmehr sollten
wir wieder zu dem Ansehen zurückfinden,
das es vor kurzem noch hatte.

Was halten Sie von der Forderung,
der Bundespräsident solle in einer Di-
rektwahl bestimmt werden?
Das fragen Sie mich? Ich habe die Weima-
rer Republik und die Katastrophe des Zwei-
ten Weltkrieges aktiv miterleben müssen!
Nein, ich bin gegen eine Direktwahl des
Staatsoberhaupts. Aus voller Überzeu-
gung.

Die Bundesrepublik ist bunter gewor-
den und mit ihr die Bundesversammlung:
1974 entsandten drei Parteien Mitglie-
der, am kommenden Sonntag werden Ver-
treter von neun Parteien und Wahlbünd-
nissen im Reichstagsgebäude zusammen-
treffen. Was ist heute noch dran an dem
Argument, Bundesversammlungen wür-
den künftige Koalitionen vorwegneh-
men?
Mein guter und leider verstorbener Freund
Otto Graf Lambsdorff hat einmal gesagt:
„Heute gibt es ja mehrere Parteien, früher
gab es zwei große und eine wichtige.“ Und
natürlich war unser Schwenk 1969 weg
von der CDU hin zur SPD durch die Wahl
von Gustav Heinemann zum Bundespräsi-
denten eingeleitet worden. Allerdings
glaube ich doch, dass diese Zeiten vorbei
sind. Heute sind flexiblere Bindungen ge-
fordert. Unser „Jungtürken-Aufstand“, mit
dem wir in Nordrhein-Westfalen bereits
1956 den Wechsel zu einer sozialliberalen
Koalition einleiteten, hatte ja schon Sig-
nalwirkungen für den Bund. Das wird es
heute – glaube ich – nicht wieder geben.

Eine der wichtigsten Aufgaben des
Amtes ist die Prüfung von Gesetzen auf
ihre Verfassungskonformität, auch Sie
hatten einmal ein Gesetz zurückgewie-
sen. Wie unbequem darf oder kann ein
Bundespräsident der regierenden Koaliti-
on werden? 
Sie sagen es ja sehr richtig: Der Bundesprä-
sident prüft die Gesetze auf ihre 
Verfassungskonformität. Er prüft nicht, ob
ihm die Gesetze gefallen. Ich meine, der
Bundespräsident kann vor allem über sei-
ne öffentlichen Reden die Politik aufmerk-
sam machen und auch Schwerpunkte for-
dern.

Die amtierenden Präsidenten von
Frankreich und der Vereinigten Staaten
sind Söhne von Einwanderern. Ist es wün-
schenswert, dass es auch in Deutschland
einmal so kommt? 
Das ist eine interessante Frage. Meine Par-
tei wird ja im Augenblick von einem Vor-
sitzenden geführt, der in Vietnam geboren
wurde und in Deutschland aufgewachsen
ist. Und natürlich wird Deutschland mehr
und mehr von Einwanderern beeinflusst
werden. Daher glaube ich, dass auch die
Zeit für einen Bundespräsidenten kom-
men wird, der einen Einwanderungshin-
tergrund hat. In der heutigen globalen
Welt verschmelzen die Familienstrukturen
ja auch viel mehr als in meiner Jugend.

Welches sind die wichtigsten Aufga-
ben des neuen Bundespräsidenten oder
der neuen Bundespräsidentin?
Er oder sie sollte unser Land in Würde re-
präsentieren und den Bürgerinnen und
Bürgern einen Wertekompass aufzeigen,
mit dem sich unser Land identifizieren
kann.                                                    ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Walter Scheel (92) war Bundespräsident von
1974 bis 1979  Als Außenminister und 

Vizekanzler der sozialliberalen Koalition 
war er zuvor maßgeblich an der 

neuen Ostpolitik beteiligt. 
Er gehörte von 1953 bis 1974 dem 

Deutschen Bundestag an, dessen 
Vizepräsident er von 1967 bis 1969 war. 

Scheel ist Ehrenvorsitzender der FDP. 
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DIREKTWAHL DES BUNDESPRÄSIDENTEN?

Bernd Loskant
»Fuldaer Zeitung«

Christian Bommarius
DuMont-
Redaktionsgemeinschaft

Keiner Partei dienen 

Hätte das Volk vor zwei Jahren den
Bundespräsidenten gewählt, die Cau-
sa Wulff wäre im historischen Rück-
blick nicht mehr als eine Fußnote in

der Politik des Landes Niedersachsen. Auch das
mag ein Argument sein, aber das wahrscheinlich
schwächste dafür, das Staatsoberhaupt direkt
durch die Bürger bestimmen zu lassen.
Der springende Punkt ist der Widerspruch zwischen
dem Amt an sich und der Art, wie über den Amts-
inhaber entschieden wird. Der Bundespräsident ist
ein Verfassungsorgan, das als neutrale Instanz in
auffallendem Abstand zum Machtapparat steht. So
wollten es, nach den Erfahrungen von Weimar, die
Verfassungsväter; so will es auch der Souverän, der
sich den Präsidenten nicht als verlängerten Arm der
Kanzlerin, sondern als moralischen Wächter über
die Regierenden wünscht. Ergo ist der Bundesprä-
sident der Repräsentant des Staates, der keinem
Herrn, sprich: keiner Partei, dienen darf. Doch leider
ist diese normative Unabhängigkeit kein Attribut,
das jeden der bisherigen Präsidenten ausgezeich-
net hätte.
Das formal höchste Staatsamt zum Spielball partei-
politischer Interessen verkommen zu lassen, steht
seiner Funktion entgegen und ist dem Geist der Ver-
fassung unwürdig. Was ist das für ein Amtsver-
ständnis, wenn im Streit über die Wulff-Nachfolge
in einem Gemisch aus Zank, Druck und Erpressung
gar die Regierung ins Wanken geriet? Eine Direkt-
wahl legitimierte das Staatsoberhaupt als echten
Präsidenten des Volkes. Das würde seine Position
zweifellos aufwerten, was nicht bedeutet, dass er
mehr Macht hätte. Die integrative Funktion des Am-
tes ist viel höher zu bewerten als Befugnisse zur
Mitgestaltung. Und dieser Aufgabe kann er besser
gerecht werden, wenn er vom Volk gewählt wird.

Spezifische Stärke 

W er keinen Bundespräsidenten ha-
ben will, muss ihn vom Volk direkt
wählen lassen. Wer an der Spitze
des Staates eine Person stellen

will, die sich in harten Auseinandersetzungen nach
oben gekämpft und die Konkurrenz ums höchste
Amt in einem zermürbenden Wahlkampf niederge-
rungen hat, der will zwar ein Staatsoberhaupt, aber
keinen Bundespräsidenten, wie ihn das Grundge-
setz im politischen System der Republik etabliert
hat. Dieser Präsident bezieht seine Autorität nicht
aus der Mobilisierung seiner Wähler, sondern aus
seiner persönlichen Integrität, die sich im Amt be-
währt, und er muss nicht versöhnen, weil er zuvor
kompromisslos gespalten hat, sondern er muss zu-
sammenführen, was zusammengehört – das Volk.
Wer keinen Bundespräsidenten haben will, muss
ihn vom Volk direkt wählen lassen. Wer einen Prä-
sidenten will, der über eine stärkere Legitimation
verfügt als die Kanzlerin, der bekommt ein Staats-
oberhaupt, das allein schon durch diese Legitima-
tion beanspruchen darf, zum relevanten Akteur im
politischen Machtspiel zu werden, aber keinen Bun-
despräsidenten im Sinne des Grundgesetzes. Des-
sen Stärke beruht nicht auf der Legitimation durch
direkte Wahl, sondern auf seiner Fähigkeit zu Re-
präsentation und Integration. Seine Besonderheit –
er ist das höchste Verfassungsorgan und zugleich
das schwächste – ist kein Makel, sondern die spe-
zifische Stärke des Präsidenten: Sein Wort wiegt –
wenn er nur das richtige Wort zur rechten Zeit in
die Waagschale legt – schwer, gerade weil er auf
der machtpolitischen Bühne fast stets zu schwei-
gen hat. Fiele ihm dort eine tragende Rolle zu, weil
er den Wählerwillen hinter sich weiß, müssten alle
Rollen neu geschrieben werden. Um die Arbeit wä-
re der Autor nicht zu beneiden.

Der Technik-Philosoph: Martin Delius

Ich werde wohl einen Anzug tragen.“ Mehr steht noch nicht
fest für Martin Delius, der als einer von zwei Wahlleuten
der Piratenpartei am Sonntag Deutschlands neuen Bundes-
präsidenten wählen wird. Eine ganze Reihe von Namen sei

bisher in der Piratenfraktion „herumgeflogen“. Hans-Jürgen Pa-
pier, der frühere Präsident des Bundesverfassungsgerichts, der
Karabettist Georg Schramm, Ex-DDR-Bürgerrechtler Friedrich
Schorlemmer; schließlich der Mathematiker und Philosoph Gun-
ter Dueck. Alle hätten bisher abgesagt. Einen eigenen Kandida-
ten vorzustellen, sei für die Piraten eine symbolische Geste: „Wir
werfen Namen in den Raum, um zu zeigen: Es gibt Alternativen
zu den vorgestellten Kandidaten.“
Den designierten Wahlsieger Joachim Gauck hält Delius für „res-
pektabel“. Doch Gaucks Sicht auf das den Piraten so wichtige
Internet sei altmodisch. „Nicht piratenkonform“, erklärt er. Ge-
mein mit Gauck ist Delius seine alte Heimat DDR.
Martin Delius wurde in Halle an der Saale geboren, im April 1984.
Einen Tag vor Eröffnung des neuen Friedrichstadtpalastes in Ber-
lin. Die Mauer sollte noch mehr als fünf Jahren stehen. Immer
wieder wurde Delius’ Familie von der Stasi drangsaliert, wie er
sich erinnert: „Mein Vater war Lutheraner, gehörte zur DDR-Frie-
densbewegung.Was das in der DDR bedeutet hat, weiß man ja.“
Mehr möchte er darüber nicht sagen; die Schrecken der Vergan-
genheit will er ruhen lassen.
Heute ist Martin Delius Parlamentarischer Geschäftsführer der
Piraten-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus. Mit 27 Jahren ei-

ner der jüngsten im Landesparlament der Hauptstadt. Seine po-
litische Sozialisation begann früh: 13 sei er gewesen, als die
„Jungen Nationaldemokraten“ an seiner Schule versucht hätten,
ihn zu werben. Gezielt seien die auf intelligente junge Menschen
zugegangen, „um sie zu Rädelsführern zu machen.“ Da habe er
sich Gegenbewegungen angeschlossen, gegen Neonazi-Aufmär-

sche auf der Kriegsgräberstätte im brandenburgischen Halbe de-
monstriert.
Es folgte ein Physikstudium an der Technischen Universität Ber-
lin. Delius wurde Sprecher des „Breiten Linken Bündnisses“.
„,Links’ kann für den sozialen Gedanken stehen, für einen brei-
ten Konsens“, sagt Delius.Wie ein Mann des Konsenses sieht der
Pirat auf den ersten Blick nicht aus: Lange Haare, Zehn-Tage-
Bart, verwaschenes T-Shirt, bleiche Haut. Träfe man ihn in der U-
Bahn, würde man ihn für einen Programmierer halten. Das passt,
denn die Informatik spielt in Delius’ Leben eine große Rolle: Für

seine Fraktion entwickelte er die Software „LiquidFeedback“. Sie
soll inhaltliche virtuelle Diskussionen mit der Basis ermöglichen.
In der Politik, da zeigt sich der Berliner überzeugt, hilft ihm sein
Physikstudium. „Logisch denken, Entscheidungen simulieren: Ich
kann genau aufzeigen, was passiert, wenn man an dieser oder
jener Stellschraube dreht.“ Gern stellt er philosophische Überle-
gungen an, zum Beispiel über die Rolle des Staates in der mo-
dernen Gesellschaft: „Der Staat ist dafür da, Prozesse zu ermög-
lichen, nicht, sie zu steuern.“ Der Staat solle ein „Provider“ sein,
also ähnlich wie ein Internet-Anbieter. „Ein ,Provider’ von Struk-
turen und Ressourcen, von Möglichkeiten." Daher fordert Deli-
us ein „bedingungsloses Grundeinkommen“: Es soll dem Bürger
ermöglichen, sein Leben selbst zu planen.
Das Drehen an Stellschrauben gestaltet sich laut Delius nicht im-
mer einfach. Überhaupt zeigt sich der junge Abgeordnete „scho-
ckiert, wie wenig echte Gesetzesinitiativen aus der Mitte des Par-
laments kommen, wie wenig echter Diskurs stattfindet“.
Politikverdrossen ist der junge Freibeuter trotzdem nicht. Gern
würde er sogar eines Tages eine Piratenfraktion im Bundestag
aufbauen: „Ich könnte das gut“, ist er überzeugt, schließlich kön-
ne er gut strukturieren und organisieren. Und er fühlt sich in sei-
ner Rolle als Politiker wohl. Was sich Martin Delius von der Bun-
despräsidentenwahl erwartet? „Keine Überraschungen, leider.“
Wird er eine Krawatte tragen? „Ich denke nicht.“ Doch dann
denkt Delius noch kurz nach. „Kann man da ohne Krawatte auf-
laufen? Ich war da ja noch nie.“               Markus L. Blömeke ❚

»Der Staat ist dafür da,
Prozesse zu ermöglichen,

nicht, sie zu steuern.«

»Zum
Ansehen
zurück«

WALTER SCHEEL Persönlichkeiten
haben das höchste Staatsamt geprägt,
nicht parteipolitische Erfahrungen,
sagt der Altbundespräsident
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S
tolze 29 Jahre lang hat Gerd De-
penbrock, der Leiter des WDR-
Studios in der Hauptstadt, über
das politische Geschehen in der
Bundesrepublik berichtet, erst
aus Bonn, dann aus Berlin. Als er

jetzt in den Ruhestand verabschiedet wurde,
erinnerte die Intendantin des Westdeutschen
Rundfunks, Monika Piel, daran, dass Depen-
brock in dieser langen Zeit drei Bundeskanz-
ler und sechs Bundespräsi-
denten habe kommen und
gehen sehen. Da war unter
den vielen hundert journalis-
tischen und politischen Zu-
hörern für einen Moment im
allgemeinen Schmunzeln
auch Erstaunen spürbar. Drei
Kanzler, aber sechs Präsiden-
ten? Gilt doch gemeinhin,
ohne dass sich jemand über
die Stichhaltigkeit dieser An-
nahme Gedanken macht,
der Bundespräsident als das
Element der Kontinuität und verlässlicher
Beständigkeit im hektischen  Hauptstadtbe-
trieb. Immerhin ist er ja das Staatsoberhaupt,
obwohl das Grundgesetz ihn an keiner Stel-
le als solches benennt. Das gefühlte, nicht
das tatsächliche Gewicht dieses Begriffes
„Staatsoberhaupt“ hat einen Ewigkeitswert
und eine Bedeutung wie die Nationalhymne
oder die Fahne schwarz-rot-gold, ist also der
Tagesdiskussion enthoben.

Kanzler prägen Perioden Das mag alles so
sein. In der Realität sind es aber offenbar
nicht die Präsidenten, sondern die Kanzler,
die mit ihren langen Amtszeiten ganze Peri-
oden prägen. Das liegt nicht nur daran, dass
sie, im Gegensatz zum Staatsoberhaupt, dem
die Verfassung nur eine einmalige Wieder-
wahl zugesteht, immer wieder antreten und
gewählt werden dürfen. Das hängt mit dem
Alter zusammen, in dem man Kanzler oder
Kanzlerin wird. Es ist, nehmen wir Adenauer
einmal aus, eher die Lebensmitte. Aber was
die Regierungschefs aus ihren Amtszeiten
machten, hängt eben auch mit ihrem Na-
turell zusammen, und wie sie mit dem Amt,
mit seinem Gewicht, umgingen. Sich Kurt-
Georg Kiesinger als Tatmenschen vorzustel-
len, fällt schwer. Helmut Schmidt besinnlich
im Sessel sitzend, das will auch kein Bild er-
geben. Der war der erste „Macher“ im Amt,
obwohl auf Konrad Adenauer und Helmut
Kohl, die beiden Langzeitkanzler, das Wort
genauso zuträfe. Von letzterem sagte die so
genannte, späte „Generation Golf2 leicht fas-
sungslos, der sei bei ihrer Einschulung schon
Chef gewesen und am Ende der Regelstu-
dienzeit immer noch. Ob wir einmal von ei-
ner Ära Schröder sprechen, oder den Namen
Merkel mit dem Begriff verbinden, mag die
nächste Generation entscheiden.

Brutale Frage Aber wir hatten, das geriet an-
gesichts der letzten Turbulenzen um Bellevue
eben in Vergessenheit, sehr wohl Präsiden-
ten, die ihrer Zeit einen prägenden Stempel
gaben. Natürlich sprechen wir völlig unstrit-
tig von einer Ära Heuss. Es gab auch eine Ära
Heinemann, obwohl der erste Sozialdemo-
krat im höchsten Staatsamt aus eigenen Stü-
cken nach einer Amtszeit ausschied. Es gab
eine Ära von Weizsäcker, aber dann wird es

schon schwierig, ohne dass man den Nach-
folgern Unrecht tun möchte. Roman Herzog
und Johannes Rau waren jeweils nur fünf
Jahre Hausherr in Schloss Bellevue, Horst
Köhler beendete die zweite Periode aus eige-
nem Entschluss Knall auf Fall, und Christian
Wulff schließlich schied aus, bevor er Kontur
gewinnen konnte, wobei über ihn weder die
Medien noch die Öffentlichkeit, der politi-
sche Gegner oder gar ein Internet-Shitstorm

urteilen werden, sondern die
Staatsanwaltschaft und viel-
leicht ein Gericht. Noch bei
keinem Bundespräsidenten
vor ihm aber hat sich so
schnell und so brutal die Fra-
ge gestellt, welche Art von
Mensch sich die Deutschen
eigentlich an der Spitze des
Staates wünschen, weil in
der ganzen menschlichen
Unzulänglichkeit – und die
darf man ungeachtet der of-
fenen juristischen Fragen

konstatieren – doch schlagartig deutlich wur-
de, was wir von unserem obersten Repräsen-
tanten erhoffen und was wir bei ihm auf kei-
nen Fall sehen wollen.

Rolle der Medien Sicherlich hat die moder-
ne Medienwelt, hat das Internet, haben die
Indiskretion und der bröckelnde Respekt vor
Königsthronen mit dazu beigetragen, dass
sich die gekrönten und die ungekrönten
Großkopfeten nicht mehr so sicher, so unver-
letzlich fühlen dürfen. Das war lange anders,
wobei fein zwischen dem Privaten und dem
Dienstlichen unterschieden wurde, und die
Sitten von Land zu Land auch noch einmal

verschieden sind. In Präsidialdemokratien
wie den USA oder Frankreich erfuhr die Öf-
fentlichkeit von den Amouren eines Präsi-
denten Kennedy nichts, weil die Medien da-
von nicht wussten, oder darüber schwiegen.
Die Rechtsbrüche eines Richard Nixon aber
kosteten ihn ein Jahrzehnt später das
Amt, sein Sexualleben hingegen inte-
ressierte nicht. Unsere Nachbarn im
Westen hatten wohl nie einen Zwei-
fel daran, dass Präsidenten wie Vale-
rie Giscard d'Estaing, Francois Mitter-
and und Jacques Chirac keine Kinder
von Traurigkeit waren und ganz ge-
nau wussten, wo ihre Vorteile zu fin-
den waren. Und die Deutschen?  Ih-
nen ging es mit ihren Präsidenten
wohl meistens so wie Kindern mit
den Eltern – dass sich bei denen etwas
im Schlafzimmer abspielt, konnte
und wollte man sich vor allem nicht
vorstellen. Die einzige Ausnahme war
Walter Scheel, dessen leider so tragisch
verstorbene Frau Mildred der Inbegriff
der modernen, dynamischen Partne-
rin war und die beide zusammen als
ein voll im Leben stehendes Paar wahr
genommen wurden.

Modernes Deutschland Und dann kam
dieser Wulff. Er selber der Schwiegersohntyp
par exzellence, eine attraktive Frau, fröhli-
ches Kinderlachen, eine Patchworkfamilie
im Schloss Bellevue. Da fiel so ziemlich alles
aus dem Rahmen des gewohnten Präsiden-
tentypus, da grüßte das moderne Deutsch-
land. Hatte der Mann nicht Probleme wie
Millionen andere Menschen in diesem Staat?
War er nicht einer von uns? Was ihn auf den

ersten Blick so sympathisch machte, war auf
den zweiten genau das Problem. Der Mann
schien unsere Fehler zu haben, er ließ fünf
gerade sein, hatte offenbar zu viel von der
„Ich bin doch nicht blöd“- und „Geiz-ist-
geil“-Werbung inhaliert, mochte an so man-

chem Schnäppchen nicht vor-
bei gehen. So sehr sich die Bürger aber wohl
wünschen, ihr Präsident möge nicht abgeho-
ben, sondern volksnah sein (das liebten die
Deutschen an Johannes Rau und an Horst
Köhler), so sehr erwarten sie aber doch, dass
die Nummer eins im Staate sich nicht auf  al-
le kleinen Versuchungen einlässt.

Die Kraft des Wortes Und da man aus
schlechten Erfahrungen eher lernt als aus gu-
ten – was wirklich schade ist –, machen sich
viele Menschen jetzt Gedanken, wie unser
Staatsoberhaupt eigentlich sein soll. Dieses
Land leistet sich einen Präsidenten, den es für
die Funktionsfähigkeit des Staates nicht
braucht, zu dem es aber gerade deshalb auf-
schauen möchte. Die Würde des Präsidenten
sollte unantastbar sein – auch durch ihn
selbst. Seine einzige Macht ist die Kraft des
Wortes, ohne dass er deswegen ein guter Red-
ner sein muss. Wir erhoffen von ihm Aus-
strahlung. Sie kann väterlich sein wie bei
Heuss. Moralisch fordernd wie bei Heine-
mann. Hoheitsvoll und dennoch volksnah
wie bei Carstens. Wahrhaft präsidial wie bei
Weizsäcker. Fröhlich wie bei Scheel. Schalk-
haft und anekdotisch wie bei Rau. Ein biss-
chen tadelnd und schlechtes Gewissen we-
ckend wie bei Herzog. Aber die Frau, oder der
Mann, der es ja wohl wieder werden wird,
sollte jene Werte vorleben, von denen wir uns
wünschen, dass sie dieses Land auszeichnen.
Er sollte ein guter Nachbar sein, er sollte
Missstände hier und überall da, wo wir sie
auf der Welt ändern könnten, beim Namen
nennen. Sie/Er soll nicht engstirnig, sondern
tolerant sein. Deutschland ist ein sehr freies
und ziemlich offenes Land, für Zuwanderer
aus aller Welt, für andere Religionen, und es
ist nicht nur ein großes, sondern auch ein
großzügiges Land. Der Präsident sollte all das
fördern und einfordern. Es wäre schön, wenn
unser Präsident nicht nur deutsch spräche. Er
darf gerne auch ein bisschen russisch oder
englisch oder französisch oder spanisch ver-
stehen, denn, pardon, liebe Politik, Europa
spricht eben nicht deutsch, auch wenn es

deutsch versteht. Ach ja: Und er sollte ein
Herz für Minderheiten haben, gerade, weil er
keine Angst haben muss, irgendwelche
Mehrheiten dadurch zu verlieren.

Gegenpol zur Regierung Unser neuer Prä-
sident oder unsere neue Präsidentin
sollte natürlich Autorität haben –
bitte nicht so  extrovertiert, kein
Bundesclown, keine Stimmungska-
none, keiner, der mit seinen Reden
ganze Säle zum Toben bringt. Wir
brauchen im Bellevue keinen Volks-
tribun, ganz im Gegenteil. Unser
Staatsoberhaupt soll sich nicht an-
maßen, was ihm laut Verfassung
nicht zusteht – er soll nicht der bes-
sere Kanzler sein. Aber einen Gegen-
pol zur Regierungspolitik wünscht
man sich dann schon gelegentlich,
das hat zum Beispiel bei Richard von
Weizsäcker und Johannes Rau durch-
aus zum Nutzen der politischen Kul-
tur ganz gut geklappt. Unser Präsident
darf im Olympiastadion sitzen und
sich über einen Sieg der Fußballnatio-
nalmannschaft begeistert freuen – und
dabei das Staatsoberhaupt der unterle-
gen Mannschaft umarmen. Er darf

auch mal die Contenance ein bisschen ver-
lieren. Beim Sommerfest im Garten von
Schloss Bellevue darf er ein Gläschen Wein

zu viel trinken, wenn seine Frau oder seine
Lebensgefährtin anschließend aufpasst, dass
er nicht noch Auto fährt. Überhaupt brau-
chen wir keinen Heiligen im Schloss. Es soll-
te wieder als besondere Ehre empfunden
werden, wenn der Präsident zu einer Veran-
staltung kommt oder gar bei ihr redet. Und
eine Einladung ins Schloss Bellevue darf ger-
ne wieder von jedem, dem sie zuteil wird, als
eine ganz besondere Auszeichnung empfun-
den werden.

Früher war das Amt des Bundespräsidenten
der krönende Abschluss einer langen Politi-
kerkarriere. Nicht erst mit dem kläglichen
Abschied von Christian Wulff, sondern be-
reits mit dessen Nominierung für das höchs-
te Staatsamt wurde unübersehbar, dass
Hausherr im Bellevue zu sein zum Lebensab-
schnittsjob geworden ist, nach dessen mehr
oder minder erfolgreicher Absolvierung der
Amtsinhaber sich neue Aufgaben suchen
muss. Dass es nach Bundespräsident kein
normales Berufsleben mehr geben kann, das
ist vorbei. Wollen wir das so? Ob Angela Mer-
kel das alles bedacht hat, als sie sich für Wulff
entschied – sie, die doch in dem Ruf steht, al-
les immer vom möglichen Ende her zu be-
trachten?  Gerd Appenzeller ❚

Der Autor ist Herausgeber der Berliner Tages-
zeitung „Der Tagesspiegel“

Abschied: Ex-Bundespräsident Christian Wulff beim Großen Zapfenstreich 

Nach dem Rücktritt von Bundespräsident Christian Wulff werden an seinen Nachfolger neue Verhaltens-Maßstäbe angelegt.

Die Macht des
Präsidenten ist
die Kraft seines

Wortes, ohne
dass er ein

guter Redner
sein muss.
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Der Präsident, den wir gerne hätten
ESSAY Überlegungen zum höchsten Staatsamt in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Abgang von Christian Wulff
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Die Länder auf der Erde werden von Politikern geführt.An
ihrer Spitze standen früher Könige, heute sind es Präsi-
denten oder Regierungschefs. In Deutschland hat am
meisten Macht der Regierungschef,der hier Bundeskanz-
ler heißt. Neben ihm steht auch der Bundespräsident an
der Spitze des Staates. Er muss wichtige Reden halten
und Gesetze unterschreiben, an die sich jeder halten
muss. Der Bundespräsident lädt auch ausländische
Herrscher zu Besuch ein und reist selbst oft in andere
Länder, um Deutschland gut darzustellen. Er ist fünf
Jahre im Amt und wird von der Bundesversammlung
gewählt. In ihr sitzen alle Politiker des Bundestags und
genausoviel Vertreter von den Bundesländern.

Bundespräsident

Die Organisation einer Bundesversammlung
ist schon unter normalen Bedingungen kein
leichtes Unterfangen: Ein Jahr vorher begin-
nen meist in der Bundestagsverwaltung die
Vorbereitungen. Doch nun stehen die Mitar-
beiter vor der Aufgabe, die Bundespräsiden-
tenwahl innerhalb eines knappen Monats auf
die Beine zu stellen. Kein Wunder, dass sich
unmittelbar nach der Pressekonferenz, in der
Christian Wulff seinen Rücktritt erklärt hatte,
das Räderwerk der Bundestagsverwaltung in
Gang setzte. Nur wenig später saßen rund 90
Mitarbeiter der Bundestagsverwaltung in der
Koordinierungsrunde zusammen, um einen
75 Punkte umfassenden Ablaufplan zu be-
sprechen. Normalerweise werden die Aufga-
ben nacheinander Punkt für Punkt erledigt
und abgehakt. „Jetzt muss alles gleichzeitig
passieren“, sagt Thomas Pflüger, Leiter des Re-
ferats „Zentrale Assistenzdienste“. 

Bestuhlung aufgestockt Stehen alle Dele-
gierten fest, beginnt die „heiße Phase“ der
Vorbereitung: Die Mitglieder der Bundesver-
sammlung müssen offiziell eingeladen wer-
den. Im Bundestags-Tagungsbüro werden
tausende Blatt Papier gefaltet, eingetütet und
mit Infobroschüren abgeschickt. Die Ta-
gungsbüro-Mitarbeiter kümmern sich auch
um den Druck von Wahlausweisen und
Stimmkarten, sorgen dafür, dass Räume für
die Fraktionen bereitgestellt werden und stat-
ten das Reichstagsgebäude mit Wegweisern
aus. Darüber hinaus müssen Kontingente in
Hotels gebucht, Busse organisiert und die
Auszahlung von Reisekosten vorbereitet wer-

den. Zwei Dutzend Referate sind an der Vor-
bereitung beteiligt. So betreut das Protokoll
Ehrengäste und das Diplomatische Corps, die
Bundestagspolizei plant die Verkehrslenkung
und entwickelt ein Sicherheitskonzept für
den Einlass tausender Personen in den
Reichstag. Wichtig ist auch die Vorbereitung
des Plenarsaals. Normalerweise finden hier
620 Abgeordnete Platz. Am Tag der Bundes-
präsidentenwahl müssen aber 1240 Delegier-
te einen Stuhl erhalten, außerdem noch 88
Ersatzdelegierte. Die Bestuhlung wird des-
halb auf über 1.300 Plätze aufgestockt. Die
im Boden verankerten Plenarsaalsitze müs-
sen bis auf die erste Reihe ausgebaut und
durch andere Stühle ersetzt werden. „Vier Ta-
ge dauert es, die Stühle auszubauen“, sagt Re-
feratsleiter Pflüger: „Und noch mal vier, um
es wieder rückgängig zu machen.“

„Alles erlebt“ Auf alle Eventualitäten vorbe-
reitet zu sein, schafft die Verwaltung nur
durch kluge Planung: So hält sie für jeden De-
legierten einen zweiten Satz Wahlausweise
bereit. „Im Hotel vergessen, auf dem Weg ins
Reichstagsgebäude verloren – wir haben alles
schon erlebt“, sagt Tillich. In Atem hielt die
Verwaltung zuletzt besonders die Frage, ob
die Wahlkabinen rechtzeitig aus der Repara-
tur zurück sein würden. „Als wir die Firma
nach der letzten Bundesversammlung beauf-
tragten, dachten wir, wir hätten Zeit“, so Pflü-
ger. Dass die Kabinen so schnell wieder ge-
braucht würden, hatte er nicht erwartet. Doch
Pflüger kann aufatmen: Die Kabinen werden
rechtzeitig fertig. Sandra Schmid ❚

Logistische Meisterleistung 
BUNDESVERSAMMLUNG Die Organisation läuft auf Touren
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„Die se s
Mal aber eine

Frau!“ Schon oft er-
tönte dieser Ruf, wenn ein neu-

es Staatsoberhaupt gesucht wurde. Eine
Kandidatin stellten die Parteien freilich bis-
lang nur dann auf, wenn sie in der jeweili-
gen Bundesversammlung absehbar keine
ausreichende Mehrheit hatten. Bisher kan-
didierten acht Mal Frauen für das Amt des
Bundespräsidenten. Obwohl mehr oder we-
niger chancenlos, machten es manche der
Damen spannend. 
Die Bundesrepublik hatte bereits vier Bun-
despräsidenten erlebt, als die SPD im Jahr
1979 mit Annemarie Renger erstmals über-
haupt eine Frau ins Rennen ums höchste
Staatsamt in die Bundesversammlung
schickte. Mit der Rolle „der ersten Frau“
kannte sich Renger gut aus, war sie doch von
1972 bis 1976 die erste Bundestagspräsi-
dentin gewesen. „Ich habe in dieser Zeit er-
reicht, was ich wollte: Es ist bewiesen, dass
eine Frau das kann“, bilanzierte sie nach ih-
rer Amtszeit. Sicherlich hätte sie auch „Bun-
despräsident gekonnt“, jedoch hatte ihre
Kandidatur angesichts der Mehrheitsver-
hältnisse in der Bundesversammlung von
vornherein keine Aussicht auf Erfolg. Den-
noch ließ sich Renger von ihrer Partei in die
Pflicht nehmen, nachdem sich die sozialli-
berale Koalition zuvor erfolglos darum be-
müht hatte, den Gelehrten Carl-Friedrich
von Weizsäcker als gemeinsamen Kandida-

ten aufzustellen. Erwartungsgemäß wurde
Karl Carstens gewählt.
Ähnlich chancenlos wie Renger war bei der
nächsten Wahl im Jahr 1984 die Schriftstel-
lerin Luise Rinser, die von den ein Jahr zu-
vor mit 39 Sitzen erstmals in den Bundes-
tag eingezogenen Grünen als einzige Ge-
genkandidatin zum CDU-Politiker Richard
von Weizsäcker nominiert worden war. Die
„christliche Sozialistin oder sozialistische
Christin“, wie sich Rinser selbst nannte,
scheiterte bereits im ersten Wahlgang gegen
den früheren Regierenden Bürgermeister
von Berlin. Sie erhielt aber beachtliche 68
Stimmen bei 117 Enthaltungen. 

Grande Dame Anders als Renger und Rin-
ser hätte es Hildegard Hamm-Brücher im
Mai 1994 schaffen können. Die FDP bot ih-
re Grande Dame in Verärgerung über die
Union auf, nachdem der Koalitionspartner
ohne Abstimmung mit den Liberalen den
damaligen sächsischen Justizminister Stef-
fen Heitmann (CDU) nominiert hatte. Al-
lerdings war Hamm-Brücher für die FDP
nur zweite Wahl, nachdem ihr Langzeit-Au-
ßenminister Hans-Dietrich Genscher, der
bei allen Parteien beste Chancen gehabt
hätte, eine Kandidatur abgelehnt hatte. 
Zwar nominierte die Union statt des um-
strittenen Heitmann nach scharfer Kritik
den Präsidenten des Bundesverfassungsge-
richts, Roman Herzog, die FDP hielt aber
dennoch an der Kandidatur Hamm-Brü-

chers fest. Die SPD schickte den nordrhein-
westfälischen Ministerpräsidenten Johan-
nes Rau ins Rennen, die Grünen nominier-
ten den früheren DDR-Bürgerrechtler Jens
Reich. 
Keiner der Kandidaten verfügte über die in
den beiden ersten Wahlgängen notwendige
absolute Mehrheit. Hätte die SPD Rau zu-
rückgezogen und stattdessen Hamm-Brü-
cher unterstützt, wäre diese vermutlich ge-
wählt worden. Zumindest wäre die schwarz-
gelbe Koalition unter Helmut Kohl (CDU)
in eine kapitale Krise gestürzt. Der damali-
ge SPD-Vorsitzende Rudolf Scharping spe-
kulierte jedoch auf liberale Unterstützung
für Rau – und verschätzte sich. Denn die
FDP – unter dem Vorsitz von Außenminis-
ter Klaus Kinkel – unterstützte im dritten
Wahlgang den Unions-Kandidaten Herzog,
der dann auch tatsächlich zum Bundesprä-
sidenten gewählt wurde. 
Hamm-Brücher, die im ersten Wahlgang
132 und im zweiten Wahlgang 126 Stim-
men erhielt – deutlich mehr als die FDP
Wahlleute stellte –, wäre auch im entschei-
denden dritten Wahlgang angetreten, tat
dies auf Druck der Parteiführung aber nicht.
Diese Koalitionsräson kreidet Hamm-Brü-
cher, inzwischen nicht mehr in der FDP, ih-
rer früheren Partei bis heute an. „Kohl be-
fahl das alles, und die FDP war gehorsam“,
sagte sie unlängst in einem Interview. 
Bei der Bundespräsidentenwahl 1999 stell-
te erstmals die Union mit der parteilosen

Thüringer Physikerin Dagmar Schipanski
eine Kandidatin auf – freilich in dem Wis-
sen, dass SPD und Grüne eine deutliche
Mehrheit in der Bundesversammlung ha-
ben würden. Die Wahl beinhaltete eine wei-
tere Premiere: Zum ersten Mal kandidierten
mehr Frauen, nämlich zwei, als Männer für
das höchste Staatsamt. Doch weder Schi-
panksi noch die von der PDS nominierte
ebenfalls parteilose Theologin Uta Ranke-
Heinemann konnten
sich gegen den männli-
chen Kandidaten Jo-
hannes Rau durchset-
zen. Für Schipanski be-
deutete die Bundesprä-
s i d e n t e n w a h l
allerdings den Einstieg
in ihre politische Kar-
riere. Nach der Land-
tagswahl in Thüringen
wurde sie dort im
Herbst 1999 Wissen-
schaftsministerin. Im
März 2000 trat Schipanski der CDU bei, in
deren Präsidium sie wenig später gewählt
wurde.

Zwei Anläufe Gleich zwei Mal versuchte
sich die Hochschulprofessorin Gesine
Schwan als Bundespräsidentenkandidatin.
Im Jahr 2004 nominierte die SPD ihr Mit-
glied als Kontrahenten des Kandidaten von
Union und FDP, Horst Köhler. Köhler er-

hielt erwartungsgemäß im ersten Wahlgang
die absolute Mehrheit, Schwan „fischte“ je-
doch mit ihren 589 Stimmen etliche Stim-
men aus dem schwarz-gelben Lager. Bei ih-
rer zweiten Kandidatur fünf Jahre später
warb Schwan – was ihr auch unter Sozialde-
mokraten Kritik eintrug – kräftig um Stim-
men der Linken. Bei der Wahl war die frü-
here Präsidentin der Europauniversität Via-
drina in Frankfurt/Oder auf Abweichler aus

dem bürgerlichen Lager und die
Stimmen der Grünen sowie der
Linkspartei angewiesen. Am 
23. Mai 2009 zog Schwan dann
aber erneut im ersten Wahlgang
den Kürzeren gegen Köhler. 
Nach dessen überraschendem
Rücktritt 2010 nominierte die
Linkspartei ihre Bundestagsab-
geordnete Luc Jochimsen als Ge-
genkandidatin zu Christian
Wulff und Joachim Gauck. Auf
ihre geringen Wahlchancen an-
gesprochen, sagte sie, sie sei es

gewohnt, eine Außenseiterin zu sein.
Am 18. März tritt nun – ebenfalls als Außen-
seiterin – die parteilose Antifaschistin Bea-
te Klarsfeld auf Vorschlag der Linkspartei als
Kandidatin an. Gegen den von fünf Partei-
en unterstützten Gauck wird sie voraus-
sichtlich im ersten Wahlgang unterliegen.
Das höchste Staatsamt bleibt damit vorerst
das, was es seit 1949 ist: eine Männerbasti-
on. Monika Pilath ❚

Wir sind nur die Kandidatinnen
FRAUEN Das höchste Staatsamt ist eine der letzten Männerbastionen. Bewerberinnen standen stets auf verlorenem Posten

W
enn am 18. März die
15. Bundesversamm-
lung die Nachfolge
des zurückgetretenen
Christian Wulff klärt,
wird die letzte Bun-

despräsidentenwahl immerhin schon mehr
als 20 Monate zurückliegen. Vor Wulffs
Wahl Mitte 2010 waren schließlich nur gut
13 Monate vergangen, seit der später gleich-
falls demissionierte Horst Köhler im höchs-
ten Staatsamt bestätigt worden war.  
Dergleichen hatte es zuvor in der Geschich-
te der Bundesrepublik noch nicht gegeben:
Heinrich Lübke, der einzige vor Köhler zu-
rückgetretene Bundespräsident, hatte von
seiner zweiten Amtszeit bereits mehr als vier
Jahre absolviert, als er im Oktober 1968 sei-
nen vorzeitigen Abschied zum 30. Juni
1969 ankündigte, zehn Wochen vor Ablauf
der regulär fünfjährigen Amtsdauer.

Spannende Wahl Eine Premiere anderer
Art bot Köhlers Wiederwahl 2009, bei der
mit ihm und seiner SPD-Herausforderin
Gesine Schwan erstmals zwei Kandidaten in
der Bundesversammlung antraten, die be-
reits bei der vorherigen Präsidentenwahl
aufeinandergetroffen waren. Wie 2004 setz-
te sich Köhler auch 2009 – jeweils von Uni-
on und FDP nominiert – im ersten Wahl-
gang gegen seine Kontrahentin durch.
Zugleich erinnerte die Konstellation von
2009 an die bislang wohl spannendste Bun-

despräsidentenwahl, nämlich die vom 
5. März 1969. Damals regierten wie im Mai
2009 Union und SPD zusammen in einer
Großen Koalition die Bundesrepublik. In
der Berliner Ostpreußenhalle aber ließen
sie zwei Mitglieder des Bundeskabinetts ge-
geneinander antreten. Für die Union kandi-
dierte Gerhard Schröder (nicht zu verwech-
seln mit dem späteren Bundeskanzler), lan-
ge Zeit erst Innen-, dann Außen-, schließ-
lich Verteidigungsminister.
Für die SPD bewarb sich
Justizminister Gustav Hei-
nemann, als CDU-Mitglied
unter Adenauer einst selbst
Innenminister und mittler-
weile Sozialdemokrat.
In den zwei ersten Wahlgän-
gen verfehlten beide die er-
forderliche absolute Stim-
menmehrheit, wobei Hei-
nemann knapp vor seinem
Kabinettskollegen lag. Im
dritten Wahlgang, bei dem
die relative Mehrheit reicht, gewann er mit
50,0 Prozent der abgegebenen Stimmen.
Ausschlaggebend war die FDP, die damit
den ersten SPD-Politiker ins höchste Staats-
amt wählte – ein Vorbote der soziallibera-
len Koalition, die die Union wenig später
auf die Oppositionsbänke schickte.
Nicht jede Bundesversammlung bot einen
solchen „Wahlkrimi“. 1979 und 1984 etwa
war das Ergebnis von vornherein klar, da die

Union die absolute Mehrheit in dem Gre-
mium hatte. Da nutzte es der SPD 1979
nichts, mit Ex-Bundestagspräsidentin Anne-
marie Renger erstmals eine Frau ins Rennen
zu schicken (siehe Seite 5). Renger, die dem
CDU-Mann Karl Carstens unterlag, war da-
bei für ihre Partei nur „zweite Wahl“: Ur-
sprünglich hatte die SPD die Kandidatur
dem Physiker und Philosophen Carl-Fried-
rich von Weizsäcker angetragen, der indes

abwinkte. Sonst hätte er
wohl mit seinem Bruder Ri-
chard die Erfahrung teilen
müssen, in der Bundesver-
sammlung zu unterliegen.
Richard von Weizsäcker
nämlich stand 1974 als Uni-
ons-Bewerber auf verlore-
nem Posten gegen die sozi-
alliberale Mehrheit und de-
ren Kandidaten Walter
Scheel. Beim zweiten Anlauf
erhielt Weizsäcker dann
1984 auch zahlreiche SPD-

Stimmen und erreichte stolze 80,9 Prozent.
Bei seiner Wiederwahl 1989 gab es zum ein-
zigen Mal keine Gegenkandidaten: Der
Amtsinhaber galt als Idealbesetzung und
wurde mit 86,2 Prozent bestätigt – ein Wert,
den nur Gründungspräsident Theodor
Heuss bei seiner Wiederwahl 1954 mit 88,2
Prozent übertraf.
Heuss hatte dabei ebenfalls die Zustim-
mung auch der meisten Sozialdemokraten

gefunden. Bei seiner ersten Wahl 1949
musste er sich dagegen noch gegen SPD-
Chef Kurt Schumacher durchsetzen, was er
im zweiten Wahlgang auch schaffte.

Adenauers »Hü und Hott« „Pfui“-Rufe gab
es bei seiner Wiederwahl 1954 bei Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses, als sich eine
Stimme für den noch als Kriegsverbrecher
inhaftierten Karl Dönitz fand, 1945 kurzzei-
tiger Nachfolger Hitlers als Reichspräsident.
Dass auf einem weiteren Stimmzettel der
Enkel Wilhelms II. und Chef des Hauses
Hohenzollern, Louis Ferdinand, als Staats-
oberhaupt gewünscht wurde, erregte 36 Jah-
re nach dem Ende der Monarchie nur noch
Heiterkeit. Auch auf Konrad Adenauer ent-
fiel 1954 eine Stimme, obwohl er wie Dö-
nitz und der Preußen-Prinz gar nicht nomi-
niert war. Eng verknüpft ist der Name des
ersten Bundeskanzlers mit der folgenden
Präsidentenwahl von 1959, für die er zu-
nächst seine Bewerbung angekündigt hatte.
Drei Wochen vor der Wahl machte Aden-
auer einen Rückzieher, um weiter die
„Richtlinien der Politik“ bestimmen zu
können. Heuss-Nachfolger wurde stattdes-
sen Landwirtschaftsminister Heinrich Lüb-
ke (CDU). Bei dessen Wiederwahl 1964 ver-
zichtete die SPD – anders als die FDP – auf
einen Gegenkandidaten: Die erste Große
Koalition kündigte sich an.
Mit gleich vier Gegenkandidaten hat-
te es demgegenüber 1994 Roman

Herzog zu tun. Als Unions-Bewerber für de-
ren ursprünglichen, dann aber zurückgezo-
genen Kandidaten Steffen Heitmann aus
Sachsen angetreten, konnte sich Herzog erst
im dritten Wahlgang mit Unterstützung der
FDP gegen Johannes Rau behaupten.
Rau gelang fünf Jahre später der Sprung an
die Staatsspitze. Verheiratet mit der Enkelin
seines politischen Ziehvaters Heinemann,
musste er sich dabei auch gegen dessen von
der damaligen PDS nominierten Tochter
Uta Ranke-Heinemann durchsetzen, der
Tante seiner Frau. Der zweite Sozialdemo-
krat im höchsten Staatsamt nahm es launig:
„An dem Wort ,Familienbande’ ist viel Wah-
res dran“, bemerkte Rau – nach seiner Wahl,
wohlgemerkt. 
Beste Chancen, am 18. März wie Rau und
Weizsäcker im zweiten Anlauf eine Mehr-
heit der Bundesversammlung  zu finden,
werden dem schwarz-rot-gelb-grünen Kan-
didaten Joachim Gauck attestiert. 2010
noch musste er sich Wulffs Mehrheit von
Union und FDP erst im dritten Wahlgang
beugen, in dem zwei weitere Kandi-
daten nicht mehr angetre-
ten waren. Helmut
Stoltenberg
❚

Wer hoffte, nach der Wahl von Christian
Wulff zum Bundespräsidenten Mitte 2010
werde der Weg frei sein, um am Ende seiner
Amtszeit eine vielen lieb gewordene Tradi-
tion wieder aufzunehmen, sah sich mit dem
Rücktritt des Staatsoberhauptes im vergan-
genen Monat getäuscht. Drei Jahrzehnte
hindurch nämlich – immerhin fast die Hälf-
te der mittlerweile 62-jährigen Geschichte
der Bundesrepublik –  ist der Bundespräsi-
dent stets an einem 23. Mai
gewählt worden – eine  Tra-
dition, die nach dem Rück-
tritt von Wulff-Vorgänger
Horst Köhler durchbrochen
werden musste. Sie hätte
wieder aufgenommen wer-
den können, wenn Wulff
seine reguläre Amtszeit von
fünf Jahren bis zum 30. Juni
2015 absolviert hätte – oder 
in diesem Jahr bis zum 
25. April (aber auch nicht
viel länger) gewartet hätte,
um seinen Auszug aus Schloss Bellevue zu
verkünden. 

Siebenmal hintereinander Ein besseres
Datum als der 23. Mai lässt sich nämlich für
die Wahl des ersten Mannes – oder der ers-
ten Frau – im Staate  wohl kaum finden: Es
ist schließlich der Verfassungstag, an dem
1949 das Grundgesetz verkündet wurde,
und so wurde immerhin schon siebenmal

hintereinander das Staatsoberhaupt an die-
sem für das Selbstverständnis der Bundesre-
publik so wichtigen Tag gewählt.
Eine schöne Tradition, aber auch eine unge-
schriebene, denn das Grundgesetz legt nur
fest, dass die Bundesversammlung spätes-
tens 30 Tage vor dem Ende der Amtszeit des
amtierenden Präsidenten zusammenkom-
men muss – bei „vorzeitiger Beendigung“
etwa durch Tod oder wie im Falle der Amts-

inhaber Köhler und nun
auch Wulff  durch Rücktritt
maximal 30 Tage danach.
Wann genau das Staatsober-
haupt gewählt wird, be-
stimmt der Präsident des
Bundestages, zu dessen Auf-
gaben laut Verfassung die
Einberufung der Bundesver-
sammlung gehört. Als erster
Parlamentspräsident hatte
sich Karl Carstens 1979 für
den 23. Mai entschieden,
und er sollte dann auch der

erste Bundespräsident werden, der am Ver-
fassungstag gewählt wurde – wie nach ihm
1984 und 1989 Richard von Weizsäcker,
1994 Roman Herzog, 1999 Johannes Rau
und schließlich 2004 und  2009 Horst Köh-
ler. Nach dessen Rücktritt am 31. Mai 2010
Mai berief Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) die 14. Bundesversamm-
lung zum 30. Juni und damit - wie auch
2012 – letztmöglichen Termin ein.  

Die Amtszeit Wulffs als neuer Bundespräsi-
dent begann an diesem 30. Juni 2010 in
dem Moment, in dem er die Wahl ange-
nommen hatte, obgleich seine Vereidigung
erst zwei Tage später erfolgte – eine Beson-
derheit, die sich bei der Wahl seines Nach-
folgers oder seiner Nachfolgerin wiederho-
len wird. Sie beruht auf dem Umstand, dass
die Amtszeit Köhlers und Wulffs mit deren
sofortiger Demission beendet war. 

Start am 18. März Bei allen ihren Vorgän-
gern seit dem lange zuvor angekündigten
Rücktritt von Heinrich Lübke zum 30. Juni
1969 hatte die Amtszeit jeweils an einem 
1. Juli begonnen; die Nachfolge Wulffs da-
gegen wird nun an einem 18. März angetre-
ten. Nur bei einer  neuerlichen „vorzeitigen
Beendigung“ der Amtszeit des Staatsober-
hauptes – die noch dazu in den passenden
Zeitkorridor fallen müsste – ließe sich eine
Rückkehr zum 23. Mai als Datum der Bun-
desversammlung praktizieren, da es kaum
vorstellbar ist, jemanden rund zehn Mona-
te vor Beginn seiner Amtszeit in das höchs-
te Staatsamt zu wählen. 
Den Anhängern des Verfassungstages mag
es ein schwacher Trost sein, dass das neue
Staatsoberhaupt am 18. März ins Amt ge-
wählt wird – der ist immerhin als Jahrestag
der März-Revolution von 1848 und der ers-
ten freien Volkskammer-Wahl von 1990
gleichfalls ein Schlüsseldatum für das de-
mokratische Deutschland. Doch wird dies,

fünfjährige  Amtszeiten vorausgesetzt, ein
Einzelfall bleiben, da dann die kommen-
den Bundesversammlungen spätestens an
einem 17. Februar  stattzufinden haben –
dem Jahrestag des Wulff-Rücktritts.   

Heimstatt in Berlin Solche Unwägbarkei-
ten spielen bei der Wahl des Versammlungs-
ortes keine Rolle – mittlerweile jedenfalls:
Seit der deutschen Einheit tagt die Bundes-
versammlung im Berliner Reichstagsgebäu-
de. Den großen Plenarsaal des Bundestages
in der Hauptstadt zu nutzen, ist nahelie-
gend, vor allem aber ein Symbol für die
überwundene Teilung Deutschlands. Die
nämlich machte Berlin auch als Ort der
Bundespräsidentenwahl für viele Jahre zum
Streitobjekt zwischen Ost und West.
Gesetzliche Vorschriften über den Tagungs-
ort gibt es nicht, abgesehen von der Tatsa-
che, dass nach dem „Gesetz über die Wahl
des Bundespräsidenten“ der Bundestags-
präsident neben dem Zeitpunkt der Bun-
desversammlung auch den Ort ihres Zu-
sammentritts bestimmt. Nach der ersten
Wahl 1949, zu der noch die Ministerpräsi-
denten der Länder in den damals neuen
Bundestags-Plenarsaal nach Bonn geladen
hatten, trat die Bundesversammlung vier
Mal – 1954, 1959, 1964 und 1969 – in der
(West-)Berliner Ostpreußenhalle zusam-
men. Wurden dagegen beim ersten Mal
noch von keiner der vier Siegermächte Ein-
wände geltend gemacht, werteten die Sow-

jetunion
und die DDR
die Wahl Berlins zum
Tagungsort ab 1959 als Provo-
kation und reagierten mit Protestnoten,
Drohungen und schließlich auch mit Ver-
kehrsbehinderungen auf den Zugangswe-
gen zu der geteilten Stadt. 1969 verkündete
die DDR knapp einen Monat vor der fünf-
ten Bundesversammlung ein Durchreisever-
bot für deren Mitglieder, die Berlin damit
nur noch auf dem Luftweg erreichen konn-
ten; Manöver des Warschauer Pakts im
Raum von Berlin wurden angekündigt, und
am Wahltag selbst donnerten MiG-Kampf-
flugzeuge über West-Berlin.
Erst mit dem Vier-Mächte-Abkommen von
1971 verzichtete der Westen auf weitere Prä-
sidentenwahlen an der Spree. In einem Brief
der drei westlichen Botschafter an den Bun-
deskanzler hieß es: „In den Westsektoren
Berlins werden keine Sitzungen der Bundes-
versammlung und weiterhin keine Plenar-
sitzungen des Bundesrates und des Bundes-
tages stattfinden.“
So mussten die Wahlleute künftig wieder an
den Rhein reisen, an dem nun ab 1974 vier
Bundesversammlungen in Folge in der Bon-
ner Beethovenhalle stattfanden. Die letzte
Präsidentenwahl dort erfolgte am 23. Mai
1989 – ein knappes halbes Jahr, bevor der
Mauerfall auch der Bundesversammlung
den Weg nach Berlin wieder frei machen
sollte. Helmut Stoltenberg ❚

Keine Rückkehr zum Verfassungstag   
GESCHICHTE Weder Tag noch Ort der Wahl des Staatsoberhauptes sind gesetzlich festgelegt 

Siebenmal 
hintereinander

erfolgte 
die Wahl des

Präsidenten an
einem 

23. Mai.

Nur 1989 bei
Weizsäckers
Wiederwahl

gab es 
keinen 

anderen
Kandidaten.

Theodor Heuss
(1949 bis 1959)

Der promovierte
Nationalökonom
wurde am 12. Sep-
tember 1949 der
erste Bundespräsi-
dent. Er gab dafür
sein Bundestags-
mandat und den
Vorsitz der nach
dem Krieg neu ge-
gründeten FDP

auf. Dem bei Amtsübernahme 65-Jährigen
gelang es, Brücken der Verständigung zu
bauen in einer Welt, die der jungen Bundes-
republik noch mit sehr viel Misstrauen be-
gegnete. 1954 wurde er mit breiter, partei-
übergreifender Mehrheit wiedergewählt.
Heuss wurde in der jungen Bundesrepublik
in hohem Maße als Ideal eines Bundesprä-
sidenten empfunden. Er starb 1963 in Stutt-
gart im Alter von 79 Jahren. ❚

DIE BUNDESPRÄSIDENTEN Von Familien- und anderen Geschichten 
RÜCKBLICK Abstimmungskrimis und Pfui-Rufe: ein Streifzug durch 14 Bundesversammlungen   

Heinrich Lübke
(1959 bis 1969)

Der im Sauerland
geborene Lübke
saß während der
NS-Zeit 20 Mona-
te in Haft. Unmit-
telbar nach dem
Krieg trat er der
CDU bei. Lübke
gehörte dem Bun-
destag seit 1949
mit einer Unter-

brechung an und war von 1953 an Bundes-
landwirtschaftsminister. Am 1. Juli 1959
wurde Lübke zum Bundespräsidenten ge-
wählt; 1964 erfolgte seine Wiederwahl,
diesmal auch von der SPD mitgetragen. Lüb-
ke engagierte sich besonders für die Ent-
wicklungszusammenarbeit. Er besuchte 35
Länder, vor allem in der „Dritten Welt“. Lüb-
ke erkrankte noch während seiner Amtszeit
schwer an Krebs. 1972 starb er. ❚

Gustav Heinemann
(1969 bis 1974)

Noch als CDU-
Mitglied wurde
Heinemann 1949
Bundesinnenmi-
nister. Im Oktober
1950 trat er aus
Protest gegen die
Wiede rbewaf f -
nung zurück und
aus der CDU aus.
Von Frühjahr 1957

an SPD-Mitglied, wurde Heinemann im Jahr
1966 Bundesjustizminister. Drei Jahre später
wurde er erst in dritten Wahlgang mit sechs
Stimmen Vorsprung zum Bundespräsiden-
ten gewählt. In seinem Amt trat er für die
Versöhnung mit den von Deutschland unter
dem NS-Regime besetzten Staaten Europas
ein. Früh verzichtete er auf eine Wiederwahl.
Heinemann starb 1976. ❚

Walter Scheel
(1974 bis 1979)

Der „singende
B u n d e s p r ä s i -
dent“, der einst
mit dem Lied
„Hoch auf dem
gelben Wagen“
populär wurde,
ist mittlerweile 92
Jahre alt. Dem
Bundestag gehör-
te Scheel von

1953 bis zu seiner Wahl als Bundespräsident
an. Seit 1946 in der FDP, wurde er 1968 de-
ren Bundesvorsitzender. Als Außenminister
in den Jahren von 1969 bis 1974 galt Scheel
gemeinsam mit Bundeskanzler Willy Brandt
(SPD) als „Vater der Entspannungspolitik“.
Am 15. Mai 1974 wurde er mit den Stimmen
von SPD und FDP zum Bundespräsidenten
gewählt. (Interview Seite 2) ❚

Weder Bundespräsidium noch Direktwahl 
GRUNDGESETZ Bei den Verfassungsberatungen waren Amt und Wahl des Staatsoberhauptes keineswegs eine Selbstverständlichkeit 

N
ach dem Rücktritt von
Bundespräsident Christi-
an Wulff ist prompt der
Ruf nach Abschaffung
des höchsten Amtes im
Staate lauf geworden.  Es

sei „überflüssig“ und „ein dummer Ana-
chronismus“, war da etwa zu hören. Auch
über eine Direktwahl des Staatsoberhauptes
wird parteiübergreifend diskutiert (siehe
Seite 2). Neu sind freilich beide Debatten
nicht, schon im Parlamentarischen Rat, der
1948/49 das Grundgesetz ausarbeitete, wa-
ren sie ein Thema. Dennoch entschieden
sich die Väter und Mütter des Grundgeset-
zes anders: „Der Bundespräsident wird“, so
steht es in Artikel 54 der Verfassung, „von
der Bundesversammlung gewählt“. Warum
aber hat die Bundesrepublik überhaupt ei-
nen doch weitgehend auf repräsentative
Aufgaben beschränkten Bundespräsiden-
ten? Und weshalb wird er durch eine nur zu
diesem Zweck einzuberufende Versamm-
lung gewählt statt wie der Bundeskanzler

vom Bundestag oder eben direkt vom
Volk?

Was heute vielen
B ü r g e r n

selbst-

verständlich scheinen mag, war vor mehr
als 60 Jahren bei den Beratungen über das
Grundgesetz so unumstritten nicht. Die
Sehnsucht nach einem „Ersatzkaiser“, der
nach dem Sturz der Monarchie mit dem
1919 geschaffenen Amt des Reichspräsiden-
ten noch Rechnung getragen worden war,
schien nach den schlechten Erfahrungen
der Weimarer Republik diskreditiert. Statt-
dessen wurde bei den Beratungen über
„Richtlinien für ein Grundgesetz“ im Au-
gust 1948 auf der Insel Herrenchiemsee er-
wogen, angesichts des „provisorischen Cha-
rakters der zu schaffenden staatlichen Ord-
nung“ die Aufgaben des Staatsoberhauptes
einem „Bundespräsidium“ zu übertragen.

Dreierkollegium abgelehnt Zwar machte
sich in der Expertenrunde nur eine Minder-
heit für ein solches Dreierkollegium aus
Bundestagspräsident, Bundesratspräsident
und Bundeskanzler mit regelmäßig wech-
selndem Vorsitz stark, doch griffen die So-
zialdemokraten den Vorschlag bei der Aus-
arbeitung der Verfassung im Parlamentari-
schen Rat wieder auf. Aus ihren Reihen kam
auch der Gedanke, auf eine solche Instituti-
on ganz zu verzichten und statt dessen „für
das Provisorium des Grundgesetzes“ dem
Bundestagspräsidenten die Funktionen des
Staatsoberhauptes zu übertragen – so wie

vier Jahrzehnte später ja auch in der End-
phase der DDR die damalige Volks-

kammerpräsidentin Sabine Berg-

mann-Pohl als Staatsoberhaupt fungieren
sollte.
Der Parlamentarische Rat indes entschied
sich gleichwohl dafür, die Staatsspitze mit
einer eigens zu wählenden Persönlichkeit
zu besetzen. Die CDU argumentierte, dass
„ein gut funktionierender Bundesstaat
grundsätzlich auch eines Bundespräsiden-
ten“ zur Repräsentation nach innen und au-
ßen bedürfe; auch könne ein solcher Präsi-
dent „der moralische Reprä-
sentant der Volkseinheit“
sein. Und für die Freien De-
mokraten warnte Theodor
Heuss vor dem „Provisori-
um eines Direktoriums“.
Das würde „in der Bevölke-
rung gleich wieder so ausge-
deutet (...): Man will also
die verschiedenen Leute
und Parteien mit daran be-
teiligt haben“.  
Angesichts der Lehren aus
der Weimarer Republik
wurde das Bundespräsidentenamt indes mit
deutlich geringeren Kompetenzen ausge-
stattet als zuvor der Reichspräsident. Aus
denselben Gründen wird der Bundespräsi-
dent auch nicht direkt vom Volk gewählt,
was im Parlamentarischen Rat einige FDP-
Vertreter zur Diskussion stellten. Eine Di-
rektwahl hätte die Position des Staatsober-
hauptes gegenüber der Regierung erheblich
gestärkt, doch sollte ja gerade das Weimarer

Nebeneinander von Präsidialsystem und
parlamentarischer Demokratie vermieden
werden. Hinzu kamen die bitteren Erfah-
rungen der ersten Republik mit den Dema-
gogie-Potenzialen von Volksabstimmun-
gen, weshalb eine Direktwahl des Präsiden-
ten schließlich von allen Fraktionen abge-
lehnt wurde.
Das künftige Staatsoberhaupt sollte sich
aber gleichwohl auf ein „breites Funda-

ment“ stützen können.
Wenn schon kein „plebiszi-
tärer Bundespräsident“ er-
wünscht sei, argumentierte
im Parlamentarischen Rat
der FDP-Politiker Thomas
Dehler, solle der erste Mann
im Staate doch „vom Ver-
trauen einer größeren Zahl
von Vertretern des Volkes ge-
tragen werden“.
Schon bei den Beratungen
auf Herrenchiemsee war der
Vorschlag aufgekommen,

den Bundespräsidenten durch Bundestag
und Länderkammer als den beiden Gesetz-
gebungsorganen wählen zu lassen. Unter-
stützung fand dies im Parlamentarischen
Rat bei Unions-Vertretern, die die Länder-
kammer an der Präsidentenwahl beteiligt
sehen wollten. Das aber stieß bei Sozial-
und Freidemokraten auf Ablehnung mit der
Begründung, es sei „irgendwie systemwid-
rig“ und „eines freien Staates unwürdig“,

dass die Wähler des Staatsoberhauptes
„nach Instruktionen ihrer Landesregierun-
gen handeln“. Von Wählern, die an Weisun-
gen gebunden seien, könne man nicht er-
warten, „dass sie die Stimme des Volkes wie-
dergeben“. Eine echte Wahl setze voraus,
„dass die Wähler ihre Stimmen nach bestem
Wissen und Gewissen abgeben“.  
Schließlich kam es zur Idee einer „Bundes-
versammlung“ von gewählten Vertretern
des Bundes und der Länder – eine „persön-
liche Erfindung“ von Theodor Heuss, der
dann von diesem Gremium als erster ins
höchste Staatsamt gewählt werden sollte.
Dehler brachte dann für die FDP im Haupt-
ausschuss des Parlamentarischen Rates den
auch von der SPD befürworteten Vorschlag
ein, „dass ein Nationalkonvent, eine Bun-
desversammlung zusammentritt, dass also
ein besonderes Wahlgremium den Bundes-
präsidenten wählt“.

Zeugenrolle Damit nun aber der Bundes-
rat bei der Kür des Staatsoberhauptes nicht
gänzlich außen vor bleiben musste, wiesen
die Verfassungsmütter und -väter der Län-
derkammer wenigstens eine Art Zeugenrol-
le bei der Vereidigung des neu Gewählten
zu. Aus diesem Grunde leistet jeder Bundes-
präsident bei Antritt der neuen Tätigkeit sei-
nen Amtseid, wie es in Artikel 56 des
Grundgesetzes vorgeschrieben ist, „vor den
versammelten Mitgliedern des Bundestages
und des Bundesrates“. Helmut Stoltenberg ❚

»Kohl befahl
das alles,
und die 
FDP war 

gehorsam.«
Hildegard Hamm-Brücher,

1994 Kandidatin
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Karl Carstens
(1979 bis 1984)

Als wandernder
Präsident ist der
CDU-Politiker Karl
Carstens in die
Geschichte einge-
gangen. Mehr als
1.500 Kilometer
hat er zu Fuß
durch Deutsch-
land zurückgelegt.
1914 in Bremen

geboren, fand der habilitierte Jurist und Di-
plomat erst relativ spät mit 57 Jahren in die
Politik. Von 1973 bis 1976 Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und anschlie-
ßend Bundestagspräsident, wurde Carstens
1979 zum Bundespräsidenten gewählt. 528
Wahlleute stimmten für ihn (die CDU/CSU
hatte die absolute Mehrheit). 1992 starb er
mit 77 Jahren in Meckenheim bei Bonn. ❚
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DIE BUNDESPRÄSIDENTEN

Angesichts der
Lehren aus

Weimar bekam 
das  Amt 
deutlich 

geringere
Kompetenzen.

Richard von Weizsäcker
(1984 bis 1994)

Weizsäcker, der im
Mai 1984 Bundes-
präsident wurde,
hielt die berühm-
teste Rede seiner
Amtszeit am 8.
Mai 1985 zum 40.
Jahrestag des En-
des des Zweiten
Weltkrieges. Vor
dem Bundestag

sprach er vom „Tag der Befreiung“ und vom
menschenverachtenden System der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft. Weiz-
säcker wurde 1969 Mitglied des Bundesta-
ges. Zwischen 1981 und 1984 war er Regie-
render Bürgermeister von Berlin. 1989 wur-
de Weizsäcker ohne Gegenkandidat als
Staatsoberhaupt wiedergewählt und war
seit dem 3. Oktober 1990 Bundespräsident
aller Deutschen. ❚

Roman Herzog 
(1994 bis 1999)

Als der Präsident
mit der „Ruck“-
Rede gilt Herzog,
der als Nachfolger
Weizsäckers am
23. Mai 1994 ge-
wählt wurde. Her-
zog erklärte 1997
in seiner Berliner
Rede, dass ange-
sichts verkrusteter

Strukturen ein „Ruck“ durch Deutschland
gehen müsse, um ein seiner Ansicht nach
weitverbreitetes Gefühl der Stagnation zu
überwinden. Herzog, 1934 geboren, CDU-
Mitglied seit 1970, wurde 1983 zum Mit-
glied des Bundesverfassungsgerichts ge-
wählt und war seit 1987 dessen Vorsitzen-
der. 1996 führte Herzog in Deutschland den
27. Januar als Tag des Gedenkens an die Op-
fer des Nationalsozialismus ein. ❚

Johannes Rau
(1999 bis 2004)

Rau, der am 16.
Januar 1931 gebo-
ren wurde, trat
1958 in die SPD
ein und wurde im
gleichen Jahr in
den Landtag von
Nordrhein-West-
falen gewählt.
1978 wurde Rau
Ministerpräsident

des Landes. Unter seiner Führung konnte die
NRW-SPD dreimal die absolute Mehrheit
verteidigen. Zu den Höhepunkten seiner
Amtszeit zählte ein Besuch in Israel, bei dem
er vor der Knesset in deutscher Sprache das
israelische Volk um Vergebung für die Ver-
brechen des Nationalsozialismus bat. Rau
erlag 2006 einer schweren Krankheit – kurz
nach seinem 75. Geburtstag. ❚

Horst Köhler
(2004 bis 2010)

Die politische
Klasse hat sich
bisweilen schwer-
getan mit ihm, da-
für war er bei der
Bevölkerung umso
beliebter. Als sieb-
tes von acht Kin-
dern einer deut-
schen Bauernfa-
milie 1943 in Po-

len geboren, siedelte Köhler mit seiner
Familie bald darauf in den Westen Deutsch-
lands über. 1976 trat er in den Bundesdienst
ein und arbeitete sich bis zum Direktor des
Internationalen Währungsfonds hinauf.
2004 als Kandidat von Union und FDP zum
Bundespräsidenten gewählt, wurde er 2009
im Amt bestätigt. Am 31. Mai 2010 reichte
er überraschend seinen Rücktritt ein. ❚
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Christian Wulff
(2010 bis Februar 2012)

Als er ins Schloss
Bellevue einzog,
war der 51-jährige
der jüngste Bun-
d e s p r ä s i d e n t
Deutschlands. Als
er es wieder ver-
ließ, hatte der Ju-
rist die kürzeste
Amtszeit im
höchsten Staats-

amt absolviert. In der Affäre um einen güns-
tigen Privatkredit und kostenlose Urlaube
mussten die Deutschen den Eindruck be-
kommen, dass eine für Bundespräsidenten
unziemliche Nähe zu Managern und Unter-
nehmern bestand. Nachdem die Staatsan-
waltschaft Hannover die Aufhebung von
Wulffs Immunität beantragt hatte, trat er
am 17. Februar zurück. Bernard Bode ❚
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Bundesversammlungen und Präsidentschaften: Plenum 2004, Kanzlerin Merkel bei Wahl 2009, darunter Heinemann 1969 nach seiner Wahl, Gesine Schwan
nach der Wahl 2009 (oben v. l.) , Horst Köhler und das Ehepaar Wulff 2010, die Ehepaare Rau und Herzog 1999 (unten v.l.) Grafik-Hintergrund: Plenum 2010.

Die Ehepaare Lübke und Heinemann 1969, darunter Regisseur und Wahlmann Sönke Worthmann 2010, der Bonner Präsidenten-Amtssitz „Villa Hammer-
schmidt“, Theodor Heuss 1949 (oben v.l.), Wachbataillon vor Schloss Bellevue, Richard von Weizsäcker am 8. Mai 1985, Plenum in Berlin 1969 (unten v.l.)



A
us Worten und Mimik Sebas-
tian Edathys (SPD) sprach
ungläubiges Staunen. Mehr-
fach insistierte der Vorsitzen-
de des Bundestags-Untersu-
chungsausschusses, der die

Hintergründe der dem „Nationalsozialisti-
schen Untergrund“ (NSU) angelasteten
Mordserie an neun türkisch- oder griechisch-
stämmigen Kleinunternehmern und einer
Polizistin aufklären soll, am vergangenen
Donnerstag gegenüber Barbara John, für ih-
re schwierige Aufgabe sei sie doch unzurei-
chend ausgerüstet: Es fehle an Geld und Per-
sonal; um Hilfen für Angehörige der Getöte-
ten wie Sozialleistungen oder Stipendien
müssten sich doch eigentlich Ministerien
kümmern. 
Doch die Ombudsfrau der Bundesregierung
für die Hinterbliebenen der Opfer wollte
partout nicht in Jammern verfallen: Sie ge-
höre nicht zu denen, die als erstes einen gut
ausgestatteten Stab verlangten: „Ich verab-
scheue diese Haltung“. Die bislang im Al-
leingang tätige CDU-Politikerin, die nur ei-
ne 400-Euro-Stelle vom Bundesjustizminis-
terium zugesagt bekam, zeigte sich sogar
froh, „dass ich keine Behörde bin“. Als ehe-
malige Berliner Ausländerbeauftragte wisse
sie, was bürokratisch passiere, wenn man et-
was „in die Linie gibt“. Lieber wolle sie per-
sönlich Probleme „schnell klären“. So habe
sie erreicht, dass ein Jobcenter die 10.000-
Euro-Opferhilfe der Regierung an Hinter-
bliebene nicht mit Sozialleistungen verrech-
ne. Um Missverständnisse zu vermeiden,
sagte John dann doch noch, dass sie „jede
Hilfe gebrauchen kann“.

Probleme für Familien Der Untersu-
chungsausschuss wollte zum Auftakt seiner
Arbeit mit der Anhörung Johns und zweier
Sprecherinnen von Opferberatungsvereini-
gungen die Perspektive der Leidtragenden
zur Sprache bringen, wie Edathy betonte.
Eindringlich schilderte nun  die 74-jährige
Regierungsbeauftragte die Mühen, die Fami-
lien der Opfer bei Alltagsschwierigkeiten zu
unterstützen. 

John klagte behördlichen Starrsinn an. Kin-
der von getöteten Vätern seien wegen dieser
Taten „aus dem Studium gerissen worden“
und erhielten im Falle einer Wiederaufnah-
me dieser Ausbildung keine Stipendien. Un-
geklärt sei, wer die Anwaltskosten der Betrof-
fenen trage. Am schlimmsten findet John in-
des, dass die Angehörigen jahrelang „an den
Rand der Gesellschaft gedrängt wurden“ –
wegen falscher Verdächtigungen der Polizei,
die Täter im persönlichen Umfeld der Opfer
oder im Ausländermilieu gesucht hatte. In-
folge solcher Mutmaßungen sei das familiä-
re Umfeld oft zerrüttet worden, berichtete
die Ombudsfrau, gegenseitige Verdächtigun-
gen seien entstanden. 
Sie plädierte zugleich für „Gedenkorte, da-
mit diese Verbrechen im kollektiven Ge-
dächtnis bleiben“, und forderte eine unab-
hängige Ombudsstelle für Beschwerden
über Fehlverhalten der Polizei. Deren Aus-
bildung müsse stärker berücksichtigen, dass
die Bundesrepublik ein Einwanderungsland
sei. Für die Hinterbliebenen sei es zudem
wichtig, über die laufenden Ermittlungen
zur NSU informiert zu werden. 

Beauftrager ernannt Kritik und Vorschlä-
ge Johns stießen im Ausschuss durchaus auf
Resonanz. Unions-Obmann Clemens Bin-
ninger (CDU) unterstützte das Verlangen
nach Erinnerungstafeln an den Tatorten. Für
die erschossene Polizistin existiert so etwas
bereits in Heilbronn. Binningers SPD-Kolle-
gin Eva Högl nannte es „sehr wichtig, solche
Gedenkorte zu schaffen“. FDP-Obmann
Hartfrid Wolff berichtete von der Absicht des
Arbeitsministeriums, klarzustellen, dass die
Opferhilfe nicht auf Hartz-IV-Zahlungen an-
gerechnet werde. 
Aus Sicht des Ausschusses ist man eine Auf-
klärung der Mordserie auch den Angehöri-
gen der Opfer schuldig. Diese Recherchen
gestalten sich freilich kompliziert. Hilfe bei
der Aufarbeitung tausender Aktenberge er-
hoffen sich die Abgeordneten nun von ei-
nem speziellen Ermittlungsbeauftragten; er-
nannt wurde für diese Arbeit der Strafrechts-
professor Bernd von Heintschel-Heinegg.

Bislang aber sind kaum Unterlagen einge-
gangen. Der Ausschuss und die von der Re-
gierung berufene Bund-Länder-Kommission
(BLK) nutzten deshalb ein Treffen nicht nur,
um eine enge Kooperation zu vereinbaren,
sondern auch, um von den Ländern eine lü-
ckenlose Aktenherausgabe zu fordern. Wolff
monierte mit Blick auf die Länder:„Es hol-
pert bei dieser Zusammenarbeit noch erheb-
lich.“ Die Linke-Obfrau Petra Pau erwartet
indes von der Innenministerkonferenz am
22. März Signale für eine umfassende Ko-
operation. Notfalls werde man „sich aber
vor Gericht sehen“, warnte sie. Seitens der
BLK insistierte Berlins früherer Innensenator
Ehrhart Körting (SPD): „Nun muss ein biss-
chen Butter bei die Fische kommen.“

Debatte über Demos Mit dem Kampf ge-
gen den Rechtsextremismus befasste sich der
Bundestag am Donnerstag auch in einer Ak-
tuellen Stunde zu Zusammenstößen zwi-
schen Polizei und Gegendemonstranten bei
einem Neonazi- Aufmarsch jüngst in Müns-
ter. Ingrid Remmers (Die Linke) kritisierte,
sie sei von einer Polizistin „tätlich angegrif-
fen und festgenommen“ worden. Dieser
Vorfall konnte nicht geklärt werden, stattdes-
sen stritt man über ein adäquates Vorgehen
bei rechtsextremen Demonstrationen.  
Der CSU-Abgeordnete Stephan Mayer be-
grüßte es, wenn Bürger gegen solche Kräfte
auf die Straße gingen. Das müsse aber fried-
lich geschehen. In Münster hätten ver-
mummte linke Gegendemonstranten Poli-
zisten mit Steinen und Flaschen beworfen.
Maier betonte, die im Grundgesetz garan-
tierte Versammlungsfreiheit sei „politisch
neutral“, weshalb die Polizei Aufmärsche
„von Linken wie Rechten schützen muss“.
Remmers sagte, auch für Rechtsextreme gel-
te die Versammlungsfreiheit, doch müsse die
Polizei „einer Neonazi-Demo nicht immer
den Weg freiprügeln“. Monika Lazar (Grüne)
mahnte, die Polizei dürfe nicht „unverhält-
nismäßig reagieren“, wenn sie das Demons-
trationsrecht gewährleiste. Daniela Kolbe
(SPD) rief dazu auf, Rechtsextremisten „kei-
ne Räume zu lassen“.  Karl-Otto Sattler ❚

RECHTSEXTREMISMUS Die Beauftragte für die Angehörigen der
Ermordeten wirbt im Untersuchungsausschuss für Gedenkorte  

Die Sicht der
Neonazi-Opfer 

BUNDESTAG Auf klare Ablehnung bei der
schwarz-gelben Koalition stößt ein Grünen-Vor-
stoß für eine Verfahrensregelung zur Beobach-
tung von Abgeordneten durch Nachrichten-
dienste. In einem Antrag (17/8797), der am
Donnerstag an die Ausschüsse überwiesen wur-
de, schreibt die Grünen-Fraktion, dass der ver-
fassungsrechtliche Status von Bundestagsab-
geordneten gebiete, dass diese „im Grundsatz
vor geheimdienstlicher Informationssammlung
und Überwachung geschützt sein müssen“. Nur
in ganz besonderen Fällen könnten Ausnahmen
davon zugelassen werden. Dies erfordere zuvor
eine konstitutive Zustimmung des Bundesta-
ges. Der Grünen-Parlamentarier Volker Beck
gab zu Protokoll, als genehmigendes Gremium
kämen das Parlamentspräsidium oder die
Obleute des Immunitätsausschusses infrage.
Der CDU-Abgeordnete Bernhard Kaster hielt
dem entgegen, dass zahlreiche Anhaltspunkte
für linksextremistische Bestrebungen in der Par-
tei Die Linke vorlägen. Diese werde seit langem

vom Verfassungsschutz beobachtet. Es sei be-
kannt, dass zu den Beobachteten auch Linke-
Abgeordnete gehören. Zudem sei es juristisch
eindeutig geklärt, dass eine „offene Beobach-
tung“ von Abgeordneten rechtens sei. Der FDP-
Parlamentarier  Hartfrid Wolff wandte sich ge-
gen „die Behauptung der Grünen, mit der Frei-
heit des Abgeordnetenmandats vertrage sich
im Grundsatz eine geheimdienstliche Beobach-
tung nicht“. Die SPD-Abgeordnete Sonja Stef-
fen unterstrich, es mache einen Unterschied,
„ob nur eine Beobachtung anhand öffentlich
zugänglicher Quellen oder eine Überwachung
mit geheimdienstlichen Mitteln“ stattfinde.
Für die Linksfraktion nannte ihre Abgeordnete
Dagmar Enkelmann es einen „ungeheuerlichen
Vorgang, dass mindestens  27 Mitglieder ihrer
Fraktion überwacht würden. Enkelmann fügte
hinzu, Die Linke sei für die Abschaffung von Ge-
heimdiensten und „grundsätzlich gegen die
Überwachung von Abgeordneten, mit welchen
Mitteln auch immer“. sto ❚

Weiter Streit um MdB-Beobachtung

ABKOMMEN Mit den Stimmen der Koalition
hat der Bundestag am Donnerstag  Vertragsge-
setzen zu Abkommen mit Kuwait (17/7601), Ka-
tar (17/7602), Kroatien (17/7603), Saudi-Ara-
bien (17/7604) , dem Kosovo (17/7605) und der
Ukraine (17/7606) zur Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung des Terrorismus und der Organi-
sierten Kriminalität zugestimmt. Den Abkom-
men mit Kroatien und dem Kosovo stimmte
auch die SPD zu, die sich ansonsten enthielt. Die
Grünen enthielten sich bei der Abstimmung
über das Abkommen mit Kroatien, während sie
die restlichen Abkommen ablehnten. Die Links-
fraktion stimmte gegen alle Abkommen.
Der CDU-Abgeordnete Clemens Binninger gab
zu Protokoll, die Abkommen würden einen
„maßgeblichen Beitrag zu mehr Sicherheit in
allen Vertragsstaaten leisten“. Die FDP-Parla-

mentarierin Gisela Piltz verwies darauf, dass
man im Innenausschuss eine Entschließung ver-
abschiedet habe, mit der der Bundesregierung
aufgegeben worden sei, dafür Sorge zu tragen,
dass unter anderem „Daten nicht übermittelt
werden, wenn Menschenrechtsverletzungen
für die betroffenen Personen drohen“.
Der SPD-Abgeordnete Wolfgang Gunkel mach-
te große Bedenken gegen die Abkommen mit
Saudi-Arabien, Katar und Kuwait geltend. Für
Die Linke kritisierte ihre Parlamentarierin Ulla
Jelpke, in Ländern wie Saudi-Arabien, Kuwait
und Katar würden „die Menschenrechte aufs
Schwerste missachtet“. Der Grünen-Abgeord-
nete Wolfgang Wieland bemängelte, die Ab-
kommen seien „von zu unklaren menschen-
rechtlichen und rechtsstaatlichen Bindungen“
gekennzeichnet. sto ❚

Sicherheitskooperation gebilligt 

SICHERUNGSVERWAHRUNG Die SPD-Frak-
tion will die Neuregelung der Sicherungsver-
wahrung auf schwerste Gewalt- und Sexualta-
ten beschränken. Über einen entsprechenden
SPD-Antrag (17/8760) sowie einen Antrag der
Linksfraktion (17/7843) debattierte der Bundes-
tag erstmals am vergangenen Donnerstag. Die
Linksfraktion fordert, wie ihre Abgeordnete Ha-
lina Wawzyniak betonte, „die Einsetzung einer
Expertenkommission“ zu der geplanten Neure-
gelung. Die Sicherungsverwahrung sei „grund-
sätzlich verfassungswidrig“.
Der SPD-Abgeordnete Burkhard Lischka sah in
der  Sicherungsverwahrung das wahrscheinlich
„wichtigste rechtspolitische Vorhaben in dieser
Legislaturperiode“, weil es „um den Schutz un-
serer Bürgerinnen und Bürger vor gefährlichs-
ten Gewalt- und Sexualstraftätern“ gehe. Der
CDU-Abgeordnete Ansgar Heveling plädierte

dafür, auf Grundlage eines bereits vorhandenen
Gesetzentwurfs der Bundesregierung zu bera-
ten, wie die „künftige Sicherungsverwahrung
ausgestaltet sein soll“.
Die in dem SPD-Antrag vorgesehene „nach-
trägliche Therapieunterbringung“ stieß bei dem
FDP-Abgeordneten Christian Ahrendt und dem
Grünen-Parlamentarier Jerzy Montag auf Kritik.
Ahrendt forderte, hierbei die Länder in die
Pflicht zu nehmen, denn sie „haben eigene Ge-
setze und eine eigene Zuständigkeit für den
Umgang mit psychisch Kranken“. Montag er-
gänzte, dass der Bundestag bereits „das Recht
der Sicherungsverwahrung zum 1. Januar 2011
grundlegend reformiert“ habe „und zwar so,
dass es keine nachträgliche Sicherungsverwah-
rung und keine nachträgliche Therapieunter-
bringung vorsieht“. Die Anträge wurden an die
Ausschüsse überwiesen. ver ❚

Vorstöße zur Verwahrung von Tätern

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der SPD-Star bekam richtig sein Fett weg:
„Ich werde mein Licht nicht unter den
Scheffel stellen, bloß damit die Funzel von
Heiko Maas etwas heller leuchtet“, giftete
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU)
jüngst. Und: „Der Ton wird noch härter wer-
den“, drohte die saarländische Ministerprä-
sidentin. SPD-Landeschef Maas konterte,
die CDU habe bei der Leiharbeit „gepennt“
und „Versorgungsorgien“ inszeniert.  

Stellenabbau angestrebt Doch das Wahl-
kampfgetöse täuscht: Kramp-Karrenbauer
und Maas versprechen sich für die Zeit nach
der Landtagswahl am 25. März die politi-
sche Ehe. Man wolle „klare Verhältnisse“,
betonte die CDU-Frau, und die seien „am
besten mit CDU und SPD möglich“. Es ge-
he darum, „die Probleme des Landes ge-
meinsam zu lösen“, assistierte der SPD-
Mann. 
Gerechtfertigt wird die angestrebte Elefan-
tenhochzeit mit der Schuldenbremse. Im

Etat müssen bis 2020 jedes Jahr 70 Millio-
nen Euro zusätzlich eingespart werden. Die
CDU will 2.400 der 24.000 Jobs im Landes-
dienst streichen, auch für die SPD ist ein
Stellenabbau „unvermeidlich“. 

Sympathien für Rot-Rot Die Matadore
ringen jetzt darum, wer Nummer eins wird.
Umfragen sehen Union und SPD gleichauf
mit etwa 36 Prozent. Der Linke-Spitzenkan-
didat Oskar Lafontaine, dessen Partei  bei
15 Prozent verortet wird, trommelt freilich
für Rot-Rot. Maas schließt dies zwar aus,
doch an der SPD-Basis hat dieses Bündnis
viele Sympathien. „Unsere Schuldenbremse
heißt Vermögenssteuer“– so wirbt Lafontai-
ne dafür, die Reduzierung der Neuverschul-
dung vor allem über höhere Abgaben für
Reiche anzuvisieren. Landet Maas hinter der
CDU, könnte dies die SPD in eine Zerreiß-
probe stürzen: Nummer eins mit Rot-Rot
oder Nummer zwei in der Großen Koaliti-
on? 

FDP und Grüne scheinen
derweil unterzugehen. De-
moskopen sehen die Libe-
ralen, deren Personal-Ha-
rakiri das Ende der
schwarz-gelb-grünen Ko-
alition provoziert hatte, bei
zwei Prozent. Auch die
Grünen drohen mit vier
Prozent zu scheitern. Indes
könnten es die Piraten
schaffen, Umfragen geben
ihnen fünf Prozent. Das
Programm wirkt ziemlich
diffus. Die 22jährige Spit-
zenfrau Jasmin Maurer
stuft ihre Partei in der Mit-
te ein und propagiert
„Transparenz, Basisdemo-
kratie und mehr Mitbe-
stimmung“. kos ❚

Elefantenehe oder Rot-Rot 

Wider den braunen Sumpf: Barbara John (oben l.) und Sebastian Edathy (oben r.), Neonazi-Gegner bei Demonstration in Münster (unten)
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SAARLAND In Umfragen liegen CDU und SPD gleichauf

Künftig ein Duo? Kramp-Karrenbauer (rechts) und Maas 
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Mitglieder des 
Ethikrates benannt 
Einstimmig hat der Bundestag am Donners-
tag die gemeinsamen Wahlvorschläge der
fünf Bundestagsfraktionen (17/8881) für die
vom Parlament zu benennenden Mitglieder
des Deutschen Ethikrats angenommen. Be-
nannt wurden danach für die CDU/CSU-
Fraktion Constanze Angerer und Weihbi-
schof Anton Losinger sowie die Professoren
Peter Dabrock, Wolfram Höfling und Elisa-
beth Steinhagen-Thiessen und für die 
SPD-Fraktion Wolf-Michael Catenhusen und
Michael Wunder sowie die Professorin 
Claudia Wiesemann. Die FDP-Fraktion hatte
Herbert Mertin und Professor Edzard
Schmidt-Jortzig benannt, die Linksfraktion
Christiane Fischer sowie Professor Frank
Emmrich und  die Grünen-Fraktion Ulrike
Riedel. sto ❚

SPD will »Vorgänge« an
Olympiastützpunkt aufklären
Die SPD-Fraktion fordert umfassende Auf-
klärung zu „Vorgängen am Olympiastütz-
punkt Thüringen“. In einem Antrag
(17/8896), der am vergangenen Donnerstag
an den Sportausschuss überwiesen wurde,
verweisen die Sozialdemokraten auf Me-
dienberichte, wonach die Nationale Anti Do-
ping Agentur (NADA) gegen rund Sportler
am Olympiastützpunkt Thüringen wegen
Dopingverdachts ermittele, und die Staats-
anwaltschaft ein Ermittlungsverfahren ge-
gen einen Mediziner eingeleitet habe. Die
SPD-Fraktion verlangt insbesondere darüber
Informationen, „ob direkt oder indirekt
Steuergelder zur Unterstützung von Doping
eingesetzt wurden beziehungsweise wer-
den“. Zugleich setzen sich die Abgeordne-
ten dafür ein, Olympiastützpunkte, Bundes-
leistungszentren und Bundesstützpunkte
vor den Olympischen Spielen in London auf
Blutmanipulation zu überprüfen. mpi ❚

Linke stellt sich vor
Schlecker-Verkäuferinnen 
Die Linksfraktion dringt auf eine Unterstüt-
zung der mehrheitlich weiblichen Beschäf-
tigten der Drogeriekette Schlecker. In einem
Antrag (17/8880), der am Donnerstag erst-
mals auf der Tagesordnung des Bundestags-
plenums stand, verweist die Fraktion darauf,
dass die Drogeriekette im Januar 2012 die
Einleitung eines Plan-Insolvenzverfahrens
beantragt habe, das Ende März eröffnet
werde. Betroffen seien mehr als 30.000 Be-
schäftigte.Von der Bundesregierung fordern
die Abgeordneten unter anderem, „im Be-
darfsfall öffentliche Bürgschaften oder
staatliche Kredite für Schlecker unter der Be-
dingung zur Verfügung stellen, dass Arbeits-
plätze und bestehende Tarifbindungen er-
halten bleiben“. sto ❚

Musterverfahrensgesetz für
Kapitalanleger soll bleiben
Das Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz
(KapMuG) soll beibehalten werden. Das ist
Ziel eines Gesetzentwurfes der Bundesre-
gierung (17/8799). Ende Oktober würde das
Gesetz  sonst außer Kraft treten. Eine Eva-
luation habe ergeben, dass das Musterfest-
stellungsverfahren „ein taugliches Instru-
ment“ zur Bewältigung von Massenklagen
im Bereich des Kapitalmarktrechts ist. Das
Gesetz stelle insgesamt „ein funktionsfähi-
ges Modell der kollektiven Rechtsdurchset-
zung“ dar und sei somit eine Verbesserung
gegenüber dem früheren Rechtszustand.
Das KapMuG ist laut Regierung „ein erster
Schritt in die richtige Richtung“, um die Si-
tuation geschädigter Anleger zu verbessern
und ihrer Rechtsschutzmöglichkeiten effek-
tiver zu gestalten. bob ❚

Eurojust-Gesetz 
steht Reform bevor
Das Eurojust-Gesetz (Europäische Einheit
für justizielle Zusammenarbeit) soll geän-
dert werden. Die Bundesregierung legte da-
zu einen Gesetzentwurf (17/8728) vor. Neu
sind insbesondere die Einführung eines so-
genannten Koordinierungs-Dauerdienstes
bei Eurojust und ausführliche Regelungen
über die Befugnisse nationaler Mitglieder.
Zudem soll das Gesetz künftig die Arbeit der
nationalen Justizbehörden Europas bei der
grenzüberschreitenden organisierten Krimi-
nalität koordinieren und den Informations-
austausch zwischen den Justiz- und Polizei-
behörden fördern. bob ❚

Mehr Hilfe für 
Europas Strafverfolger 
Der Informationsaustausch zwischen den
Strafverfolgungsbehörden der EU-Staaten
soll vereinfacht werden. Das sieht ein Ge-
setzentwurf der Bundesregierung (17/5096)
vor, den der Bundestag am Donnerstag mit
den Stimmen der Koalition in der Ausschuss-
fassung (17/8870) verabschiedete. Damit
soll ein Rahmenbeschluss des EU-Minister-
rates umgesetzt werden. sto ❚

KURZ NOTIERT
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A
uf eine bundesweite Rege-
lung darf der Petent Mark
Castens nicht hoffen. „Wir
haben uns in der Frage der
Bereitstellung von Hospiz-
plätzen bewusst für eine lo-

kale Regelung entschieden, die von den Län-
dern gesteuert wird“, machte Ulrike Flach
(FDP), Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundesgesundheitsministerium (BMG),
vergangene Woche vor dem Petitionsaus-
schuss deutlich. Gerade
im Falle von Hospiz- und
Palliativstationen sei ei-
ne Regelung „vor Ort“
am besten, betonte sie.
Gleichzeitig sei es Aufga-
be der Bundesregierung,
„entsprechende Rah-
menbedingungen zu set-
zen“. Dies sei mit der No-
vellierung des Arzneimit-
telgesetzes 2009 auch geschehen, sagte die
Staatssekretärin. 

Respektloser Umgang Mark Castens und
seiner Familie haben die gesetzten Rahmen-
bedingungen nicht geholfen. Vor dem Peti-
tionsausschuss sprach der Petent von seinen
Erfahrungen während der letzten Lebens-
monate seiner Mutter. Diese, sagte Castens,
sei 2009 mit 61 Jahren an Lungenkrebs er-
krankt. Nachdem die zuständigen Ärzte En-
de des Jahres erklärt hatten, nichts mehr für
sie tun zu können, habe er einen stationä-
ren Hospizplatz beantragt, sagte der Petent.
Bei dem einzigen Hospiz in Bremen habe es
jedoch keinen freien Platz gegeben, was da-
zu geführt habe, dass seine Mutter bis kurz
vor ihrem Tode mehrfach von zu Hause ins
Krankenhaus und zurück verlegt worden

sei. „Dieser respektlose Umgang führte da-
zu, dass meine Mutter nie zur Ruhe kam“,
sagte Petent Castens und stellte klar: „So
darf man mit Sterbenden nicht umgehen.“
In seiner Petition fordert er daher eine „bun-
desweite bedarfsgerechte Versorgung mit
Hospizplätzen“.
Dem stehen aus seiner Sicht zwei entschei-
dende Punkte entgegen: Da ist zum einen
das derzeitige Finanzierungsmodell der
Hospize mit einem 90-prozentigen Anteil

der Kranken-
kassen und
einem zehn-
prozentigen
Anteil an
S p e n d e n
und ehren-
a m t l i c h e r
T ä t i g k e i t .
Das, so Cas-
tens, führe

dazu, dass insbesondere in Gegenden mit
einer geringen Bevölkerungsdichte ein wirt-
schaftliches Betreiben von Hospizen kaum
möglich sei. Zum anderen fehlt es nach sei-
ner Ansicht an einer zuverlässigen Bedarfs-
ermittlung. Weder das BMG noch die Ver-
bände hätten konkrete Zahlen, kritisierte
der Petent und forderte „ein vernünftiges
Konzept, mit dem Flächenlandkreise be-
rücksichtigt werden, die bei der Bedarfser-
mittlung bisher durchs Raster fallen“. 
Das Ministerium sieht jedoch keinen
Grund, zu einer trägerunabhängigen Be-
darfsplanung überzugehen, sagte Flach.
„Wir stellen den Bedarf nicht selbst fest,
sondern arbeiten mit den Daten, die uns
von den entsprechenden Organisationen
zur Verfügung gestellt werden“, antwortete
sie auf Nachfragen der Abgeordneten. 

Was die Finanzierung angeht, so machte der
FDP-Gesundheitsexperte Jens Ackermann
darauf aufmerksam, dass die Hospizverbän-
de selbst keine Vollfinanzierung gewollt
hätten. Das sei ihm bewusst, sagte Castens.
Er stehe in Verbindung mit den Hospizver-
bänden, die eine Finanzierung zu 100 Pro-
zent ablehnten, weil dies zu Lasten des Hos-
pizgedankens gehe. Aus seiner Sicht müsse
es hier jedoch zu einem Umdenken kom-
men: „Wir brauchen neue Konzepte und
nicht mehr die Strukturen von 1950.“

Problematische Mehrkosten Doch der
Deutsche Hospiz- und Palliativverband
(DHPV) hält an der bisherigen Aufteilung
der Finanzierung fest, wie DHPV-Geschäfts-
führer Benno Bolze im Gespräch mit dieser
Zeitung deutlich machte. „Wir wollen keine
Insellösung“, sagte Bolze. Ziel sei weiterhin
die Einbindung in das Gemeinwesen, „was
wir durch die Einwerbung von Spenden und
ehrenamtliche Arbeit erreichen“. 
Problematisch, fügte Bolze hinzu, sei nicht
in erster Linie der Eigenanteil von zehn Pro-
zent, sondern dass dieser häufig bei über 20
Prozent liege. Das sei der Fall, wenn Kosten
von den Kassen nicht anerkannt werden.
„Diese Mehrkosten sind für die Hospize
nicht mehr tragbar“, betonte Bolze. Auf die-
se Problematik hatte während der Sitzung
des Ausschusses auch der Grünen-Abgeord-
nete Wolfgang Strengmann-Kuhn aufmerk-
sam gemacht. Die Staatssekretärin verwies
auf die Gesetzeslage, wonach der Zuschuss
der gesetzlichen Krankenversicherung eben
bei 90 Prozent liege. „Uns ist nicht bekannt,
dass es hier zu Abweichungen kommt“, sag-
te Flach. Ausnahmen könne es nur geben,
wenn es sich um „nichtzuschussfähige Leis-
tungen“ handle, stellte sie klar.

Der Petent Mark Castens zog nach der Sit-
zung ein ernüchterndes Fazit. Die Politiker
würden den demografischen Wandel nicht
ausreichend in Betracht ziehen, kritisierte
er: „Wenn der Bedarf jetzt schon nicht ge-
deckt werden kann, wie soll das erst in der

Zukunft gelingen?“ Am Geld könne es ei-
gentlich nicht scheitern, sagte Castens.
Schließlich seien Krankenhausplätze, die
oftmals die Alternative zu fehlenden Hos-
pizangeboten darstellten, um ein Vielfaches
teurer. Götz Hausding ❚

PETITIONEN Der Bedarf an stationären Hospizen ist derzeit nicht gedeckt. Er wird weiter steigen

Begleitung beim Sterben

Nichtzahler-Tarif
in der PKV
GESUNDHEIT Die private Krankenversiche-
rung (PKV) dringt auf die Einführung eines
eigenen Tarifs für säumige Versicherte. Wie
im Rahmen eines Expertengesprächs im Ge-
sundheitsausschuss in der vergangenen Wo-
che deutlich wurde, setzt sich der Verband
der PKV für einen sogenannten Nichtzah-
lertarif in Höhe von rund 100 Euro pro Mo-
nat ein. Bezahlt würden dann nur noch Be-
handlungen in Notfällen. 
Der PKV-Verband erörterte in der Sitzung,
dass es inzwischen 144.000 Nichtzahler ge-
be – also solche Versicherte, die drei Mona-
te oder länger ihren Beitrag schuldig geblie-
ben seien. Die von Nichtzahlern verursach-
te Schuldensumme sei auf 550 Millionen
Euro angewachsen. Eine Kündigung säumi-
ger Versicherter sei seit Einführung der Ver-
sicherungspflicht im Jahr 2009 nicht mehr
möglich. Weiter hieß es, bislang landeten
Versicherte in der Regel im Basistarif, wenn
sie ihre Beiträge auch nach einem Jahr nicht
nachgezahlt haben. Aufgrund des hohen
Beitragssatzes von rund 600 Euro pro Mo-
nat im Basistarif stiegen die Schulden des
einzelnen Versicherten dann gegebenenfalls
weiter deutlich an, erläuterte der Verband. 
Der Verbraucherzentrale Bundesverband
(vzbv) erachtete einen Nichtzahlertarif
grundsätzlich als sinnvoll. Er wies aber zu-
gleich darauf hin, dass damit das Problem
der Beitragsschuld nicht wirklich in den
Griff zu bekommen sei. Vielmehr sei zu er-
wägen, ob Nichtzahlern „nach einer gewis-
sen Wohlverhaltensphase“ eine Entschul-
dung gewährt werden könne.
Das Wissenschaftliche Institut der AOK
(WIdO) erläuterte während des Expertenge-
sprächs, dass es das Problem der Nichtzah-
ler auch in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung gebe. Im vergangenen Jahr sei hier
ein  Schaden von rund einer Milliarde Euro
aufgelaufen, unterstrich das WIdO. Aller-
dings habe das Solidarsystem im Vergleich
zur PKV den Vorteil, Fehlbeträge automa-
tisch auszugleichen. 
Der PKV-Verband bestätigte, dass die Bei-
tragszahlungsausfälle nicht auf die anderen
Versicherten umgelegt werden dürften. Viel-
mehr müssten zum Ausgleich Unterneh-
mensmittel herangezogen werden. mpi ❚

»So darf man mit
Sterbenden 
nicht umgehen«
Petent Mark Castens
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In stationären Hospizen werden unheilbar kranke Patienten am Ende ihres Lebens palliativ versorgt und auch die Angehörigen liebevoll begleitet.
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Anzeige

Es werden Auszeichnungen in vier Kategorien vergeben:

· Gebäude und Stadtraum

· Region und Landschaft

· Gemeinwohl und Zivilgesellschaft

· Energie und Infrastruktur

Ausschreibungsunterlagen und weitere Informationen:

www.stadtbauenstadtleben.de
Abgabetermin für die Bewerbungsunterlagen: 25. Mai 2012

Die Europäische Stadt ist lebendige Geschichte

und erlebbare Stadtgestalt, demokratische

Einheit und Raum sozialer Integration.

Die demographische Entwicklung, der Wandel

von Wirtschaftsstrukturen und Klima stellen

die Städte, Gemeinden und Regionen vor neue

Herausforderungen, auf die sie in den letzten

Jahren mit innovativen Projekten und Strategien

bereits reagiert haben.

Mit der erneuten Vergabe des Preises 2012 wür-

digt das BMVBS realisierte Beiträge zur nach-

haltigen Entwicklung in Stadt und Region, die

zur Nachahmung, zu neuen Überlegungen und

weiterem Handeln anregen. Der Wettbewerb

richtet sich an alle Städte und Gemeinden, Ge-

bietskörperschaften, Wirtschaftsunternehmen,

Projekt- träger, Vereine, zivilgesellschaftliche

Initiativen und Verbände sowie Einzelpersonen.

„Ein Betrieb, ein Tarifvertrag“ – so lautet der
Grundsatz der Tarifeinheit, der jahrzehnte-
lang in Deutschland Gültigkeit besaß. Seit
das Bundesarbeitsgericht diesen im Jahr
2010 kippte, ist das anders: Heute dürfen in
einem Unternehmen mehrere Tarifverträge
nebeneinander bestehen. Spartengewerk-
schaften, die Interessen kleinerer Berufs-
gruppen vertreten, zeigten sich damals zu-
frieden – Arbeitgeber und Deutscher Ge-
werkschaftsbund äußerten sich dagegen in
seltener Einigkeit besorgt, die Entscheidung
könne eine Spaltung der Belegschaften und
eine Vielzahl neuer Konflikte befördern. 

Zurück auf der Agenda Auch Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) sprach sich sei-
nerzeit für eine gesetzliche Regelung der Ta-
rifeinheit aus; seither ist es still geworden
um das Thema. Wieder auf die Agenda ge-
holt hat es jetzt die SPD: Alarmiert von den
jüngsten Streiks am Frankfurter Flughafen,
in denen die Gewerkschaft der Flugsiche-
rung Lohnsteigerungen für Vorfeldmitarbei-
ter durchzusetzen versuchte, machte sich
die Fraktion in einer von ihr beantragten
Aktuellen Stunde in der vergangenen Wo-
che für eine gesetzliche Regelung zur Tarif-
einheit stark. Mit ihrer Forderung, dass nur
jeweils die stärkste Gewerkschaft in einem
Betrieb das Streikrecht bei Tarifausenander-

setzungen haben soll, steht die SPD jedoch
vorerst allein. Die anderen Fraktionen rea-
gierten auf die Forderung skeptisch.
SPD-Vizefraktionschef Hubertus Heil sagte
in der Debatte, die Tarifautonomie sei ein
„zentraler Grundpfeiler“ der sozialen
Marktwirtschaft. Eine Spaltung der Beleg-
schaften müsse verhindert werden. Es kön-
ne nicht sein, dass sich „Spartengewerk-
schaften auf Kosten von Gesamtbelegschaf-
ten einen schlanken Fuß machen“. Der
Streik in Frankfurt sei ein Beispiel für die
„Entsolidarisierung“. Seine Fraktion reiche
der Union die Hand, um zu einer gemein-
samen Lösung zu kommen, betonte Heil.
Doch die zeigt sich zurückhaltend. Die Ma-
terie sei juristisch kompliziert und extrem
komplex, sagte der Unions-Arbeitsmarktex-
perte Karl Schiewerling (CDU). Zudem ge-
be es von Gewerkschaften und Arbeitgebern
höchst unterschiedliche Signale, wie einer
drohenden Tarifzersplitterung begegnet
werden könne. Schiewerling kündigte einen
Vorschlag „in absehbarer Zeit“ an. Unions-
Vizefraktionschef Günter Krings (CDU)
wies zudem darauf hin, dass gerade die Aus-
einandersetzung am Frankfurter Flughafen
gezeigt habe, dass es sehr wohl bereits Mög-
lichkeiten gebe, den Missbrauch des Streik-
rechts zu verhindern. Das Arbeitsgericht
Frankfurt hatte Ende Februar den Ausstand

der Vorfeld-Beschäftigten an Deutschland
größtem Flughafen gestoppt.

Kein Königsweg Der FDP-Arbeitsmarktex-
perte Heinrich Kolb betonte, Streiks seien
zulässig, wenn sie für die Durchsetzung der
Tarifforderungen verhältnismäßig seien –
die jüngsten Auseinandersetzungen hätten
aber bei vielen Menschen den Eindruck er-
weckt, dass es „nicht verhältnismäßig“ sei,
wenn 200 Mitarbeiter für Lohnerhöhungen
von 40 bis 70 Prozent kämpften und dabei
den weitaus größeren Teil der Belegschaft in
Haftung nähmen. Er schließe, sagte Kolb,
„ausdrücklich nicht aus“, dass der Gesetzge-
ber tätig werden könnte. „Ein Königsweg“
dränge sich allerdings nicht auf. Die Grü-
nen-Abgeordnete Beate Müller-Gemmeke
sagte, dass in Frankfurt Solidaritätsstreiks
unterbunden worden seien, beweise, dass es
rechtliche Grenzen gebe. Wer gegen eine
Zersplitterung der Tariflandschaft sei, müs-
se unter anderem gesetzliche Mindestlöhne
einführen und Leiharbeit regulieren. 
Empört zeigte sich der Linksparlamentarier
Michael Schlecht. Er warf der SPD vor, das
Streikrecht einschränken zu wollen; dies sei
eine „Perversion“. Rot-Grün habe jahrelang
die Macht der Gewerkschaften geschwächt
und sei „hauptverantwortlich für das politi-
sche Desaster heute“. Susanne Kailitz ❚

SPD will »Lex Frankfurter Flughafen«
AKTUELLE STUNDE Forderung zur Tarifeinheit stößt bei den anderen Fraktionen auf Skepsis



K
ristina Schröder (CDU) ist
frohen Mutes: Auch wenn
noch viel zu tun sei, sei das
Jahr 2011 ein gutes Jahr für
Frauen in diesem Land ge-
wesen, sagte die Familienmi-

nisterin am vergangenen Donnerstag in der
Bundestagsdebatte zur Geschlechtergerech-
tigkeit. Die Diskussionen der vergangenen
Monate hätten schon jetzt zu viel Bewegung
in den Unternehmen geführt. Schröder be-
richtete auch von ihrer jüngsten Reise nach
Tunesien, wo Frauen auf den Straßen und
an den Computern für Freiheit und Demo-
kratie gekämpft hätten und betonte,
Deutschland stehe hinter diesen Frauen. 
Nicht sprechen mochte Schröder am Welt-
frauentag indes über den ersten Gleichstel-
lungsbericht der Regierung (17/6240), der
zur Beratung in den Fachausschuss überwie-
sen wurde. Dessen Befunde dürften Schrö-
der nicht gefallen: Eine gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen, heißt es, sei „trotz ei-
nes Umbruchs im deutschen Erwerbssystem
nach wie vor nicht realisiert“. Auch die Be-
standsaufnahme zum Thema „Frauen in
Führungspositionen“ falle „ernüchternd“
aus. So habe die „seit neun Jahren existie-
rende freiwillige Vereinbarung der Bundes-
regierung und den Spitzenverbänden der
deutschen Wirtschaft zur Förderung der
Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern in der Privatwirtschaft“ zu „keiner Ver-
änderung der Geschlechterverteilung in
Führungspositionen geführt“. 
Der Bericht, der bereits 2008 bei einem Gut-
achtergremium in Auftrag gegeben und im
Sommer 2011 vorgelegt wurde, kommt zu
dem Schluss, „dass in der Gleichstellungs-
politik in Deutschland unter Lebensver-
laufsperspektive bislang kein konsistenter
Politikansatz zu erkennen ist“. So sieht das
auch die Opposition. Die stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Dagmar
Ziegler, stellte fest, hierzulande stimmten
die „Rahmenbedingungen für Frauen“
nicht, sie seien „strukturell benachteiligt“.
Die Ministerin verschließe jedoch „Augen
und Ohren“ und kombiniere einen „Reali-
tätsverlust“ mit „politischen Fehlentschei-
dungen“ wie dem Betreuungsgeld. Statt ei-
nen Mindestlohn einzuführen, wolle die Re-
gierung den „Irrweg“ der Minijobs ausbau-
en. Die SPD-Familienpolitikerin Christel
Hummel betonte, das Gutachten sehe bei
Minijobs und beim Ehegattensplitting
Handlungsbedarf. Die Koalition müsse sich
von dem Modell der Frau als „Zuverdiene-
rin“ verabschieden und dürfe keine Anreize
dafür setzen, keine oder eine nur geringfü-
gige Beschäftigung aufzunehmen. 

Lohnunterschiede Renate Künast, Frakti-
onsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grü-
nen, attestierte Schröder eine „bemerkens-
wert schlechte Rede“ – dies sei nicht, was die
Frauen dieses Landes verdienten. Man müs-
se endlich den eklatanten Lohnunterschied
von durchschnittlich 21,6 Prozent zwischen
Männern und Frauen beseitigen. Für 2012
könnten die Frauen erwarten, dass die 620
Abgeordneten des Bundestags „notfalls
fraktionsübergreifend“ Initiativen starten,
die Frauen „zu mehr Rechten“ verhelfen.
Für Die Linke stellte Yvonne Ploetz fest, Ber-
line sei durch den Vorstoß der EU-Kommis-
sarin Viviane Reding für eine verpflichtende
Frauenquote in den Unternehmen durch

Brüssel überholt worden. Dies sei das „rich-
tige Signal“. Sie frage sich, sagte Ploetz, was
sie „peinlicher finde“: die „bisslose Flexi-
Quote“ oder das „kampflose Einknicken“
der Familienministerin, die durch einen
„FDP-Zwergenaufstand umgepustet“ wor-
den sei. Während die FDP strikt gegen eine
verpflichtende Quote ist, setzt Schröder auf
eine freiwillige Selbstverpflichtung der Wirt-
schaft, die sogenannte „Flexi-Quote“.  
FDP-Generalsekretär Patrick Döring, der
einzige männliche Redner der Debatte, hielt
der Opposition entgegen, jungen, gut aus-
gebildeten Frauen zu wenig zuzutrauen. Für
die „neue Generation von Verantwortungs-
trägern in Unternehmen und Wirtschaft“ sei

es heute „selbstverständlich, nicht in anti-
quierten Rollenbildern zu denken“. Für die
CDU betonte die Familienpolitikerin Ingrid
Fischbach, unter Schwarz-Gelb sei bereits
viel getan worden. Es gehe nun darum,
Gründe für die Entgeltungleichheit zu be-
seitigen und Frauen beim Wiedereinstieg in
den Beruf zu unterstützen. Ihre CSU-Kolle-
gin Dorothee Bär zeigte sich kritischer:
Wichtigstes Thema sei es derzeit, mehr Frau-
en in Führungspositionen zu bekommen.
Hier habe sich trotz „zahlreicher Beteuerun-
gen und guter Vorsätze“ nicht viel getan. Sie
sei daher „froh über die Unterstützung aus
Brüssel“ und „enttäuscht“ über Bestrebun-
gen, die Diskussion zu verschieben. 

Die Parlamentarier votierten in der Sitzung
gegen einen Antrag der Linken zur „Ge-
schlechtergerechten Besetzung von Füh-
rungspositionen in der Wirtschaft“
(17/4842). Ein Antrag der Koalition zur
„Geschlechtergerechtigkeit im Lebensver-
lauf“ (17/8879), ein fraktionsübergreifen-
der Antrag zur Gleichberechtigung in Ent-
wicklungsländern (17/8903) sowie zwei
Anträge der Grünen gegen die Entgeltdiskri-
minierung von Frauen (17/8897) und zur
Anerkennung und Wiedergutmachung des
Leids der „Trostfrauen“ (17/8789) wurden
mit dem Gleichstellungsbericht zur Bera-
tung in die zuständigen Ausschüsse über-
wiesen. Susanne Kailitz ❚

ARBEIT UND SOZIALES Die Veröffentlichung
von Missständen in Behörden und Unterneh-
men durch deren Mitarbeiter, das sogenannte
„Whistleblowing“, war in der vergangenen Wo-
che Thema einer öffentlichen Anhörung im Aus-
schuss für Arbeit und Soziales. Die geladenen
Experten gaben ihre Einschätzungen zu einem
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion (17/8567) und
einem Antrag  der Fraktion Die Linke (17/6492)
ab. Beide Fraktionen wollen Hinweisgeber vor
Jobverlust und Mobbing schützen.
Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB) begrüßten „jede Aktivität“, die Hinweis-
gebern vor Sanktionen schützt. Für einen effek-
tiveren Schutz von Whistleblowern sprach sich
auch Martin Henssler, Jura-Professor aus Köln
aus. Zustimmung erhielt Henssler vom Verdi-
Vertreter Jens Schubert. Dies sei „unerlässlich“,
um die Gesellschaft etwa vor „Gammelfleisch
oder Korruption“ zu schützen. Ähnlich sah das
der Arbeitsrechtler Tim Wybitul: Hinweise auf
Missstände in Unternehmen seien ein „wichti-

ges Element der Vermeidung und Korrektur von
Fehlentwicklungen“. Ähnlich argumentierte
Dieter Deiseroth, Richter am Bundesverwal-
tungsgericht. Beschäftigte müssten vor Nach-
teilen geschützt werden, wenn sie sich weiger-
ten, Straftaten zu vertuschen.
Wenig erbaut von den Anträgen zeigten sich
Vertreter des Arbeitgeberlagers. So verwies Ro-
land Wolf, Repräsentant der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände, darauf,
dass Unternehmen bereits Vereinbarungen hät-
ten, die „Arbeitnehmer zur Anzeige der Verlet-
zung von gesetzlichen Pflichten ermächtigen“.
Guido Strack, Vorsitzender des Vereins „Whist-
leblower-Netzwerk“, bezeichnete die Recht-
sprechung der Fachgerichte hingegen als „un-
zureichend“. Er sprach sich deutlich für eine ge-
setzliche Regelung aus. Als aufstrebender Be-
amter hatte er einst Missstände in seiner
Dienststelle kritisiert; wenig später wurde er
aufs Abstellgleis geschoben. Strack prozessiert
bis heute. ver ❚

Pro und wider Whistleblower

FAMILIE Der in Deutschland übliche Altersbe-
griff soll in allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens auf den Prüfstand. Dafür sprachen
sich Experten in der vergangenen Woche in ei-
ner öffentlichen Anhörung des Familienaus-
schusses zum Sechsten Bericht der Bundesre-
gierung zur Lage der älteren Generation
(17/3815) übereinstimmend aus.
Der Altersbegriff sei sehr stark abhängig vom
Renteneintrittsalter, erläuterte der Sozial- und
Rechtswissenschaftler Thomas Klie von der
Hochschule der Evangelischen Landeskirche
Baden. Dies sei aber unsinnig, da es den Fähig-
keiten der Menschen nicht gerecht werde. Die-
se Ansicht unterstützte auch der Gerontologe
Andreas Kruse von der Universität Heidelberg.
Auch Christian Rolfs, Experte für Versicherungs-
recht von der Universität Köln, plädierte für ei-

nen Abschied von überkommenden Altersgren-
zen. Diese seien diskriminierend und in vielen
Fällen auch mit EU-Recht nicht in Einklang zu
bringen. Dies gelte jedoch auch für Altersgren-
zen, von denen Menschen profitieren. Dazu ge-
höre beispielsweise die verlängerte Bezugsdau-
er des Arbeitslosengeldes für Menschen jen-
seits des 58. Lebensjahres.
In der Anhörung wurden jedoch auch kritische
Stimmen laut. Die Soziologin Silke van Dyk von
der Universität Jena bemängelte, dass sich der
Bericht der Regierung zu stark auf die Frage
konzentrierte, wie die Potenziale älterer Men-
schen genutzt werden könnten. Fragen der so-
zialen Sicherung jedoch blieben unterbelichtet.
Zudem gehe der Bericht nicht auf die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede ein. Frauen
seien stärker von Altersarmut betroffen. aw ❚

Altersbegriff auf dem Prüfstand

ARBEIT Die Linksfraktion verlangt von der
Bundesregierung, die mehrheitlich weiblichen
Beschäftigten der insolventen Drogeriekette
Schlecker zu unterstützen. In einem Antrag
(17/8880), den der Bundestag vergangenen
Donnerstag beriet, fordern die Abgeordneten,
„öffentliche Bürgschaften oder staatliche Kre-
dite für Schlecker unter der Bedingung zur Ver-
fügung zu stellen, dass Arbeitsplätze und beste-
hende Tarifbindungen erhalten bleiben“. Ferner
solle die Regierung die Zahlung des Insolvenz-
geldes von drei auf sechs Monate vor Beginn
des Insolvenzverfahrens anheben. „Die Politik
kann sich nicht aus der Verantwortung steh-
len“, sagte Sabine Zimmermann (Linke).
Bei allen anderen Fraktionen stießen die Pläne
auf Ablehnung. Union und FDP warfen der Lin-
ken vor, das Schicksal der Schlecker-Mitarbeite-
rinnen zu instrumentalisieren. „Sie versuchen

aus menschlichem Leid politisches Kapital zu
schlagen“, kritisierte Gitta Connemann (CDU).
„Auf dem Rücken der Betroffenen formulieren
Sie Forderungen, die den Menschen bei Schle-
cker mitnichten helfen“, ergänzte die FDP-Ab-
geordnete Gabriele Molitor.
SPD und Grüne verlangten, die geplante Trans-
fergesellschaft zügig zu gründen. Hier sei vor al-
lem Bundesarbeitsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) gefordert, sagte Gabriele Hiller-
Ohm (SPD). Brigitte Pothmer (Grüne) stellte
klar, Schuld an der Pleite habe „die katastro-
phale Unternehmensführung“.Trotzdem sei die
Politik in der Pflicht, den Beschäftigten eine
neue Jobperspektive zu eröffnen.
Der Insolvenzverwalter hatte kürzlich angekün-
digt, bei der Drogeriekette 11.750 Jobs strei-
chen und rund 2.400 der bundesweit etwa
5.400 Filialen schließen zu müssen. mpi ❚

Disput um Schlecker-Insolvenz

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Leiharbeit beziehungsweise Zeitarbeit wird
auf absehbare Zeit ein Teil der Realitäten auf
dem deutschen Arbeitsmarkt bleiben. Zu-
mindest stand die Fraktion Die Linke am
vergangenen Freitag im Plenarsaal des Bun-
destages auf einsamem Posten, als sie ein
Verbot der Leiharbeit forderte. Der entpre-
chende Antrag der Linksfraktion (17/8794),
über den das Parlament in Erster Lesung be-
riet, wurde zur weiteren Beratung in die
Ausschüsse überwiesen. 
Die Leiharbeit sei in den vergangenen zehn
Jahren zu einem Massenphänomen gewor-
den, bemängelte die Abgeordnete Jutta
Krellmann (Linke). Inzwischen „kratze“ die
Zahl der in Leiharbeitsverhätnissen beschäf-
tigten Menschen „an der Millionenmarke“,
120.000 von ihnen müssten ihr Gehalt mit
staatlicher Unterstützung aufstocken. Die
meisten derzeit offenen Stellen auf dem Ar-
beitsmarkt seien in der Leiharbeit zu finden.
„Leiharbeit muss abgeschafft werden“, for-
derte Krellmann kategorisch. 

Die Linksfraktion zeichne – einmal mehr –
ein „Zerrbild der Arbeitswelt“, hielt der Uni-
onsabgeordnete Max Straubinger (CSU)
Krellmann entgegen. Gerade mal drei Pro-
zent der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten sei in Zeitarbeitsfirmen beschäf-
tigt. Die Zeitarbeit ermögliche es Firmen in
Zeiten voller Auftragsbücher, das Arbeits-
aufkommen zu bewältigen. Sie sei gerade
für Geringqualifizierte und Langzeitarbeits-
lose eine Chance, wieder in den Arbeits-
markt eingebunden zu werden. 
In diesem Sinne argumentierte auch der
FDP-Abgeordnete Heinrich Kolb. Die Links-
fraktion solle aufhören, immer ein so nega-
tives Denken zu verbreiten.  
Die Argumentation der Koalitionsfraktio-
nen wollte der SPD-Abgeordnete Klaus Bar-
thels trotz offensichtlicher Ablehnung des
Linken-Antrags nicht uneingeschränkt gel-
ten lassen. Im Gesundheitswesen oder bei
der Gebäudereinigung, wo viele Leiharbei-
ter zu finden seien, gebe es keine Produkti-

onsspitzen, die bewältigt
werden müssten. In diesen
Bereichen habe Leiharbeit
nichts zu suchen. Die stei-
gende Zahl solcher Arbeits-
verhältnisse sei „besorgnis-
erregend“. Barthels trat für
gleiche Bezahlung bei glei-
cher Arbeit ein. 
Die Abgeordnete Beate
Müller-Gemmecke (Bünd-
nis 90/Die Grünen) zeigte
sich „irritiert“ über den An-
trag der Linksfraktion.  Erst
habe sie eine Regulierung
der Leiharbeit gefordert,
jetzt wolle sie diese verbie-
ten. Leiharbeit sei mitunter
notwendig, müsse aber in
definierten Bereichen regu-
liert werden.  aw ❚

Kein Ende der Leiharbeit

Vorfahrt in die Chefetagen haben Frauen in Deutschland noch lange nicht.
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Frauenquote ja oder nein? Nachdem diese
Frage bereits am vergangenen Donnerstag
kontrovers im Bundestag diskutiert worden
war, stand sie einen Tag erneut im parla-
mentarischen Fokus: in Form eines Gesetz-
entwurfes der SPD-Fraktion (17/8878). Die
Sozialdemokraten fordern eine Frauenquo-
te von mindestens 40 Prozent in Führungs-
positionen.
Die Erfüllung der Quote soll nach den Vor-
stellungen der Fraktion in einem mehrstu-
figen System erfolgen: Für Aufsichtsräte soll
eine erste Stufe ab dem kommenden Jahr
von insgesamt 30 Prozent pro Geschlecht
gelten. Die zweite und finale Stufe mit einer
40-prozentigen Besetzung durch Frauen ab
2015. Für Vorstände soll die gleiche zweistu-
fige Regelung gelten, allerdings fordert die
SPD hier lediglich einen Frauenanteil von
20 Prozent im Jahr 2012. Bis zum Jahr 2015
müssten aber auch Vorstände die Quote von
40 Prozent erfüllen.

»Schlusslicht in Europa« Die SPD-Abge-
ordnete Eva Högl argumentierte, dass
Deutschland mit seinem geringen Frauen-
anteil in Führungspositionen, „Schlusslicht
unter den Industrienationen und in
Europa“ sei. Diese Situation sei „mehr als
peinlich“. Eine Umbesetzung besetzter Po-
sitionen in Aufsichtsrat oder Vorstand wol-
le sie jedoch nicht verlangen: „Wir schmei-
ßen niemanden raus, aber wir wollen die
frei werdenden Plätze mit Frauen besetz-
ten“, erklärte Högl. Die Quote solle aus-
schließlich für neu zu besetzende Positio-
nen gelten.
Die CDU-Parlamentarierin Andrea Astrid
Voßhoff bestätigte Högl, dass Frauen in
Führungspositionen „deutlich unterpräsen-
tiert“ seien. „Darüber dürfen wir auch nicht
hinwegreden. Das ist richtig“, räumte sie
ein. Trotzdem sprach sie sich gegen eine
Pflichtquote aus, dies würde „keine Proble-

me lösen“. Ihr Fraktionskollege Stephan
Harbarth plädierte für „passgenaue Lösun-
gen“, die einer starren Quote vorzuziehen
seien. In Familienunternehmen sei die Füh-
rungsspitze beispielsweise davon abhängig,
ob die Familie Söhne oder Töchter bekom-
me, argumentierte er.

Verfassungsauftrag „Ohne Quote tut sich
nichts, das haben die Unternehmen Jahr-
zehnte lang nachgewiesen“, entgegnete Bar-
bara Höll, Abgeordnete der Linksfraktion.
Laut Verfassung seien Frauen und Männer
gleichberechtigt, also müsse im Auftrag des
Grundgesetzes eine Frauenquote „eigent-
lich in allen gesellschaftlichen Bereichen
zugrunde liegen“. „Davon sind wir aber
noch weit entfernt“, fügte Höll hinzu: Spit-
zenpositionen in Wirtschaft, Politik und
Sport seien „vornehmlich von Männern be-
setzt.“ Höll führte an, dass Norwegen mit
einer Frauenquote von etwa 40 Prozent in

Führungspositionen die europäischen Län-
der in dieser Hinsicht anführe. Auch in an-
deren Ländern werde „viel getan“,  nur
Deutschland würde „hinterherhinken“.
Deshalb sei Deutschland ein „gleichstel-
lungspolitisches Entwicklungsland“.
Der FDP-Parlamentarier Marco Buschmann
kündigte an, den Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion nicht zu unterstützten, weil seine
Fraktion ein solches „Zwangsinstrument“
für falsch halte: Das würde keinen gesell-
schaftlichen Fortschritt bringen, auch die
Frauen insgesamt in Deutschland würden
nicht von der Quote profitieren. Denn es ge-
be, so argumentierte Buschmann, nur eine
geringe Zahl von Führungspositionen im
Verhältnis zur Gesamtbevölkerungszahl. Er
schlug eine bessere Kinderbetreuung außer-
halb der gängigen Arbeitszeiten vor. So
könnten auch Frauen in Führungspositio-
nen, die in Randzeiten oder über die nor-
malen Arbeitszeiten hinaus tätig seien, eine
Kinderbetreuung finden. 

»Die Besten der Besten« Für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen beklagte Ekin De-
ligöz, „dass nicht mal die zuständigen Mi-
nisterinnen“ im Plenum anwesend seien.
Den Befürworterinnen der Frauenquote ge-
he es „um die Inhalte“, es sei „kein Selbst-
zweck“: „Wir wollen die festgefahrenden
männlichen Strukturen aufbrechen“, auch
bei Männern würde die Quote ihre Zustim-
mung finden. „Wir wollen nur die Besten
der Besten in diesem Land auf den Füh-
rungspositionen“, sagte Deligöz. Zu den
Besten zählten aber eben auch Frauen. Nur
so könne Deutschland beziehungsweise
deutsche Unternehmen überhaupt interna-
tional wettbewerbsfähig bleiben.
Im Anschluss an die Erste Lesung wurde der
Gesetzentwurf zur weiteren Beratung in den
Rechtsausschuss sowie in die mitberaten-
den Ausschüsse überwiesen. ver ❚

Verhärtete Fronten 
GLEICHSTELLUNG II Ein Ende im Quotenstreit ist nicht in Sicht. SPD legt Gesetzentwurf vor

Forderung nach der Quote 
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ARBEIT UND SOZIALES Linke steht allein mit Forderung 

Gewerkschaftsprotest auf der Zugspitze
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GLEICHSTELLUNG I Der Bundestag streitet am Weltfrauentag
über Lohnunterschiede und Quoten – ohne Ergebnis

Warten auf die
Grünphase

Soldaten sollen
frei telefonieren
BUNDESWEHR Deutschlands Soldaten in
Auslandseinsätzen sollen kostenlos mit der
Heimat telefonieren können. Dies fordern
alle Fraktionen des Bundestages. Bislang
waren nur 30 Minuten pro Woche kosten-
frei. Der Bundestag überwies am vergange-
nen Donnerstag einen entsprechenden
überfraktionellen Antrag der CDU/CSU,
SPD, FDP und von Bündnis 90/Die Grünen
(17/8895) sowie einen Antrag der Links-
fraktion (17/8795) zur weiteren Beratung
in die Ausschüsse. 
Nachbesserungen bei den Kommunikati-
onsmöglichkeiten in Auslandseinsätzen
fordern die Fraktionen auch für die Video-
telefonie. Übereinstimmend setzen sie sich
dafür ein, dass die Unterkünfte mit den not-
wendigen technischen Voraussetzungen
ausgestattet werden. Dabei sei zu beachten,
dass die Privatsphäre der Soldaten während
eines Videotelefonats zu schützen sei. 
Die Fraktionen begründen ihren Antrag mit
der besonderen Bedeutung der Kommuni-
kation der Soldaten mit ihren Familien.
Dies trage wesentlich zur Motivation und
Einsatzbereitschaft der Soldaten sowie zur
Vermeidung von stressbedingten Belas-
tungsstörungen bei. 
Während die Linksfraktion in ihrem Antrag
zusätzlich eine prinzpiell kostenfreie Nut-
zung des Internets für die Soldaten fordert,
wollen die anderen Fraktionen zunächst die
Kosten durch die Bundesregierung prüfen
lassen. Dem Verteidigungsausschuss soll
dann ein Konzept zur Umsetzung und Fi-
nanzierung vorgelegt werden. 
Freuen dürfen sich über die beiden Anträge
nicht nur die davon proftierenden Soldaten
und deren Angehörige, sondern auch der
Wehrbeauftragte Hellmut Könisghaus. Der
hatte in seinen vergangenen zwei Jahresbe-
richten auf eine Verbesserung der Kommu-
niktionsmöglichkeiten aus den Einsatzge-
bieten in die Heimat gedrungen. aw ❚
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Von der Werkbank bis in die Führungsetagen ist es ein oft beschwerlicher Weg. Réne Obermann (Bild links unten), Vorstandsvorsitzender der Deutschen Telekom, hat seinem Konzern vor zwei Jahren eine Frauenquote von 30 Prozent auf der Führungsebene verpasst.

Z
ur Quote hat Elisabeth
Kreutzkamm-Aumüller eine
klare Meinung. „Völliger
Blödsinn“ sei die. Denn eines
sei mal klar: „Entweder man
fühlt sich als Frau berufen, ei-

ne Führungsposition auszufüllen, dann ist
man auch so strukturiert und ehrgeizig, dass
man es schafft. Oder man ist es eben nicht.“ 
Elisabeth Kreutzkamm-Aumüller hat sich
das Führen immer zugetraut. 1993 ging die
gebürtige Münchnerin nach Dresden, um
dort die Bäckerei der Familie zu überneh-
men. Sechs Monate wollte sie bleiben, um
das Unternehmen aus seinen damaligen
Schwierigkeiten zu holen, inzwischen ist sie
seit fast 20 Jahren im Freistaat und verant-
wortlich für mehr als 60 Mitarbeiter. Dass
eine Frau den Job stemmen könnte, hatte
Kreutzkamm-Aumüllers
Ururgroßvater, der die Fir-
ma 1825 in Dresden grün-
dete, sicher nicht auf der
Rechnung - und selbst ihr ei-
gener Vater schrieb noch En-
de der 1970er-Jahre in sei-
ner Unternehmenschronik,
„leider“ seien ihm ja „nur
zwei Töchter geblieben“.
„Großartig, oder?“, sagt die
Unternehmerin grinsend.
Bis Frauen wirklich zuge-
traut werde, einen Füh-
rungsjob zu meistern und dabei Karriere
und Beruf unter einen Hut bringen zu kön-
nen, müsse es in der Gesellschaft ein „gra-
vierendes Umdenken“ geben, „das be-
kommt man auch nicht durch eine verord-
nete Quote“. Die Mutter von vier Kindern
weiß genau, wovon sie spricht. Als sie als
junge Frau in die Männerdomäne Bäckerei
gekommen sei, habe man sie dort sehr kri-
tisch beäugt. Und als in den vergangenen
Jahren sowohl der unternehmerische Erfolg
als auch die Familie stetig größer wurden,
habe ihr Umfeld nicht mit Kommentaren
dazu gespart, ob man als so hart arbeitende
Firmenchefin überhaupt eine gute Mutter
sein könne.

Kinderbetreuung Dass es ging, habe maß-
geblich am Standort des Unternehmens ge-
legen: „Hier im Osten ist es selbstverständ-
lich, dass man auch als Mutter schnell wie-
der arbeitet und die Kinder betreuen lässt.
Wenn ich sehe, dass es in Bayern bis heute
Halbtagskindergärten gibt, in denen die
Kinder mittags nichts zu essen bekommen,
ist mir auch klar, warum dort so viele Frau-
en den Spagat zwischen Beruf und Familie
nicht hinbekommen können.“
Auch wenn Kreutzkamm-Aumüller von
Quoten nichts hält: Ihre eigenen Lebenser-
fahrungen haben Auswirkungen auf ihre
Personalpolitik. Zwar seien bei dem Back-

haus die Bereiche ziemlich klar in die
männliche Bäckerei und die weibliche Kon-
ditorei aufgeteilt und wirklich flexible Ar-
beitszeiten aufgrund der Produktionsbe-
dingungen nunmal nicht machbar, aber
Kreutzkamm-Aumüller traut ihren Mitar-
beiterinnen an vielen Stellen mehr zu, als es
ein männlicher Chef täte. So hat sie gerade
eine Auszubildende eingestellt, die erst vor
wenigen Monaten ein Baby bekommen hat.
„Natürlich ist mir klar, dass das ein unter-
nehmerisches Risiko ist. Aber wenn mir die-
se junge Frau sagt, dass sie es hinbekommt,
dann glaube ich ihr das. Ich weiß ja selber,
was wir Frauen schaffen können.“

Rollenverständnis Ermutigen – das ist
auch für Maria Mintrops Personalführung
ein Schlüsselwort. Die 55-Jährige leitet ge-

meinsam mit ihrem Mann
zwei Hotels in Essen mit
insgesamt mehr als 100 Mit-
arbeitern. Dabei setzt sie
immer wieder auf Wieder-
einsteigerinnen: Frauen, die
nach der Familiengründung
lange zu Hause geblieben
sind und den Anschluss an
ihre eigentlichen Jobs verlo-
ren haben. „In unserer Ge-
gend setzen immer noch
auch viele junge Frauen auf
die ganz klassische Rollen-

verteilung und hoffen einfach, dass ihre Ehe
für immer hält. Aber schauen Sie sich die
Scheidungsraten doch an!“ 
Mintrop hält es für einen großen Fehler,
weibliche Erwerbstätigkeit quasi als eine Al-
ternative unter vielen zu betrachten – „sich
in so eine Abhängigkeit zu begeben ist doch
Wahnsinn“. Weil sie als zweifache Mutter

genau weiß, wie schwer sich Job und Fami-
lie häufig vereinbaren lassen, versucht sie, es
Müttern in ihrem Unternehmen so leicht
wie möglich zu machen. Deren Kinder kön-
nen, wenn es nach der Schule mit der Nach-
mittagsbetreuung schwierig ist, ins Hotel
kommen. „Dann gibt es etwas zu essen und
einer der Auszubildenden passt auf sie auf.“

Gewinn für das Unternehmen Von diesen
Möglichkeiten profitiert auch die Chefin:
„Mitarbeiterinnen, die wir so unterstützen,
fühlen sich gut aufgehoben und sind auch
bereit, dem Betrieb viel Einsatz zurückzuge-
ben.“ Wie die Dresdner Unternehmerin Eli-
sabeth Kreutzkamm-Aumüller hält Maria
Mintrop gesellschaftliches Umdenken für
viel wichtiger als eine Quote – doch die
müsse wohl auch kommen, „wenn es ein-
fach nicht anders geht“. Beide Frauen haben
in ihren eher kleinen Unternehmen die Er-
fahrungen der so genannten gläsernen De-
cke nicht gemacht. „Aber ich kann mir leb-
haft vorstellen, wie hart es für viele Frauen
in großen Konzernen ist, wenn sie von links
und rechts ausgegrenzt werden. Vielleicht
braucht es dort so einen gesetzlichen
Zwang.“

Selbstverpflichtung Oder einen selbst ver-
ordneten: Die Telekom hat sich als erster
Dax-Konzern vor fast zwei Jahren eine eige-
ne Quote verpasst; will bis 2015 30 Prozent
aller Positionen im mittleren und oberen
Management mit Frauen besetzen. Melanie
Kowal, im Unternehmen für das Projekt
„Fair Share“ zuständig, sagt klar, man habe
erkennen müssen, dass ohne spezielle För-
derungen Frauen viel zu selten in den obe-
ren Etagen landen; trotz aller guten Vorsät-
ze. Frauen seien nicht so gut wie Männer,
wenn es darum gehe, Netzwerke zu bilden,
und oft zu zögerlich, sich auf Stellen zu be-
werben, wenn sie nicht perfekt auf das ge-
forderte Profil passten. „Man muss sie er-
muntern, sich in die Prozesse einzuklagen
und ihre Wünsche klar zu artikulieren.“
Dass die Quote nur der Anfang eines um-
fassenden Kulturwandels sein kann, davon
ist man auch beim Bund deutscher Unter-
nehmerinnen überzeugt. Geschäftsführerin
Carlotta Köster-Brons sagt: „Wir brauchen
ein neues Bild von Karriere – dass eben
nicht der Mitarbeiter der Beste ist, der
abends am längsten bleibt.“ Umdenken
müssten aber nicht nur die Männer: „Die
Frauen selbst müssen begreifen, dass jeder
die Verantwortung hat, für sich selbst zu sor-
gen. Die Ära der Alleinverdienermodelle ist
vorbei.“

Frauen in den Medien Maßgeblich einwir-
ken auf die Gesellschafts- und Rollenbilder
könnten die Medien. Doch in der deutschen
Presselandschaft sind Frauen ebenso unter-

repräsentiert in Führungspositionen wie in
der Wirtschaft oder auch der Politik. In nur
zwei Prozent der rund 360 Tages- und Wo-
chenzeitungen haben Frauen in den Sesseln
der Chefredakteure Platz genommen. Auch
an den Redaktionsspitzen bei großen Maga-
zinen wie „Spiegel“, „Stern“ und „Focus“
sind Männer tonangebend. Nicht besser ist
die Lage in den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten: von den zwölf Inden-
danten sind lediglich drei weiblich. 
Die Journalistinnen-Initiative „Pro Quote“
nahm die Zahlen zum Anlass, um öffent-
lichkeitswirksam eine weibliche 30-Pro-
zent-Quote in den Chefredaktionen „auf al-
len Hierachiestufen“ in den nächsten fünf
Jahren zu fordern. In einem offenen Brief
stellten sie den Chefredakteuren, Intendan-
ten, Verlegern und Herausgebern die süffi-
sante Frage: „Schaffen Sie das?“ 
Die Antworten der Angesprochenen sind
auf der Homepage der Initiative (www.pro-
quote.de) nachzulesen, sie reichen von Lip-
penbekenntnissen über Eigenlob bis hin zu

Einwänden. „Es ist offensichtlich, dass zu
wenige Frauen an der Spitze von Redaktio-
nen und Verlagen tätig sind, deshalb sind
Ihre Hinweise wichtig und richtig“, meint
etwa Christian Nienhaus von der WAZ-Me-
diengruppe und verweist auf das Förderpro-
gramm für junge Führungskräfte in seinem
Haus, deren Teilnehmer zu 63 Prozent
weiblich seien, „was sich später automa-
tisch auf den höheren Hierarchie-Ebenen
niederschlagen wird“.
Chefredakteurin Stefanie Burgmaier hat ei-
nen spartenspezifischen Einwand gegen die
Quote parat: „Ich würde gerne mehr Frauen
an den entscheidenden Stellen von ,Börse
Online’ einsetzen. Dafür müssen sich zu-
nächst einmal mehr Frauen für den Finanz-
journalismus interessieren und entschei-
den. Von den rund 50 Finanzjournalisten,
die für die G+J Wirtschaftsmedien arbeiten,
sind etwa ein Viertel weiblich.“
Die Unterzeichnerinnen von „Pro Quote“
wissen, dass die Quote ihre Tücken hat und
nur ein Mittel zum Zweck ist: „Die Quote

ist und bleibt ein Miststück, aber wenn es
nicht anders geht, dann muss sie übergangs-
weise einspringen. Traurig genug in einem
angeblich doch so fortschrittlichen und auf-
geklärten Land“, argumentiert ZDF-Mode-
ratorin Dunja Hayali. 
Vielleicht hätte sich auch Papst Benedikt
XVI. zu einer Antwort aufgeschwungen,
wenn er von „Pro Quote“ angeschrieben
worden wäre. Zumindest kann er darauf ver-
weisen, dass die deutschsprachige Redaktion
der Vatikanzeitung „L’Osservatore Romano“
bereits seit dem Frühjahr 2008 von der Ös-
terreicherin Astrid Haas geleitet wird und
dass die englische Ausgabe komplett aus
Frauen besteht. Papst Benedikt habe ihn per-
sönlich gebeten, so ließ Giovanni Maria Vi-
an, Chefreakteur der Heimatredaktion der
Vatikanzeitung im vergangenen August wis-
sen, Frauen „personell und thematisch“
mehr Raum zu geben. Der Papst als Anhän-
ger der Frauenquote? Sicherlich nicht beim
Priesteramt – der letzten echten Männerbas-
tion. Susanne Kailitz/Alexander Weinlein ❚

Ein hilfreiches »Miststück«
GLEICHSTELLUNG An der Quote scheiden sich die Geister. Unternehmerinnen setzen auf den gesellschaftlichen Wandel

»Die Ära 
der

Alleinverdiener-
modelle 

ist vorbei«
Carlotta Köster-Brons, 

Bund dt. Unternehmerinnen

Familienministerin Schröder (CDU) hält
nichts von einer Pflichtquote.
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Nirgendwo in Europa ist der Gehaltsunter-
schied zwischen Frauen und Männern so
groß wie in Deutschland. Das geht aus ei-
ner neuen Datenbank der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) hervor, die seit vergange-
ner Woche zugänglich ist. Danach verdient
eine vollbeschäftigte Frau hierzulande 21,6
Prozent – mehr als ein Fünftel – weniger als
ein Mann. Der OECD-Durchschnitt liegt
den Angaben zufolge bei einem Lohngefäl-
le von 15,9 Prozent. Den geringsten Unter-
schied weist demnach Norwegen mit 8,7
Prozent auf. Die Datenbank erfasst den
mittleren Verdienst aller erwerbstätigen
Frauen und Männer. Die Daten stammen
aus dem Jahr 2009, der OECD zufolge das
jüngste Jahr, „das einen umfassenden Ver-
gleich zulässt“. Die OECD führt das Gefälle
zwischen den Geschlechtern vor allem da-
rauf zurück, dass Frauen in der Regel in
schlechter bezahlten Branchen arbeiten. 

Öfter in Teilzeit Hinzu kommt, wie die
Bundesagentur für Arbeit (BA) und das Sta-
tistische Bundesamt (Destatis) unisono an-
lässlich des Internationalen Frauentages bi-
lanzierten, dass Frauen „deutlich öfter in
Teilzeit“ arbeiteten. Nach Destatis-Angaben
waren im Jahr 2010 in Deutschland insge-
samt 69,6 Prozent der 20- bis 64-jährigen
Frauen erwerbstätig. Von diesen arbeiteten
45,6 Prozent in Teilzeit und 54,4 Prozent in

Vollzeit. Im EU-Durchschnitt lag die Teil-
zeitquote mit 30,8 Prozent erheblich nied-
riger. Laut Destatis führt jede zweite Frau als
Hauptgrund für ihre Teilzeittätigkeit die Be-
treuung von Kindern beziehungsweise Pfle-
gebedürftigen oder andere familiäre und
persönliche Verpflichtungen an.
Zu den geschlechtsspezifischen Unterschie-
den auf dem Arbeitsmarkt ergänzte die BA,
dass Frauen häufiger langzeitarbeitslos sei-
en und damit im Geschlechtervergleich das
höhere Risiko trügen, arbeitslos zu bleiben.
Laut BA lag die Quote sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung von Frauen im Ju-
ni 2011 bei 48,7 Prozent. Bei Männern liegt
dieser Wert bei 56 Prozent. In Minijobs ar-
beiteten den Angaben zufolge im Juni 2011
fast doppelt so viele Frauen (3,2 Millionen)
wie Männer (1,7 Millionen).
Zumindest mittelfristig besteht für Frauen
jedoch die Aussicht auf eine Verbesserung.
„Frauen haben einen starken Verbündeten,
den demografischen Wandel“, sagte BA-Vor-
stand Heinrich Alt in der vergangenen Wo-
che. Die Arbeit bleibe, aber die Arbeitskräf-
te gingen aus. „Umso dringender müssen
wir den Blick auf diejenigen richten, die bis-
her zum Teil am Rande des Arbeitsmarktes
standen“, betonte Alt – beispielsweise qua-
lifizierte Frauen, denen wegen fehlender
Kinderbetreuungsmöglichkeiten der Zu-
gang zu guten und gut bezahlten Jobs der-
zeit versperrt ist. Monika Pilath ❚

Der große Unterschied
GEHALT Frauen verdienen ein Fünftel weniger als Männer
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Wer Strom sparen und Energie effizienter
nutzen will, muss nicht weit gehen: In Kü-
che, Bad und Keller liegen die größten Ein-
sparpotenziale. Mit 55 Terrawattstunden im
Jahr würden fast 40 Prozent des privaten
Stromverbrauchs in Deutschland auf Elek-
tro-Hausgeräte entfallen, teilten Vertreter
der Firma Bosch Siemens Hausgeräte in ei-
ner Anhörung des Wirtschaftsausschusses
zum EU-Vorschlag für eine Energieeffizienz-
richtlinie in der vergangenen Woche mit.

Lange in Betrieb Durch die lange Nut-
zungsdauer würden Kaufentscheidungen
lange nachwirken. So würden Geschirrspü-
ler zwölf Jahre lang genutzt, Gefriergeräte
17 Jahre. Moderne Hausgeräte würden je-
doch nur noch die Hälfte, zum Teil sogar
nur ein Drittel des Stroms verbrauchen.
„Insgesamt ließen sich durch den Austausch
dieser sehr alten Geräte in den Haushalten
jährlich rund 15 Terrawattstunden Strom
einsparen", hieß es in der Stellungnahme
der Firma. Um diese Potenziale zu heben,
wurden Anreizprogramme empfohlen. Vor-
bild könnte die „Abwrackprämie“ für alte
Autos sein. Gegenstand der Anhörung wa-
ren zudem Anträge der Oppositionsfraktio-
nen SPD (17/8159), Die Linke (17/8457)
und Bündnis 90/Die Grünen (17/7462), in
denen eine wirkungsvolle Ausgestaltung der
EU-Richtlinie und eine wirkungsvolle Ener-
gieeffizienz gefordert wird. 

In der Anhörung warnte die Wirtschaft vor
zu scharfen Verpflichtungen zur Energieein-
sparung und Energieeffizienz. So lehnte der
Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) „absolute Energieeinsparziele ab, da
diese nicht mit dem zyklischen Konjunktur-
verlauf zu vereinbaren sind, ohne dass dies
zu Lasten der Wirtschaftskraft europäischer
Unternehmen geht“. Der Richtlinien-Vor-
schlag soll die EU zu einer Senkung des Pri-
märenergieverbrauchs um 20 Prozent bis
zum Jahre 2020 befähigen. 
Von der Wirtschaftsvereinigung Stahl hieß
es, die deutsche Stahlindustrie habe ihren
spezifischen Primärenergieverbrauch seit
1960 um annähernd 40 Prozent gesenkt.
„Der Bedarf an Kohlenstoffträgern für den
Eisenerz Reduktionsprozess im Hochofen
sowie an Schmelzstrom für Elektrolichtbo-
genofen lässt sich allerdings aus chemi-
schen und physikalischen Gründen kaum
noch weiter verringern“, hieß es in der Stel-
lungnahme. Die Energieeinsparpotenziale
der Stahlindustrie lägen weit unter den von
der Politik angestrebten Steigerungsraten.
„Vor diesem Hintergrund dürfen die Anfor-
derungen gegenüber energieintensiven In-
dustrien wie der Stahlindustrie nicht über-
spannt werden“, wurde gewarnt. 
„Insgesamt setzt der Entwurf zu stark auf
starre Planvorgaben und zu wenig auf flexi-
ble und effiziente Marktelemente“, hieß es
vom Bundesverband der Energie- und Was-

serwirtschaft (BDEW). Daher halte man
„überhaupt nichts von dieser Art Verpflich-
tung“. Die Kupfer verarbeitenden „Wieland-
Werke“ (Ulm) erklärten: „Pauschal für alle
Unternehmen sind solche festen Vorgaben
kontraproduktiv.“ Das Ziel der EU-Richtli-
ne sei „sehr sportlich“. 
Dagegen hieß es von der Prognos AG, das
mittelfristige Ziel der EU, 20 Prozent Pri-
märenergie einzusparen, liegt in guter Über-
einstimmung mit den nationalen Zielen

und erfordere aus nationaler Sicht kaum zu-
sätzliche Anstrengungen. Anders als die In-
dustrievertreter ging die deutsche Unterneh-
mensinitiative Energieeffizienz davon aus,
dass durch Endenergie-Effizienzmaßnah-
men bis 2020 bis zu 14 Prozent des End-
energieverbrauchs eingespart werden könn-
ten. Allein mittels Stromeffizienzmaßnah-
men könne auf die Kapazität von mindes-
tens zehn Kernkraftwerken verzichtet
werden. hle ❚

E
s waren nur wenige Minuten.
Minuten, die das Leben hun-
derttausender Menschen in
der Region um die Stadt Fu-
kushima für Jahre, wenn nicht
Jahrzehnte, schlagartig verän-

derte. Als am 11. März 2011 um 14:46 Uhr
Ortszeit die japanische Küste von einem der
bislang schwersten Erdbeben erschüttert
wurde,  ahnte in Deutschland zur gleichen
Zeit wohl niemand, dass dieses Beben auch
hier mieles ins Wanken
bringen sollte: nur weni-
ge Monate später be-
schloss die Bundesregie-
rung mit großer Unter-
stützung der Opposition
die Abschaltung aller
deutschen Kernkraftwer-
ke bis zum Jahr 2022
und ein ganzes Paket von
Maßnahmen, mit dem
Deutschlands Energieversorgung in den
kommenden Jahrzehnten auch ohne Atom-
strom gesichert werden soll. 

»Halse in der Atompolitik« An eine Seg-
lerin, die ihren Kurs bei voller Fahrt gewech-
selt habe, erinnerte Jürgen Trittin, den Frak-
tionschef von Bündnis 90/Die Grünen, das
damalige Verhalten von Bundeskanzlerin
Angela Merkel: „Das war eine Halse in der
Atompolitik“, sagte Trittin am vergangenen
Donnerstag. Es gebe seitdem einen Konsens

für einen Ausstieg. Damit endete aber schon
die Gemeinsamkeit zwischen Regierung
und Opposition. Denn der frühere Umwelt-
minister, dessen Fraktion sich in einem An-
trag (17/8898) für ehrgeizigere Ziele bei der
Energiewende ausgesprochen hatte, ging
mit der Koalition hart ins Gericht: „Wir sind
in einigen Bereichen, Zeugen einer schwarz-
gelben Konterrevolution“, sagte er. Konkret
kritisierte er die geplante Solarkürzung,
ebenso wie die Blockade Deutschlands bei

der EU-Ener-
gieeffizien-
r i c h t l i n i e
und zu ge-
ringe Klima-
schutzziele.
All das sei ei-
ne „energie-
p o l i t i s c h e
Bankrotter-
k l ä r u n g “ ,

wetterte Trittin.   
Man habe den Eindruck, dass aus der Dis-
kussion um die Energiewende politisches
Kapital geschlagen werden sollte, kritisierte
Jens Koeppen (CDU). Man habe damals ei-
ne „Vernunftsentscheidung“ getroffen, sagte
er. Nicht mit Blick auf „3/11“, wie das Reak-
torunglück in Fukushima auch genannt
wird, sondern auch mit dem Wissen, dass
auf der Erde bald neun Milliarden Men-
schen leben würden. Sein Fraktionskollege
Michael Paul (CDU) erinnerte nochmals an

die näheren Umstände des Unglücks: Es ha-
be „massive Fehler in der Auslegung der An-
lage und Versäumnisse des Atomkraftbetrei-
bers Tepco gegeben. „Wir haben radiolo-
gisch unheimlich Glück gehabt“, sagte Paul.
Durch radioaktive Strahlung habe es keinen
einzigen Toten oder Verletzten gegeben, er-
klärte er. Dabei berief er sich auf einen Be-
richt des früheren Leiters der Strahlen-
schutzkommission, Professor Rolf Michel,
vor dem Umweltausschuss in der vergange-
nen Woche. 

Versagen immer möglich Die Opposition
bedachte Pauls Rede mit vielen Zwischenru-
fen und sah sich in ihrer Annahme bestätigt.
„Sie wollen eigentlich nicht die Energiewen-
de, sie wollen das alte Denken“, erklärte der
SPD-Abgeordnete Matthias Miersch. Sein
Fraktionskollege Marco Bülow sah dahinter
eine Strategie: „In Deutschland werden Lü-
gen fortgesetzt, um uns vom Atomausstieg
abzuhalten.“ Für Bülow hat Fukushima be-
stätigt, „dass Mensch und Technik versagen
können – egal wie achtsam die Menschen
sind“. Spätere Genenrationen müssten die
Lasten der Atomenergie tragen, ohne selber
davon profitieren zu können. 
Für „politisch unumkehrbar“ hält die Ener-
giewende hingegen Michael Kauch (FDP).
Beweise dafür seien etwa, dass der Energie-
verbrauch in Deutschland noch nie so nied-
rig wie 2011 gewesen sei.  Den schwarzen Pe-
ter der Energiewende sieht er bei der Oppo-

sition. „Dort wo sie Verantwortung tragen,
torpedieren sie die Energiewende“, sagte er
mit Blick auf die Blockade der energetischen
Gebäudesanierung im Bundesrat. 
Die Linken-Abgeordnete Dorothée Menz-
ner, kürzlich von einer Japanreise zurückge-
kehrt, berichtete: „Fukushima ist eine ster-
bende Stadt. Wer es sich leisten kann, zieht
weg“. Die Situation dort sei weiter hoch bri-
sant.  Doch gebe es keine beschlossene Ab-
kehr von der Atomtechnik – auch wenn sich

dort 80 Prozent der Menschen gegen die
Atomkraft aussprechen würde. „Die Macht
der Atomkonzerne ist enorm“, sagte sie. 
Das Datum 2022 für einen Atomausstieg in
Deutschland ist für sie daher auch zu lange.
Das gehe deutlich schneller, forderte sie. Da-
her will sie sich weiter engagieren, wie viele
andere auch am Jahrestag des Unglücks mit
Demos und Lichterketten. Denn Menzner
war sich sicher: „Diese Regierung wird wei-
ter Druck brauchen.“ Annette Sach ❚

Alte Kühlschränke gehören im Zeitalter der Energieeffizienz zum Recycling.

ENERGIEWENDE Opposition bezweifelt, ob es die Regierung ernst meint mit dem Atomausstieg

Die unsichtbare Gefahr 

Pfand für
Handys verlangt
UMWELT Die Sammlung und Weiterverwer-
tung von nicht mehr benötigten Geräten
der Informationstechnologie und von
Kommunikationsgeräten (ITK-Geräte) soll
unter anderem durch ein Pfandsystem für
Mobiltelefone und Smartphones verbessert
werden. Außerdem soll die Bundesregie-
rung darauf hinwirken, dass bei der Produk-
tion der Geräte und bei der Verwertung von
Altgeräten dem Ziel der Ressourceneffizienz
besser Rechnung getragen wird, heißt es in
einem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (17/8899), der vom Bundestag am
Donnerstag an die zuständigen Ausschüsse
überwiesen wurde. Dafür soll es ein verbes-
sertes System der haushaltsnahen sortenrei-
nen Sammlung und eine Rücknahme-
pflicht von Geräten geben. Um die Verbrau-
cher zur Rückgabe alter Geräte zu bewegen,
soll ein „zielführendes und effizientes
Pfandsystem“ für Mobiltelefone und
Smartphones eingeführt werden. Als mögli-
che Pfandgebühr werden zehn Euro ge-
nannt. Falls das System bei Mobiltelefonen
und Smartphones erfolgreich sein sollte,
soll es auf weitere ITK-Produktgruppen wie
Laptops, Netbooks, Tabletcomputer und
Spielekonsolen ausgeweitet werden. Nach
Angaben der Fraktion nimmt die Zahl der
nicht mehr benötigten Geräte zu. Außer-
dem gebe es immer mehr Berichte über das
geplante, künstliche Veraltern (Obsoles-
zenz) von Geräten. Dies widerspreche dem
Ziel der Abfallvermeidungt. hle ❚

»Versorgung mit
Energie sicher«
UMWELT Die Energieversorgung in
Deutschland ist nach Angaben von Bundes-
umweltminister Norbert Röttgen (CDU) so-
wohl jetzt als auch in Zukunft garantiert.
Dies erklärte Röttgen vergangene Woche
vor dem Umweltausschuss des Bundestags.
Auf Antrag der Koalitionsfraktionen berich-
tete er über den aktuellen Stand der Ener-
giewende und auf Antrag der Oppositions-
fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen über den Stand des Endlagersuch-
gesetzes. Wer bei Netzausfall hafte, „das
muss geregelt werden“, fügte Röttgen hinzu.
Die Börsenstrompreise in Deutschland sind
nach Angaben des Ministers ebenfalls sta-
bil, wobei sie deutlich unter dem EU-
Durchschnitt liegen. Der Strom in Deutsch-
land sei sogar auch günstiger als in der
Schweiz und in Frankreich. Auch bei hoher
Nachfrage würde der Preis stabil bleiben.
Für die Windenergie an Land „ist für 2012
eine Leistungssteigerung zu erwarten“, sag-
te Röttgen weiter. Bezüglich der sogenann-
ten Offshore-Windanlagen vor den Küsten
sagte er, dass sich derzeit zwei neue Anlagen
in Bau befänden; weitere seien in Planung.
Photovoltaik-Anlagen hätten durch die
Energiewende bereits profitiert. Hätte es
keine Gesetzesnovelle gegeben, betonte der
Minister, hätte das „zum Ende der Photo-
voltaik-Technik geführt“. Es sei der „schla-
gende Beweis“ erbracht, dass „Photovoltaik-
Einspeisung die Zukunft ist.“
Folge der Energiewende sei auch, dass „in
einem nationalen Konsens“ die bundeswei-
te Endlagersuche behandelt werde. Es sei ei-
ne „fundamentale Veränderung der deut-
schen Politik“, dass Bund und Länder glei-
chermaßen der Meinung seien, die Suche
nach einem geeigneten Endlager für radio-
aktive Abfälle sei ein nationales Thema und
„nicht die Sache Niedersachsens“. ver ❚

»Wir haben 
radiologisch
unheimlich viel
Glück gehabt.«
Michael Paul (CDU)
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Strom sparen in Küche und Keller
WIRTSCHAFT Stahlindustrie kann ihren Energiebedarf aus physikalischen Gründen kaum noch verringern

>STICHWORT

> Zahl der Opfer Nach dem Erdbeben und dem anschlie-
ßenden Tsunami verloren am 11. März 2011 mehr als
15.800 Menschen ihr Leben. Mehr als 115.000 Gebäude
entlang der 400 Kilometer langen Küste wurden zerstört.
Schätzungsweise 340.000 Menschen mussten in dem be-
troffenen Gebiet um Fukushima ihre Heimat verlassen.

> Wirtschaftliche Schäden Das Ausmaß der Schäden für
die Wirtschaft ist noch nicht abschätzbar. Viele Gebiete der
Landwirtschaft sowie Fischgründe sind nicht mehr nutzbar.

> Zukunft der Atomkraft In Japan sind von 54 Atomkraft-
werken noch zwei Anlagen am Netz. Sie sollen für War-
tungsarbeiten am 26. März abgeschaltet werden. Bislang
gibt es in Japan keine Engpässe bei der Energieversorgung.

EIN JAHR NACH FUKUSHIMA – Bilanz einer Katastrophe 
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Gefährlicher Ortstermin: Knapp ein Jahr nach der Reaktorkatastrophe im japanischen Fukushima konnten auch ausländische Journalisten, hier in Begleitung von Mitarbeitern der Betreiberfirma Tepco, die Anlage besuchen.
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SOLARENERGIE Die Pläne der
Regierung, die Förderung für
Sonnenstrom zu kürzen, stoßen auf viel
Kritik. Schwarz-Gelb sieht aber gerade
darin neue Chancen für die Branche

Hitziger
Protest

Mehr als 11.000 Menschen demonstrierten in der vergangenen Woche in Berlin gegen die Pläne der Regierung, die Solarförderung zu kürzen.

A
uf einen Verbündeten konn-
ten sich sowohl die Befür-
worter als auch die Gegner
des geplanten Gesetzes zur
Kürzung der Solarförderung
verlassen: die Sonne. Sie

strahlte, als sich die Gegner des Gesetzent-
wurfs zur Kürzung der Solarförderung – So-
larfirmen wie auch Gewerkschaften – in der
vergangenen Woche vor dem Brandenbur-
ger Tor versammelten. Und auch als die Re-
gierung am vergangenen Freitag ihren Ge-
setzentwurf (17/8877) in erster Lesung ins
Parlament einbrachte, blitzten Sonnen-
strahlen mit voller Kraft in den Plenarsaal
hinein. Frühlingsgefühle wollten bei der
Debatte um die Zukunft der Photovoltaik
aber nicht aufkommen. Die Diskussion, wie
hoch die Kürzungen für Strom aus Sonne in
den nächsten Jahren ausfallen sollen, wur-
de, wie Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die Grü-
nen) bemerkte, „leidenschaftlich“ und „hit-
zig“ geführt. Denn während die Regierung
möchte, dass die Solarbranche „erwachsen“
wird, sieht die Opposition die Photovoltaik
als Lackmustest, wie ernst es die Regierung
mit der Energiewende wirklich meint. 

Frontalangriff auf Solarindustrie Seit-
dem Bundesumweltminister Norbert Rött-
gen (CDU) und Bundeswirtschaftsminister
Philipp Rösler (FDP) Ende Februar nach
wochenlangem Streit ein gemeinsames Pa-
pier zur Kürzung der Solarförderung präsen-
tiert hatten, ist die Aufregung groß: Solarfir-
men äußerten in Brandbriefen an Abgeord-
nete ihre Angst, dass ihre Firmen in den
Ruin getrieben werden könnten, Handwer-

ker fürchten, dass sie auf bereits gekauften
Solaranlagen sitzen bleiben könnten, und
die Gewerkschaften sehen Tausende von Ar-
beitsplätzen in Gefahr. Auch von Seiten der
Bundesländer, insbesondere aus Ost-
deutschland, wo viele Solarunternehmen
ihren Sitz haben, hagelt es Kritik. Denn die
Solarindustrie ist dort vor allem auch in
strukturschwachen Gebieten angesiedelt.
Thürigens Wirtschaftsminister Matthias
Machnig (SPD) bezeichnete die Regierungs-
pläne als „Frontalangriff auf die Solarindu-
strie“. Auch der bayerische Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer (CSU) pochte im Vor-
feld auf Korrekturen. Die angestrebten Sen-
kungen seien zu hoch und setzten falsche
Schwerpunkte, sagte er vergangene Woche
zum Auftakt der internationalen Hand-
werksmesse in München. 
Katherina Reiche (CDU), Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesumweltministe-
rium, kennt diese Vorwürfe: „Kahlschlag“,
„Ausstieg“ und „Deindustrialisierung“ seien
nur einige davon, sagte sie bei der Debatte
am vergangenen Freitag. Die Empörungs-
kurve der Opposition kenne keine Grenzen,
„aber leider ist die Lernkurve der Oppositi-
on kleiner als die der Photovoltaik“, sagte
sie. Die Kürzungen für Strom aus Solaranla-
gen hält sie für notwendig – gerade auch für
die Zukunft der Branche. Denn ein Massen-
markt wie die Photovoltaik könne nicht
dauerhaft durch Subventionen gespeist wer-
den. Vielmehr müsse das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) zum „Marktertüchti-
gungsmodell“ werden. „Die Industrie muss
sich unabhängig behaupten“, forderte die
CDU-Abgeordnete. Gleichzeitig bekräftigte

sie das Ziel der Regierung, bis zum Jahr 2020
insgesamt 35 Prozent der Stromversorgung
aus erneuerbaren Energien zu gewinnen.
Bereits 2011 habe der Anteil der erneuerba-
ren Energien an der Stromversorgung 
21 Prozent ausgemacht, sagte Michael
Kauch (FDP). Es sei daher die Regierung, die
die „Politik für eine schnellere Energiewen-
de“ machen würde. Der Solarstrom sei aber
nur ein Marktsegment der erneuerbaren
Energien: „Wind und Biomasse sind das
Rückgrat der erneuerbaren Energien“, sagte
Kauch. 
Genau die sieht die Opposition mit dem
neuen Gesetz in ernster Gefahr. Für Ulrich

Kelber (SPD) sind die Neuregelungen „ein
durchsichtiger Angriff auf das EEG“, weil die
Verlässlichkeit bei der Förderung nicht mehr
gewährleistet sei. Er kritisierte auch, dass das
Kabinett durch eine neue Verordnungser-
mächtigung in Zukunft das Recht habe, die
Kürzungen ohne Beteiligung des Parla-
ments zu kappen. Für Kelber eine klare
„Entmachtung des Parlaments“. 

Blockade der Energiewende Ein Vorwurf,
den auch Gregor Gysi (Die Linke) teilte. „Sie
wollen keine öffentliche Diskussion“ warf
er der Regierung vor und nannte die Neure-
gelung schlicht „Solarausstiegsgesetz“. „Wie
viele Unternehmen wollen Sie noch in die
Insolvenz schicken?“, fragte er. Der Osten,
mahnte Gysi, vertrage keine zweite Dein-
dustrialisierung. Auch Gysi vermutete daher
hinter den Plänen der Regierung eine „Blo-
ckade der Energiewende“ und eine „Förde-
rung hin zu den großen Energiekonzernen“. 
Bärbel Höhn sah das genauso: „Es geht Ih-
nen darum, die Solarenergie klein zu ma-
chen, um die Gewinne der großen Energie-
konzerne groß zu halten“, sagte sie.  Denn
es sei gerade der Solarstrom gewesen, der
den großen deutschen Energiekonzernen
wie RWE erst kürzlich einen Gewinnrück-
gang um 20 Prozent beschert habe, sagte
Höhn. 
Der Gesetzentwurf wurde an den Umwelt-
ausschuss überwiesen. Am 21. März beraten
dann Experten in einer öffentlichen Anhö-
rung über die Kürzungspläne. Bis das Gesetz
Ende März verabschiedet werden soll, wird
es in Berlin, mit oder ohne Sonne, noch vie-
le hitzige Debatten geben. Annette Sach❚

>FAKTEN

> Kürzung der Solarförderung Der Ge-
setzentwurf (17/8877) sieht vor, die Förde-
rung von Solarstrom, je nach Größe der
Anlage, einmalig um 20 bis 30 Prozent
zum 1. April 2012 zu kürzen. Danach soll
es pro Monat eine weitere Kürzung um
0,15 Cent pro Kilowattstunde  geben.

> Strommenge Künftig sollen nur noch 85
bis 90 Prozent des produzierten Stroms
vergütet werden. Der restliche Strom soll
entweder selbst verbraucht oder verkauft
werden.

> Zubau Der Neubau von Anlagen soll 2012
und 2013 auf eine Leistung von 2.500 bis
3.000 Megawatt beschränkt werden.

Bundesregierung und alle Fraktionen haben
ein Bekenntnis zur besseren Nutzung der
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) abgelegt. In
einer Debatte des Deutschen Bundestages
am Donnerstag sprach der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundeswirtschafts-
ministerium, Hans-Joachim Otto (FDP),
von einem „Bündel von Maßnahmen“ zur
Stärkung dieser Technik. „Die Bundesregie-
rung steht zur Kraft-Wärme-Kopplung als
Effizienztechnologie“, sagte Otto. Durch
Nutzung der bei der Stromerzeugung anfal-
lenden Abwärme für Heizzwecke könnten
Wirkungsgrade bis zu 90 Prozent erreicht
werden. 
Die Bundesregierung will die Förderung der
Kraft-Wärme-Kopplung verbessern, um den
Anteil dieser Technik an der deutschen
Stromerzeugung auf 25 Prozent bis zum
Jahr 2020 zu erhöhen. Der dazu von der
Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes (17/8801) wurde vom

Bundestag an die zuständigen Ausschüsse
überwiesen.

Förderhöchstgrenze Mit der Novelle sol-
len die Zuschläge auf den Strompreis für
KWK-Anlagen, die ab 2013 den Betrieb auf-
nehmen, erhöht werden. Die seit 2009 auf
750 Millionen Euro begrenzte Gesamtför-
derung soll aber nicht erhöht werden. Bei
unveränderter Förderung werde die Kraft-
Wärme-Kopplung im Jahr 2020 einen An-
teil von 20 Prozent an der Nettostromerzeu-
gung erreichen. Damit werde das Ziel eines
Anteils von 25 Prozent nicht erreicht,
schreibt die Bundesregierung.  
Rolf Hempelmann (SPD-Fraktion) begrüß-
te den Gesetzentwurf als Schritt in die rich-
tige Richtung. Die Kraft-Wärme-Kopplung
sei ein wesentlicher Pfeiler in jeder Effi-
zienzstrategie. Hempelmann wies darauf
hin, dass die Modernisierung vorhandener
KWK-Anlagen ein bisher erheblich unter-
schätzter Bereich sei. 

Um die Energiewende zu vollenden, werde
die Kraft-Wärme-Kopplung gebraucht, sag-
te Thomas Bareiß (CDU/CSU-Fraktion).
Zugleich warf er der rot-grünen Landesre-
gierung in Nordrhein-Westfalen vor, die In-
betriebnahme einer der modernsten und
größten KWK-Anlage in Datteln im Ruhrge-
biet zu verhindern. Dort könnten 100.000
Menschen mit Wärme versorgt werden. 
Damit stieß Bareiß auf entschiedenen Wi-
derspruch von Oliver Krischer (Bündnis
90/Die Grünen). Er entgegnete, beim Kraft-
werk in Datteln handele es sich um einen
„Schwarzbau“ aus der Zeit der Regierung
des CDU-Ministerpräsidenten Jürgen Rütt-
gers. Die rot-grüne Landesregierung sei jetzt
dabei, die Fehler der Regierung Rüttgers zu
reparieren. Eva Bulling-Schröter (Die Linke)
bezeichnete die Förderhöchstgrenze von
750 Millionen Euro als unverständlich,
wenn man stärker auf die Nutzung der
Kraft-Wärme-Kopplung setzen wolle. Sie
nannte KWK „Strom von unten“. hle ❚

Alle wollen Kraft und Wärme koppeln
WIRTSCHAFT Förderung der dezentralen Energieversorgung soll verbessert werden

UMWELT Die Bundesregierung soll sich im
Rahmen des Bundeshaushalts 2012 für eine
Steigerung der Ressourceneffizenz einsetzen.
Mit den Stimmen der Koalition wurde am ver-
gangenen Donnerstag ein entsprechender An-
trag der FDP-Fraktion (17/8575) gegen die
Stimmen der Opposition angenommen. Die Ab-
geordneten beschlossen damit, die Rohstoff-
strategie der Bundesregierung weiter konse-
quent umzusetzen und die hohen Verwertungs-
quoten bei mineralischen Abfällen auch zukünf-
tig zu gewährleisten. Außerdem soll eine
umfassende „Nationale Forschungs- und Inno-
vationsförderstrategie“ für Ressourcentechno-
logien entwickelt werden. Die Zielsetzungen
und Maßnahmen des Ressourceneffizienzpro-
gramms sollen weiterhin evaluiert und konkre-
tisiert werden.
„Ich denke, dass es wirklich etwas bringt, Um-
welt und Wirtschaft endlich zu verzahnen, für
einen besseren Verbraucherschutz und für bes-
sere Kennzeichnungen zu sorgen und durch das
Ressourceneffizienzprogramm insgesamt vo-
ranzukommen“, erklärte Horst Maierhofer der
FDP-Fraktion. Ihm entgegenete Gerd Bollmann
von der SPD-Fraktion mit einem Fragenpaket:
„Warum wird deutscher Müll nach China ex-
portiert, dort unter menschenunwürdigsten Be-

dingungen per Hand verarbeitet und dies dann
in Deutschland als stoffliche Verwertung aner-
kannt? Damit unsere Quoten eingehalten wer-
den? Damit China mehr Sekundärrohstoffe er-
hält?“ Er begrüße zwar die Idee des Antrags,
doch stünden „Fehler“ des Antrags im Wider-
spruch zur Ressourceneffizienz.
Thomas Gebhart, CDU/CSU-Fraktion, hingegen
betonte, dass es ein solches Programm „noch
nie“ gegeben habe: „Die Handlungsfelder und
die Aufgaben werden umfassend beschrieben
und dargelegt.“ 
Die Rednerin der Linksfraktion, Eva Bulling-
Schröter, forderte, Produkte fortan so zu gestal-
ten, „dass sie nach ihrer Lebensdauer sinnvoll
stofflich verwertbar sind. Viele Wegwerf-, aber
auch Luxusartikel müssen in Zeiten des Klima-
wandels und der Ressourcenknappheit wenn
schon nicht verboten, dann wenigstens deutlich
teurer werden.“ Die Grünen räumten zwar, ein
dass der Antrag wichtige Punkte aufgreife. Der
Grünen-Abgeordnete Oliver Krischer warf der
Regierungskoalition aber vor, zu zerstören „was
über mehrere Legislaturperioden hinweg zu
dem Thema aufgebaut wurde.“ Es gebe in dem
Programm „keine konkreten Maßnahmen.“wie
etwa verbindliche Recylingquoten. Ein solcher
Antrag bleibe daher unverbindlich. ver ❚

Ressourcen effektiver einsetzen

FINANZEN Steuerliche Vorschriften für Firmen-
wagen sollen konsequent an ökologischen Kri-
terien ausgerichtet werden. So soll die steuerli-
che Abzugsfähigkeit des Aufwands für Perso-
nenwagen, die als Firmenwagen genutzt wer-
den, entsprechend den fahrzeugspezifischen
Kohlendioxid-Emissionen begrenzt werden,
heißt es in einem Antrag der Linksfraktion
(17/8883), der vom Bundestag am Donnerstag
an die Ausschüsse überwiesen wurde. Die Neu-
regelung soll für ab 2013 erstmals zugelassene
Autos gelten.
Die Fraktion schlägt vor, für Fahrzeuge mit ei-
nem Kohlendioxid-Ausstoß bis 155 Gramm pro
Kilometer weiterhin den Abzug aller Aufwen-
dungen zuzulassen. Je übersteigende fünf
Gramm Kohlendioxid soll die Abzugsfähigkeit
um 2,5 Prozentpunkte reduziert werden.Außer-
dem wird verlangt, den maßgeblichen Kohlen-
dioxid-Wert (2013: 155 Gramm) jedes Jahr um
fünf Gramm zu verringern.
Änderungen soll es nach den Vorstellungen der
Linksfraktion auch bei der Besteuerung der pri-
vaten Nutzung von Firmenwagen geben. So soll
an die Stelle der heute üblichen Besteuerung

von einem Prozent des Kaufpreises für Fahrzeu-
ge mit einem Ausstoß bis zu 125 Gramm Koh-
lendioxid pro Kilometer eine Besteuerung von
nur noch 0,9 Prozent der Anschaffungskosten
pro Kalendermonat treten. Dies sei ein „positi-
ver Anreiz“, schreibt die Fraktion. Je überstei-
gende fünf Gramm Kohlendioxid pro Kilometer
soll die Besteuerung aber um 0,025 Prozent-
punkte erhöht werden. Der maßgebliche Koh-
lendioxid-Wert soll bis 2020 jedes Jahr um jähr-
lich fünf Gramm vermindert werden.
Nach Angaben der Fraktion sind Pkw für rund
zwölf Prozent der Treibhausgasemissionen in
Deutschland verantwortlich. Seit 2001 würden
mehr Neuwagen durch Unternehmen ange-
schafft als von Privatleuten. Der durchschnittli-
che Verbrauch von Firmenwagen liege erheblich
über dem Verbrauch privat angeschaffter Fahr-
zeuge. „Da Firmenwagen zudem meist als Ge-
brauchtwagen an Private weiterverkauft wer-
den, sinkt der durchschnittliche Verbrauch von
Personenkraftwagen in Deutschland zu lang-
sam. Es ist daher umgehend erforderlich, finan-
zielle Anreize für die Anschaffung klimafreund-
licher Firmenwagen zu beschließen.“ hle ❚

Klimafreundlich im Dienstwagen

HAUSHALT Der Bundestag will bei der Ausge-
staltung der parlamentarischen Beteiligungs-
rechte bei der Umsetzung des ESM-Pakets das
jüngste Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum sogenannten Neuner-Gremium (Beteili-
gungsrechte des Bundestages beim Rettungs-
schirm EFSF) einarbeiten. Dies wurde vergange-
ne Woche bei der Sitzung des Haushaltsaus-
schusses deutlich, in der sich die Abgeordneten
über die Bewertung des Verfassungsgerichtsur-
teils informieren ließen.
Der Vertreter der Bundestagsverwaltung beton-
te dabei, dass das Verfassungsgericht vor allem
das Budgetrecht des gesamten Parlaments und
die Gleichheit des Mandats betont habe.
Für den Prozessbevollmächtigten des Bundes-
tages ist die Gerichtsentscheidung von der ver-
fassungsrechtlichen Leitvorstellung getragen,
die Verantwortung des Parlaments und die
Rechtsstellung der Abgeordneten mit Blick auf
die Haushaltsverantwortung in Systemen inter-
gouvernementalen Regierens zu betonen. Er
hielt allerdings auch fest, dass die wesentlichen
Konstruktionsmerkmale des Neuner-Gremiums
– also die Konstituierung durch ein Bundesge-
setz, die Übertragung von Entscheidungsbefug-
nissen des Parlaments und die Spiegelbildmög-

lichkeit des „kleinstmöglichen“ Gremiums –
vom Bundesverfassungsgericht „ausdrücklich“
bestätigt worden seien. Der entsprechende Ge-
staltungsspielraum des Bundestages hätte in-
soweit gesichert werden können, betonte der
Rechtsanwalt.
Der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion betonte,
neben Änderungen beim derzeitigen EFSF-Ge-
setz sei das Urteil besonders wichtig für die
Ausgestaltung des ESM. Die FDP-Fraktion hielt
es für gut, dass jetzt bei allen wesentlichen Ent-
scheidungen im Hinblick auf EFSF und ESM das
Parlament beteiligt werden müsse.
Die SPD betonte, dass alles getan werden müs-
se, um eine verfassungsmäßige Grundlage bei
dieser Gesetzgebung zu bekommen.
Die Linksfraktion begrüßte, dass durch das Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts der Auftrag
des Neuner-Gremiums eindeutig definiert wor-
den sei.
Für Bündnis 90/Die Grünen ist es nun wichtig
zu klären, ob das Neuner-Gremium in dieser
Größe beibehalten werden kann oder ob auch
Stellvertreter gewählt werden müssten. Ein Ab-
geordneter der SPD-Fraktion warnte davor, die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
zu unterlaufen. mik ❚

Zukunft des Neuner-Gremiums

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Aufgrund der Finanzkrise müssen die Bür-
ger vieler Staaten den Gürtel enger schnal-
len – ihre Reiselust nach Deutschland hat
dies aber bislang nicht eingeschränkt. „Im
Jahr 2011 konnte das Reiseland Deutsch-
land seinen Rekord aus dem Vorjahr erneut
brechen und 63,8 Millionen ausländische
Übernachtungen verbuchen“, verkündete
der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundeswirtschaftsministerium, Ernst Burg-
bacher (FDP), vergangenen Donnerstag auf
der Internationalen Tourismusbörse (ITB)
in Berlin. Damit der Reiseboom anhält,
wollen sich die Bundestagsfraktionen ge-
meinsam dafür einsetzen, dass für das Aus-
landsmarketing Deutschlands künftig mehr
Geld zur Verfügung steht. Das sagten die
tourismuspolitischen Sprecher bei einem
Treffen des Tourismusausschusses mit der
der Deutschen Zentrale für Tourismus
(DZT) auf der ITB zu. 

Brähmig nennt Zielmarke Der Vorsitzen-
de des Ausschusses, Klaus Brähmig (CDU),
betonte, wenn der Bund einen Zuwachs bei
Zahl der Übernachtungen ausländischer
Gäste auf 80 Millionen erwarte, müsse er
auch bereit sein, mehr Geld für die Ver-
marktung des Tourismusstandortes
Deutschland im Ausland zu investieren.
Brähmig nannte in diesem Zusammenhang

eine Zielmarke von fünf Millionen Euro. In
diesem Jahr erhält die DZT 27,7 Millionen
Euro vom Bund. Die DZT kümmert sich um
das Image der deutschen Reisedestinatio-
nen im Ausland. Sie unterhält weltweit 30
Ländervertretungen.
Die DZT-Vorstandsvorsitzende Petra He-
dorfer sagte, ihre Organisation halte am Ziel
fest, bis zum Ende der Dekade die 80-Mil-
lionen-Marke bei den Übernachtungen aus-
ländischer Gäste zu erreichen. Allerdings
werde 2012 angesichts der Unsicherheiten
in der Weltkonjunktur „ein schwieriges
Jahr“. Die DZT werde im laufenden Jahr ei-
nen Schwerpunkt auf das Segment Ge-
schäftsreisen legen. 
Burgbacher wies darauf hin, dass die Reise-
branche hierzulande mit einer Bruttowert-
schöpfung von fast 100 Milliarden Euro und
2,9 Millionen direkt im Tourismus Beschäf-
tigten eine Wachstumslokomotive sei. Aus-
ländische Reisende gäben jährlich rund
36,6 Milliarden Euro in Deutschland aus. 
Die tourismuspolitische Sprecherin der
Unions-Fraktion, Marlene Mortler, sagte,
die DZT brauche für ihre Arbeit Kontinui-
tät. „Nur so können Netzwerke vor Ort auf-
gebaut werden“, unterstrich die CSU-Abge-
ordnete. Sie fügte hinzu: „Jeder Euro, der
hier eingesetzt wird, bringt ein Vielfaches
zurück.“ Ähnlich äußerte sich ihr FDP-

Amtskollege Horst Meierhofer. Der touris-
muspolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Hans-Joachim Hacker, sagte, die Mitteler-
höhung für die DZT im Haushalt 2012 sei
„die richtige Botschaft“. Er regte an, die 2017
in der 500-Jahr-Feier der Reformation mün-
dende Luther-Dekade noch stärker in das
Bewusstsein potenzieller Deutschland-Tou-
risten zu rufen. 

Der Tourismusexperte der Grünen-Frakti-
on, Markus Tressel, unterstrich, um Zu-
kunftsmärkte anzugehen, brauche die DZT
mehr Geld. Wichtig sei in diesem Zusam-
menhang, „auch die Wirtschaft stärker ein-
zubinden“. Für die Fraktion Die Linke for-
derte Ilja Seifert, auch Jugendlichen aus är-
meren Ländern eine Reise nach Deutsch-
land zu ermöglichen. Monika Pilath ❚

P
reise für Rohstoffe und Nah-
rungsmittel steigen längst
nicht mehr allein wegen grö-
ßerer Nachfrage. Auch die Spe-
kulation spielt eine immer
wichtigere Rolle. „Um Fehl-

entwicklungen an den Rohstoffmärkten
vorzubeugen, ist eine gezielte und wirksame
Regulierung des Rohstoffterminhandels er-
forderlich“, heißt es in einem Antrag von
CDU/CSU und FDP-Fraktion (17/8882). Es
sei Zeit, sich mit dem
Thema Spekulation mit
Rohstoffen zu beschäfti-
gen, stellte CDU/CSU-Fi-
nanzexperte Ralph Brink-
haus in der Debatte des
Bundestages über diesen
Koalitionsantrag am
Donnerstag fest. Handel,
Termingeschäfte  und
auch Spekulation mit
Rohstoffen habe es immer gegeben. „Trotz-
dem machen wir uns Sorgen um den Markt
für Rohstoffderivate“, sagte Brinkhaus. Die
Preise würden stark schwanken. 

Parallen zu Finanzmärkten In die Roh-
stoffmärkte fließe „unglaublich viel Kapital“
von Finanzinvestoren und Hedgefonds. Ei-
ne ähnliche Entwicklung habe es auf dem
Markt der Finanzderivate gegeben, wo sich
das Volumen dieser Geschäfte verhundert-
facht habe, sagte Brinkhaus und erinnerte.
„Ein erheblicher Teil der Probleme, die wir
im Rahmen der Finanzmarktkrise bekom-

men haben, lag genau an diesem Moloch
Derivatemärkte, der mittlerweile das Vielfa-
che des Bruttosozialprodukts der ganzen
Welt umfasst.“ Dass es auf den Rohstoff-
märkten diese Verwerfungen gebe, „wollen
wir verhindern“. Daher müsse es strenge Re-
geln geben sowie eine Aufsicht, die auch
eingreifen könne. Ein komplettes Verbot
dieser Derivategeschäfte lehnte Brinkhaus
ebenso ab wie völlige Marktfreiheit: „Es gibt
eine Legitimation dafür, diese Märkte zu re-

gulieren.“ 
Die elemen-
tare Bedeu-
tung der
Rohstoffver-
sorgung für
die deutsche
W i r t s c h a f t
hob Björn
S ä n g e r
(FDP) her-

vor. Rohstoffe seien Grundlage für jede
Form des Wirtschaftens und für Wohlstand.
Wenn es um Lebensmittel gehe, werde das
Thema von den Menschen besonders aufge-
nommen und sei manchmal „ethisch über-
laden“. Sänger sagte: „Finanzinvestoren wer-
den benötigt, denn irgendjemand muss das
Risiko nehmen.“ Dass die Preisschwankun-
gen weiter zunehmen, „wollen wir nicht“,
sagte Sänger, der aber eine Preisregulierung
strikt ablehnte. 
Für Carsten Sieling (SPD) hat die Koalition
„späte erste Schritte“ bei dem Thema unter-
nommen. Der Antrag wecke große Erwar-

tungen, aber in Wirklichkeit mache sich
„tiefe Enttäuschung“ breit. Die Koalition
bleibe auf einer beschreibenden Ebene, er-
teile Prüfaufträge und wolle die Entwick-
lung beobachten. „Sie sind nicht die Vogel-
warte eines Naturreservats, Sie regieren“, rief
Sieling den Koalitionsabgeordneten zu. Die
Preisexplosionen auf den Rohstoffmärkten
und bei Grundnahrungsmitteln seien nicht
mit wachsender Nachfrage oder Produkti-
onseinbrüchen zu erklären. 1990 hätten die
Derivatemärkte ein Volumen von zwei Bil-
lionen Euro gehabt, während das Welt-Brut-
toinlandsprodukt 20 Billionen Euro betrage
habe. 2010 habe das Verhältnis 600 Billio-
nen Euro Derivate und 60 Billionen Welt-
bruttoinlandsprodukt betragen. „Die Welt
ist auf den Kopf gestellt worden“, sagte er. 

Spekulation der Banken Finanzmarktak-
teure hätten zwischen 2003 und 2008 ihre
Investitionen in die Rohstoffmärkte von 13
auf 200 Milliarden erhöht und inzwischen
verdoppelt, erläuterte Ulla Lötzer (Die Lin-
ke). Die Deutsche Bank sei einer der wich-
tigsten Spieler. „Da wollen Sie mir nicht im
Ernst sagen, dass das mit Absicherung gegen
Preis- und Währungsschwankungen von Re-
algeschäften zu tun hat. Das hat mit Speku-
lation zu tun“, sagte Lötzer. 
Die Maßnahmen der Koalition bei Deriva-
ten und beim Hochfrequenzhandel, wo sich
mit minimalen Kursdifferenzen Milliarden-
gewinne erzielen lassen würden, seien aber
„völlig unzureichend“. Der Hochfrequenz-
handel „gehört ganz einfach verboten und

nicht nur registriert“, forderte die Linken-
Abgeordnete. 
Grünen-Finanzexperte Gerhard Schick warf
der Koalition vor, zwar „knackige Worte“ zu
verwenden, aber in Wirklichkeit sogar hin-
ter den Forderungen der G 20 zurückzublei-
ben. „Wenn hier in Deutschland Menschen
in Produkte investieren, wo sie davon profi-
tieren, wenn die Preise für Weizen steigen
und deswegen Leute Schwierigkeiten haben,
ihren Hunger zu stillen, dann ist das eine
ethische Frage und die muss man beantwor-
ten", sagte Schick. „Mit Essen spielt man

nicht“, stellte er zum Zertifikatehandel mit
Weizen fest. „An dieser Stelle sind wir für
Verbote“, sagte Schick, der den Antrag der
Koalition als „Marketingantrag“ kritisierte. 
In ihrem an die Ausschüsse überwiesenen
Antrag fordern CDU/CSU- und FDP-Frakti-
on, alle Hochfrequenzhändler der Markt-
aufsicht zu unterstellen. Auch der Handel
mit Rohstoffderivaten soll schärfer über-
wacht werden. Bei Fehlentwicklungen sol-
len Gegenmaßnahmen wie die Begrenzung
der Positionen einzelner Händler an den
Börsen möglich sein. Hans-Jürgen Leersch ❚

Der Tourismusausschuss diskutierte auf der ITB mit den Spitzen der Tourismuszentrale.

FINANZEN Rohstoff-Terminhandel soll reguliert werden. Opposition warnt vor Hunger durch Spekulation

Moloch Derivate-Märkte

Steueränderung
bei Kleinbauern
FINANZEN Die Bundesregierung sieht
Handlungsbedarf bei der Gewinnermitt-
lung nach Durchschnittssätzen bei land-
wirtschaftlichen Einkünften und will dafür
einen mit den Ländern abgestimmten Ge-
setzentwurf vorlegen. Es gebe zwar noch
keinen Zeitplan, aber andererseits solle das
Thema auch nicht auf die lange Bank ge-
schoben werden, erklärte der Vertreter der
Bundesregierung am Mittwoch im Finanz-
ausschuss zu einem als Unterrichtung
(17/8428) vorgelegten Bericht des Bundes-
rechnungshofs. Dieser hatte erhebliche De-
fizite in der Besteuerung landwirtschaftli-
cher Betriebe ermittelt. Dabei geht es um
Betriebe, die ihren Gewinn nach Durch-
schnittssätzen ermitteln. Diese Gewinner-
mittlung ist als eine vereinfachte, pauscha-
lierende Methode gedacht, die kleine land-
wirtschaftliche Betriebe von Aufzeich-
nungs- und Buchführungspflichten befreit.
Von bundesweit 581.042 Fällen mit Ein-
künften aus Land- und Forstwirtschaft nut-
zen 138.204 (23,8 Prozent) diese Möglich-
keit. Voraussetzungen sind unter anderem
eine selbstbewirtschaftete Fläche bis höchs-
tens 20 Hektar und Tierbestände bis höchs-
tens 50 Vieheinheiten.
Der Bundesrechnungshof vertrat die An-
sicht, dass der nach Durchschnittsätzen er-
mittelte Gewinn die tatsächlichen Einkünf-
te nicht realitätsnah wiedergibt. Daher wur-
de eine vereinfachte Gewinnermittlung auf
Basis der Einnahmen empfohlen. hle ❚

Mehr Forschung
gefordert
TOURISMUS Aus Sicht führender Fachwis-
senschaftler muss die tourismuswissen-
schaftliche Forschung vorangetrieben wer-
den. Deutschland müsse wie ganz Europa
mehr tun, um die Innovationskraft der
Branche zu erhalten und auszubauen, um
konkurrenzfähig zu bleiben, betonten die
Sachverständigen unisono vergangene Wo-
che in einer öffentlichen Anhörung des Tou-
rismusausschusses zum Thema „Tourismus
und Wissenschaft – Ausbildung, Forschung,
Wissenstransfer“. Eine „kleinteilige Dritt-
mittelforschung“ reiche nicht aus, um wis-
senschaftlichen Nachwuchs in ausreichen-
der Quantität und Qualität zu gewinnen,
betonte der Professor für Tourismus an der
Hochschule für angewandte Wissenschaf-
ten München, Theo Eberhard. Er fügte hin-
zu: „Die Lehre ist immer die Forschung von
gestern.“ Notwendig sei eine ausreichende
Ausstattung der Hochschul- und For-
schungseinrichtungen.  Professor Armin
Brysch von der Fakultät für Tourismus an
der Hochschule Kempten forderte, die In-
ternationalisierung der Tourismuswissen-
schaft auszubauen. Der Druck auf Studen-
ten, einen Bachelor-Abschluss innerhalb
von sechs Semestern zu schaffen, lasse jun-
ge Leute jedoch oftmals vor einem wichti-
gen Auslandssemester zurückschrecken. Die
Vergleichbarkeit und Anerkennung von Stu-
dienleistungen müsse verbessert werden.
Der Leiter des Instituts für Management
und Tourismus an der Fachhochschule
Westküste (Heide), Bernd Eisenstein, sagte
in diesem Zusammenhang, in dem seit
2004 angebotenen Bachelor-Studiengang
an seiner Einrichtung sei ein Auslandsse-
mester obligatorisch. Er wies zugleich da-
rauf hin, dass die Tourismuswissenschaft
bislang zu ökonomiezentriert sei. Ohne so-
ziologische, psychologische, pädagogische
oder geografische Ansätze werde die Inno-
vationskraft auf Dauer geschwächt. mpi ❚

»Es gibt eine
Legitimiation
dafür, diese Märkte
zu regulieren.«
Ralph Brinkhaus (CDU)
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Parlamentarischer Beistand für den Tourismus-Boom 
ITB Der Reisestandort Deutschland trotzt der Finanzkrise. Die Abgeordneten wollen dafür sorgen, dass das so bleibt 

>STICHWORT

> Akteure Auf den Rohstoffmärkten treten verstärkt die vom
damaligen SPD-Chef Franz Müntefering als „Heuschre-
cken“ kritisierten Hedgefonds auf. Sie wetten auf die Preis-
entwicklung, egal ob bei Öl, Getreide oder Kakaobohnen.

> Instrumente Die Wetten werden als Termingeschäfte (De-
rivate) organisiert. Ein Teilnehmer verspricht einem ande-
ren, dass er zum Beispiel Getreide zu einem bestimmten
Zeitpunkt zu einen bestimmten Betrag von ihm kauft. Ist
der Marktpreis höher, macht der Käufer einen Gewinn.

> Negativfolgen Ist der Preis niedriger, macht der Käufer
(Fonds) Verlust. Ist der Kauf zum Teil kreditfinanziert, ent-
steht eine Hebelwirkung, weil der Kredit nicht mehr bedient
werden kann. Folge: Die Anleger des Fonds verlieren alles.

ROHSTOFFMÄRKTE – Neue Marktplätze für Hedgefonds und Zocker
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VERKEHR „Die Verkehrssünderkartei soll ein-
facher, gerechter und transparenter werden.“
Dies erklärte Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) vergangene Woche im Aus-
schuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
bei der Vorstellung der Eckpunkte zur Reform
des Verkehrszentralregisters in Flensburg. Ziel
sei es, nur noch diejenigen mit Punkten zu be-
legen, die die Verkehrssicherheit gefährden
würden. Das bestehende Zentralregister habe
sich in den vergangenen 50 Jahren um „Licht-
jahre“ vom Bürger entfernt, betonte der Minis-
ter. Es gebe einen gewaltigen Verwaltungsauf-
wand bei zur Zeit rund neun Millionen Akten
und große Auslegungsschwierigkeiten, die gan-
ze „Heerscharen von Rechtsanwälten“ be-
schäftigen würden. Deshalb sei eine Reform
dringend notwendig.
Nach dem geplanten neuen System gebe es ei-
nen Punkt für schwere Verkehrsverstöße und
zwei Punkte für sehr schwere Verkehrsverstöße.
Wenn ein Verkehrsteilnehmer insgesamt acht
Punkte habe, werde der Führerschein eingezo-
gen. Ramsauer rechnet damit, dass die Zahl der
erfassten Einträge um rund zehn Prozent sinken
wird. Dagegen könnte der Entzug der Führer-
scheine um rund zehn Prozent auf rund 5.500
im Jahr steigen. Ramsauer wies ausdrücklich
darauf hin, dass es sich bei dem von ihm vor-

gelegten Bericht lediglich um Eckpunkte han-
dele. Nach eingehender Debatte mit den Betrof-
fenen werde ein Gesetzentwurf vorgelegt. Er
hoffe, dass das Gesetz noch in dieser Legisla-
turperiode verabschiedet werden könne.
Dem schloss sich der Sprecher der Union an.
„Die bisher vorgelegten Überlegungen gehen
alle in die richtige Richtung“, betonte er und
schlug vor, dass bei den bisher schon in Flens-
burg eingetragenen Verkehrssündern bei der
Überleitung ein Punkt gestrichen werden kön-
ne. Auch die FDP-Fraktion hielt den Ansatz des
Verkehrsministeriums für „gut und richtig“. Da-
durch würden die Missbrauchsmöglichkeiten
verringert.
Auch für die SPD-Fraktion findet das bisherige
System keine Akzeptanz mehr bei den Verkehrs-
teilnehmern. Die neuen Pläne hielt die Spreche-
rin aber für „genauso kompliziert“. Die SPD-
Fraktion kritisierte, dass nach der öffentlichen
Präsentation des Ministeriums die meisten
Menschen davon ausgehen würden, dass die
Entscheidung schon endgültig gefallen sei.
Für die Linksfraktion ist Verkehrssicherheit
mehr als nur die Reform eines Punktekatalogs.
Für Bündnis 90/Die Grünen handelt es sich bei
der Reform nur um einen Nebenschauplatz der
Verkehrssicherheit. Das Reformkonzept sei
„nicht überzeugend“. mik ❚

»Gerechtere Verkehrssünderkartei«

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Immer schneller, immer teurer: Der elektronische Handel dominiert inzwischen das Börsengeschehen.
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Die Situation der Roma ist in vielen Staaten
der Europäischen Union von Diskriminie-
rung und Ausgrenzung gekennzeichnet. In
dieser Einschätzung waren sich die Redner
aller Fraktionen während der Debatte zu ei-
ner Großen Anfrage der Grünen (17/5536,
17/7131) am vergangenen Freitag einig. Un-
terschiedlich bewertet wurde hingegen die
Situation in Deutschland. Die Opposition
warf der Bundesregierung fehlendes Pro-
blembewusstsein vor und forderte einen
Abschiebestopp für Roma. Aus Sicht von
Union und FDP kommt hingegen die Regie-
rung sowohl national als auch international
ihrer Verantwortung nach.
Die Situation der Roma sei in vielen Staaten
katastrophal, sagte Volker Beck (Bündnis
90/Die Grünen). „In Deutschland ist sie
dramatisch schlecht“, fügte er hinzu. Die
Bundesregierung verfahre jedoch nach dem
Motto: „Weiß nix, will nix wissen, tut nix.“

So schreibe sie etwa in der Antwort auf die
Grünen-Anfrage, sofern die Verbesserung
der Bildungssituation eine staatliche Aufga-
be sei, lägen die Befugnis-
se dafür bei den Ländern.
„So werden wir unserer
historischen Verantwor-
tung nicht gerecht“, ur-
teilte Beck. 
Die Bundesregierung ha-
be die Wichtigkeit der In-
tegration der Roma seit
langen erkannt, befand
hingegen Peter Beyer
(CDU). Daher engagiere
sie sich für eine Verbesse-
rung der Situation im
Rahmen der europäi-
schen Institutionen. Bey-
er rief dazu auf, „bei allen
Problemen auch die posi-

tiven Beispiele zu benennen, die zeigen,
dass es für jede Minderheit möglich ist, ih-
re Lebenssituation eigenständig zu verbes-

sern“.  Es gebe viele Formen der Diskrimi-
nierung – unter anderem im Bildungsbe-
reich, sagte Angelika Graf (SPD). Nicht
nachvollziehbar sei es, wenn die Bundesre-
gierung schreibe, dass es keine Ansätze für
Roma-Feindlichkeit gebe, obwohl es viele
Berichte dazu gebe. Auf deren Basis müsse
ein Nationaler Aktionsplan aufgelegt wer-
den, forderte Graf. Ein solcher Plan werde
nicht benötigt, entgegnete Pascal Kober
(FDP). „Die allermeisten Roma in Deutsch-
land sind sehr gut integriert“, sagte er. Eine
explizit auf die Roma ausgerichtete Strategie
könne eher noch zu deren Diskriminierung
beitragen, fürchtete er. Der Grünen-Forde-
rung nach einem Abschiebestopp für Roma
in den Kosovo schloss sich Andrej Hunko
(Die Linke) an. Das müsse jedoch auch den
rot-grünen Landesregierungen von Baden-
Württemberg und Nordrhein-Westfalen ver-
mittelt werden, forderte er.  Götz Hausding ❚

»Weiß nix, will nix wissen, tut nix«
ROMA In vielen EU-Ländern werden sie noch immer diskriminiert. Die Opposition sieht auch hierzulande Handlungsbedarf

EUROPA Mit ihrem Arbeitsprogramm
2012 will die EU-Kommission vor allem
den Finanzsektor reformieren. Dabei 
muss sie zwei Ziele unter einen Hut 
bringen: Stabilität und Wachstum

Ehrgeizige
Pläne

In Europa leben schätzungsweise zehn Millionen Roma.

Das Arbeitsprogramm möchte auch den wirtschaftlichen Aufschwung in Europa stärken. Die EU-Kommission hat angekündigt, 2012 insgesamt 129 Initiativen umzusetzen.

E
igentlich bot die Debatte über
das Arbeitsprogramm der EU-
Kommission für das Jahr 2012
über weite Strecken keine
Überraschungen. Sprecher der
Koalition lobten die vor allem

von deutschen Initiativen geprägten An-
strengungen der EU für eine europaweit an-
gelegte Stabilitätspolitik, monierten jedoch
einzelne Ziele der Kommission wie etwa ei-
ne Transaktionssteuer als eigenständige
Brüsseler Einnahmequelle. Die SPD machte
sich besonders für EU-Anstrengungen zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und spe-
ziell der Jugenderwerbslosigkeit stark. Die
Linke kritisierte die Brüsseler Politik gene-
rell als unsozial, worauf die Kommission in
ihrem Konzept nicht eingehe. Also nichts
Unvermutetes, nichts Spektakuläres.
Doch dann wurde es bei der Rede der Grü-
nen-Abgeordneten Lisa Paus plötzlich mun-
ter im Plenum. Schließlich kommt es nicht
alle Tage vor, dass die kleinste Oppositions-
fraktion als Sachwalter der Kommission ge-
gen Union und FDP auftritt, die sich als
klassische Europaparteien verstehen. 

Im Zeichen der Finanzkrise Indes hatte
Paus im Programm einige Punkte als grüne
Anliegen identifiziert, so die Förderung der
Energiewende, eine EU-weite Besteuerung
des Energieverbrauchs, die Durchsetzung ei-
ner Finanztransaktionssteuer oder die Be-
kämpfung der Steuerflucht als Vehikel zur
Erhöhung der Einnahmen und damit zur
Stabilisierung der Staatsfinanzen. Genau
diese Politik der Brüsseler Kommission wer-
de aber von der Koalition blockiert, warf die
Abgeordnete Union und FDP vor. Das Ar-
beitsprogramm der Kommission 2012 steht

ganz im Zeichen der Finanz- und Staats-
schuldenkrise. Deren Auswirkungen sollen
durch eine konsequente Konsolidierungs-
politik, aber auch durch die Förderung von
Wachstum und Beschäftigung bekämpft
werden. 
Den Stabilitätskurs, zu dem als „Meilen-
stein“ der Fiskalpakt gehöre, würdigte Mi-
chael Link (FDP) als „großen Erfolg“ der
deutschen Regierung, die entschieden für ei-
ne Schuldenbremse auf europäischer Ebene
eingetreten sei. Zu einer gewissen Vorsicht
riet der Staatsminister im Auswärtigen Amt
bei der von der Kommission angestrebten
Neuordnung der Finanzmärkte. Diese müs-
se man „angemessen regulieren“, forderte
er. Das beste Wachstumsprogramm sei die
Vertiefung des Binnenmarkts. An Projekten
der Kommission wie der Reform der Mehr-
wertsteuer und der Altersvorsorge übte der
FDP-Politiker jedoch Kritik.
Auch Detlef Seif (CDU) plädierte für eine
stärkere Regulierung der Finanzmärkte, da-
bei sei jedoch „Fingerspitzengefühl“ gebo-
ten. Seine Skepsis gegenüber einer Finanz-
transaktionssteuer begründete der CDU-
Parlamentarier nicht zuletzt mit den Inte-
ressen des deutschen Finanzplatzes. Sein
CSU-Kollege Karl Holmeier findet die von
der Brüsseler Kommission befürwortete Fi-
nanztransaktionssteuer im Prinzip gut –
doch nicht als EU-Abgabe, sondern als na-
tionale Einnahmequelle. Wachstumsimpul-
se sind aus Sicht Seifs vor allem in „Schief-
lagenländern“ sinnvoll, von
„Marshallplänen“ will er allerdings nichts
wissen: Billiges Geld fließe nur in den Kon-
sum, aber nicht in den Wirtschaftsaufbau.
Axel Schäfer (SPD) forderte, die Kommissi-
on müsse neben den Erfordernissen der Sta-

bilitätspolitik mehr Gewicht auf den sozia-
len Zusammenhalt sowie auf Wachstum
und Beschäftigung legen. Besonders bei der
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
„muss auf EU-Ebene schnell etwas passie-
ren“, verlangte der SPD-Abgeordnete. 

Soziale Schlagseite Er rief dazu auf, den
Einfluss der Parlamente in der Brüsseler Po-
litik auszuweiten. Zu diesem Zweck müsse
der Bundestag die Kommission besser in
seine Politik einbeziehen. Auch sollten sich
vor der nächsten Wahl der Kommissare die
Kandidaten den nationalen Volksvertretun-
gen vorstellen. Auch die Grüne Paus kriti-
sierte, dass die EU-Politik zunehmend von
den Regierungen bestimmt werde. Für An-

drej Hunko von der Linken hat die Brüsse-
ler Politik generell eine unsoziale Schlagsei-
te. Zur Mitverantwortung der Kommission
für die Griechenland-Pakete finde sich
nichts in deren Arbeitsprogramm, kritisier-
te er. Darin entdeckte Hunko wenig Gutes,
aber immerhin das Ja zu einer Finanztrans-
aktionssteuer. Eine umfassende Regulierung
der Finanzmärkte suchte er allerdings ver-
geblich. 
In ihrem Programm für 2012 spricht die
Kommission von einem „vernünftigen
Gleichgewicht“ zwischen der „Wiederher-
stellung nachhaltiger öffentlicher Finanzen
und der Förderung des Wachstums“. Die
eingeleiteten Reformen zur Regulierung der
Finanzmärkte, etwa bei Ratingagenturen,
sollen dieses Jahr abgeschlossen werden. 
Wachstumsimpulse will man im einzelnen
etwa durch die Unterstützung des For-
schungssektors,  durch mehr Wettbewerb im
Schienenverkehr, durch Investitionen in
Energiesysteme oder durch den Ausbau des
elektronischen Geschäftsverkehrs erreichen.
Der Sozialfonds soll für die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit eingesetzt werden.
Mehr grenzüberschreitende Mobilität bei
jungen Leuten soll helfen, die Jugender-
werbslosigkeit einzudämmen. 
In der EU will die Kommission Investitio-
nen in „dynamische Zukunftsbereiche len-
ken“. Dazu gehöre eine „ressourceneffizien-
te und kohlenstoffarme Wirtschaft“. Einen
wichtigen Beitrag könne dabei die Verab-
schiedung einer Energiesparrichtlinie leis-
ten. Die Entwicklung erneuerbarer Energien
müsse beschleunigt werden. An der Atom-
kraft will die Kommission im Übrigen fest-
halten, doch müsse die „nukleare Sicher-
heit“ verbessert werden.   Karl-Otto Sattler ❚

>KOMPAKT

> EU-Arbeitsprogramm Mit dem Pro-
gramm werden die politischen Prioritäten
der Gemeinschaft für das Jahr 2012 in
konkrete Maßnahmen umgesetzt.

> Reform des FinanzsektorsAnleger sol-
len künftig besser geschützt werden. Zu-
dem soll Mehrwertsteuerbetrug und die
Kapitalflucht in Steueroasen verhindert
werden.

> Größeres Wachstum Der digitale Bin-
nenmarkt soll weiter verstärkt werden. Zu-
dem sollen Verbraucher bei Online-Ge-
schäften wirksamer geschützt werden.
Daneben wurden weitere Maßnahmen zur
Förderung der Beschäftigung beschlossen.

Über die Arbeit des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien
(ICTY) in Den Haag hat der Chefankläger
Serge Brammertz vergangene Woche in ei-
nem Gespräch im Europaausschuss des
Bundestag berichtet. 
Der 50-jährige belgische Jurist hatte das
Amt 2008 von seiner Schweizer Kollegin
Carla del Ponte übernommen. Bereits 2003
wurde er als Stellvertretender Ankläger zum
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) in
Den Haag berufen, wo er vorrangig mit Er-
mittlungen zu Menschenrechtsverletzun-
gen in Uganda, Darfur und der Demokrati-
schen Republik Kongo befasst war. 
Der ICTY wird die letz-
ten Prozesse gegen
Kriegsverbrecher des
ehemaligen Jugosla-
wiens aller Voraussicht
nach 2014 abschließen
– nach insgesamt 21
Jahren Arbeit.
Im Europaausschuss
gab  Brammertz unter
anderem auch eine Ein-
schätzung zum Stand
der Aufarbeitung der
Vergangenheit in den
ehemaligen Teilrepubli-
ken Jugoslawiens. Wäh-
rend die kleinen Staaten
wie Montenegro und Mazedonien auf ei-
nem guten Weg seien, gebe es in Teilen der
Bevölkerung Serbiens, Kroatiens und Bos-
nien-Herzegowinas Sympathien für ange-
klagte mutmaßliche und selbst für verurteil-
te Kriegsverbrecher. Die Zusammenarbeit
mit den Behörden der genannten Länder
bei der Fahndung nach mutmaßlichen Tä-
tern und der Aufklärung von Verbrechen sei
vor allem auf Druck des Strafgerichtshofs
und der EU in Gang gekommen. 

Als einer der letzten mutmaßlichen Kriegs-
verbrecher wurde im Mai 2011 nach jahrelan-
ger Fahndung der serbische General Ratko
Mladic nördlich von Belgrad festgenommen.
Ihm werden zahlreiche Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
während des Bosnienkriegs zur Last gelegt,
darunter das Massaker von Srebrenica, bei
dem im Sommer 1995 Zehntausende  mus-
limische Frauen und Kinder vertrieben und
etwa 8.000 muslimische Jungen und Männer
ermordet worden waren. 
Noch zwei Jahre sind für die Arbeit des Straf-
gerichtshof vorgesehen. Sämtliche der ge-
suchten mutmaßlichen Kriegsverbrecher aus

dem ehemaligen Jugo-
slawien befinden sich
jetzt in Haft. Der Prozess
gegen Ratko Mladic be-
ginnt im Mai dieses Jah-
res. Im vergangenen Jahr
verurteilte das Gericht
den kroatische Ex-Gene-
ral Ante Gotovina, der in
Teilen seiner Heimat als
Volksheld verehrt wird,
für Kriegsverbrechen an
serbischen Zivilisten zu
24 Jahren Gefängnis. 
Der ICTY kann Prozesse
lediglich gegen persön-
lich Anwesende führen.

Die Höchsstrafe, die er verhängen kann, ist
die lebenslange Freiheitsstrafe. Der Strafvoll-
zug erfolgt nicht in Den Haag, sondern in ei-
nem der Staaten, die sich in Verträgen mit
den Vereinten Nationen bereit erklärt ha-
ben, Verurteilte aufzunehmen. Der Gerichts-
hof kann Verfahren auch an zuständige na-
tionale Gerichte, wie beispielsweise die Son-
derkammer für Kriegsverbrechen des Be-
zirksgerichts im serbischen Belgrad
überweisen. ver/ahe ❚

Erbe der Balkankriege
TRIBUNAL Chefankläger Brammertz informiert EU-Ausschuss

Mit einem Antrag zur Integration der Län-
der des westlichen Balkan sind die Grünen
gescheitert. CDU, FDP und Die Linke lehn-
ten die Initiative ab, SPD und Grüne spra-
chen sich dafür aus. 
In ihrem Antrag (17/7774) hatten die Grü-
nen eine EU-Strategie zur Integration der
Länder des westlichen Balkans gefordert,
„die im Beitrittsprozess kein Land der Regi-
on zurücklässt“. Als Grundlage der Strategie
sollte die Unveränderlich-
keit der gegenwärtig beste-
henden Grenzen gelten.    
„Das Tor zu Europa steht für
die Region offen. Den
Schritt durch dieses Tor
müssen die Länder selber
machen. Sie sind uns will-
kommen“, sagte der FDP-
Außenpolitiker Rainer Stin-
ner in der Debatte am ver-
gangenen Donnerstag. 
Josip Juratovic (SPD) ver-
wies auf das Beispiel Kroa-
tien.  Es würde zeigen, dass das Land im Bei-
trittsprozess moderner geworden sei. 
Es sei zudem eine Zivilgesellschaft aufge-
baut worden und das Land habe eine klare
Perspektive abseits des Nationalismus be-
kommen. Ein europäische Westbalkan-Stra-
tegie müsse diese Perspektive für alle Län-
der schaffen:„Wir erleben derzeit auf dem
gesamten Balkan Resignation bis hin zu po-

litischer Apathie“, sagte Juratovic. Die Ju-
gendarbeitslosigkeit in der gesamten Regi-
on betrage über 50 Prozent. Die wirtschaft-
liche Produktion liege bei gerade einmal 50
Prozent des Niveaus von 1989, erklärte Ju-
ratovic.
Der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewet-
ter sprach sich in der Debatte dafür aus, in-
nerhalb der EU eine innenpolitische Akzep-
tanz für die Erweiterung zu erreichen. Da-

bei müsse man auch die
Euro-Diskussion berück-
sichtigen. Kiesewetter rief
zudem dazu auf – zum Bei-
spiel durch weitere Visa-Er-
leichterungen – dem Kovo-
so zu helfen. 
In ihrer zu Protokoll gegebe-
nen Rede kritisierte Sevim
Dagdelen (Die Linke), der
Grünen-Antrag ziele darauf
ab, „diese militärisch her-
beigebombten Kleinstaaten
dauerhaft als vollwertige

Mitglieder aus der EU herauszuhalten“. 
Die Grünen-Abgeordnete Marieluise Beck
widersprach dieser Ansicht vehement: Alle
diese Länder wolle man in der EU sehen.
Man solle aber alles dafür tun, „dass der
Letzte nicht irgendwann in 20 Jahren“ kä-
me. Denn, erklärte die Grünen-Abgeordne-
te, „schwarze Löcher im Westbalkan kön-
nen wir nicht gebrauchen.“ Bernard Bode ❚

Langer Weg nach Europa
BALKAN Bundestag lehnt Integrations-Strategie der Grünen ab
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Linke für Aufwertung der
Beziehungen zu Palästina
Die Fraktion Die Linke setzt sich für eine Auf-
wertung der diplomatischen Beziehungen zu
Palästina ein. Ein Antrag (17/8375) der Frak-
tion wurde am vergangenen Donnerstag in
die zuständigen Ausschüsse überwiesen. Die
Linke fordert darin unter anderem, die Bun-
desregierung solle „unverzüglich“ mit der
palästinensischen Autonomiebehörde Ver-
handlungen über die gegenseitige Aufwer-
tung des Status der deutschen und der pa-
lästinensischen Generaldirektionen aufneh-
men. Zur Begründung heißt es, eine Aufwer-
tung der diplomatischen Vertretungen sei ein
Signal für das angestrebte Ziel der zwischen
Palästinensern und Israel auszuhandelnden
Zwei-Staaten-Lösung. Diese unterstütze den
Aufbau eines lebensfähigen, demokrati-
schen, in Frieden und Sicherheit an der Seite
Israels existierenden palästinensischen Staa-
tes. bob ❚

Bisky tritt als Fraktionschef
im Europaparlament zurück
Lothar Bisky ist als Vorsitzender der Fraktion
Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne
Linke im Europaparlament zurückgetreten.
Neben gesundheitlichen Gründen führte der
70-Jährige in der vergangenen Woche in ei-
nem Interview mit dem „Tagesspiegel“ Dif-
ferenzen mit seiner Fraktion an. Anders als
die Mehrzahl seiner Kollegen setze er sich
dafür ein, dass die Linksfraktion stärker mit
den Fraktionen der Sozialdemokraten und
Grünen zusammenarbeiten soll. dpa/ahe❚

Grüne wollen Georgien 
enger an Europa binden
Für eine engere Kooperation mit Georgien
spricht sich die Fraktion von Bündnis 90/Die
Grünen aus. In einem Antrag (17/8778) plä-
diert sie für eine stärkere Anbindung der
Landes an die EU. Die russische Regierung
sei dazu aufzufordern, sich der völkerrecht-
lich bindenden Gewaltverzichtserklärung
des georgischen Präsidenten Saakaschwili
ihrerseits anzuschließen. Gegenüber beiden
Ländern sei volle Kooperation der nationa-
len Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehör-
den mit dem Internationalen Strafgerichts-
hof in Den Haag im Rahmen des fortlaufen-
den Vorermittlungsverfahrens anzustreben.
Ferner gelte es, sich auf EU-Ebene dafür ein-
zusetzen, dass Kontakte mit den De-facto-
Regierungen in Abchasien und Südossetien
aufgenommen werden, um unter anderem
die Rückkehr der Binnenvertriebenen aus
dem Krieg 2008 zu ermöglichen. bob ❚

SPD setzt auf freiwillige
Entwicklungshelfer 
Die SPD-Fraktion fordert eine Aufstockung
der Mittel für den entwicklungspolitischen
Freiwilligendienst „Weltwärts“. Die Evaluie-
rung des im Jahr 2007 vom Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung eingerichteten Dienstes
falle positiv aus und spreche für eine Fort-
führung des Programms, heißt es in einem
Antrag der Fraktion (17/8769). Trotz wach-
sender Nachfrage hätte die Bundesregie-
rung zwischen 2010 und 2012 zu wenig
Geld bereitgestellt, um interessierte junge
Menschen zu entsenden. Die Sozialdemo-
kraten fordern deshalb, unter anderem den
Mittelansatz im Haushalt 2012 durch Um-
schichtungen zu erhöhen und 2013 auf 70
Millionen Euro pro Jahr aufzustocken. ahe ❚

KURZ NOTIERT

Die Präsidentenwahl hat Wladimir Putin  ge-
wonnen – doch ein Tag der Entscheidung
war der 4. März nicht. Die wichtigste Frage
bleibt unbeantwortet: Wohin steuert Russ-
land? Noch ist ungewiss, ob der neue Präsi-
dent den Dialog mit seinen Kritikern sucht,
oder ob er die Zügel wieder fester anzieht.
Einerseits hat Putin die Demonstrationen
der vergangenen Monate als „nützlich für
Russland“ bezeichnet. Er verspricht Vorwür-
fen über Wahlmanipulationen nachzugehen
und hat seinen Gegenkandidaten, den Mul-
timilliardär Michail Prochorow, zur Beteili-
gung an der Regierung aufgerufen. Der Oli-
garch hatte in Moskau und Sankt Petersburg,
den Hochburgen der protestierenden Mittel-
schicht, ein beachtliches Ergebnis von
knapp 20 Prozent erreicht. Würde Putin ihn
zum Minister machen, würden viele der un-
zufriedenen Bürger das als Entgegenkom-
men verstehen. Ein weiteres Signal sendete
der scheidende Präsident und wohl neue
Premier Dmitrij Medwedjew aus. Er ordne-
te an, das Urteil gegen den inhaftierten ehe-
maligen Yukos-Chef Michail Prochorow zu
überprüfen. Die Freilassung politischer Ge-
fangener ist eine Hauptforderung der De-
monstranten. 
Andererseits fürchten derzeit viele, dass ihr
Land wieder in alte Zeiten zurückkehrt, in
denen die Regierung konsequent gegen ihre

Gegner vorging. Einen ersten Vorgeschmack
gab es am Abend nach der Wahl, als sich
20.000 Menschen aus Ärger über das offen-
bar deutlich manipulierte Wahlergebnis auf
dem zentralen Puschkin-Platz versammel-
ten. Zwar ließ die Polizei die Mehrheit zu-
nächst gewähren und griff erst ein, nachdem
ein kleiner Rest den Platz nicht räumen woll-
te. Doch die dann folgende Härte gegen De-
monstranten erinnert an Tage, die schon ver-

gessen geglaubt waren. Viele bezweifeln,
dass sich Putin zum großen Reformer wan-
delt und das von ihm errichtete vertikale Sys-
tem selbst wieder einreißt.  Allenfalls in der
Wirtschaft halten sie Reformen für wahr-
scheinlich. Putin, so heißt es, habe verstan-
den, dass sein Land sich auf dem Weg zu ei-
ner modernen Wirtschaft aus der Rohstoff-
abhängigkeit lösen muss.

Marsch durch Institutionen Die Zukunft
wird auch von der Entwicklung der Opposi-
tion abhängen. Alexej Nawalny, bekannter
Blogger und einer der führenden Köpfe der
Opposition, hat zu weiteren Protesten aufge-
rufen, zu denen „Zehntausende in Moskau
und anderen Städten auf die Straße gehen“
sollen. Doch Beobachter bezweifeln, dass
der Massenprotest noch lange solchen Zu-
lauf erreicht. „Die Straßenproteste haben ihr
Ziel erreicht“, glaubt Alexej Muchin vom
Zentrum für politische Information in Mos-
kau. Jetzt sei es an der Zeit, dass die Opposi-
tion die Straße verlasse und Parteien und zi-
vilgesellschaftliche Organisationen gründe.
„Die Wahlen sind vorbei“, sagt Nikolaj Pe-
trow vom Moskauer Carnegie Center. „Doch
der Wandel, den sie entfacht haben, wird
Jahre fortdauern.“ Oliver Bilger, Moskau ❚

Der Autor ist „Handelsblatt“-Korrespondent.

Putin der Dritte
RUSSLAND Der Premier kehrt als Präsident in den Kreml zurück. Als unersetzlich gilt er nicht mehr

Ein drittes Mal Präsident: Wladimir Putin

L
ob und Anerkennung für einen
US-Präsidenten sind eigentlich
nie aus dem Iran zu verneh-
men. Die Vereinigten Staaten
werden dort gewöhnlich von
höchster Stelle als „großer Sa-

tan“ und Anführer der „internationalen Ar-
roganz“ tituliert. Und nun dies: Ayatollah
Ali Khamenei, Irans „Oberster Führer“,
höhnte in der vergangenen Woche zwar wie-
der, dass Washingtons Sanktionen den Iran
nicht klein kriegen würden, doch dann fand
Khamenei plötzlich versöhnliche Worte: Es
sei gut, dass Barack Obama weiter auf eine
diplomatische Lösung im Atomstreit setze.

Verhandlungen Die Worte fielen nur Stun-
den nach dem Gespräch Obamas mit dem
israelischen Premier Benjamin Netanyahu
und fast zeitgleich mit der Erklärung der EU-
Außenbeauftragten, Catherine Ashton, man
sei bereit, die „Fünf-plus-Eins“-Gespräche
mit Teheran wieder aufzunehmen. Mit die-
sen Verhandlungen hatten die ständigen
Mitglieder des UN-Sicherheitsrates und
Deutschland bis vor einem Jahr vergeblich
versucht, eine Lösung des Atomstreits mit
Teheran herbeizuführen.  
Khameneis Geste kam kurz nach den irani-
schen Wahlen zum Parlament („Majlis“)
Anfang März. Sie könnte ein Anzeichen da-
für sein, dass diese Wahlen vielleicht doch
etwas ändern, auch wenn diese Abstim-
mung weder als frei noch als demokratisch
bezeichnet werden können: Parteien wur-
den nicht zugelassen, ein beträchtlicher An-
teil der Kandidaten wurde vom iranischen
„Wächterrat“ im Vorfeld disqualifiziert, be-

kannte Oppositionsführer sind inhaftiert
oder stehen unter Hausarrest. Die Wähler
konnten sich letztlich entscheiden zwischen
konservativen Anhängern von Präsident
Mahmud Ahmadinedschad und konservati-
ven Anhängern des „Obersten Führers“, Ali
Khamenei. Alle zusammen hatten sich im-
mer als „Prinzipalisten“ bezeichnet, die den
Grundsätzen der Islamischen Revolution
von 1979 treu bleiben. 

Zwei Lager  In letzter Zeit hat sich das La-
ger aber gespalten, weil Erzkonservative Ah-
madinedschad vorwarfen, sich immer mehr
von den Prinzipien der Islamischen Repu-
blik abzuwenden und stattdessen eine na-
tionalistische Linie zu verfolgen. Hinzu ka-
men Vorwürfe von Vetternwirtschaft und
ausbleibenden Reformen: Ahmadined-
schad betreibe eine dem Land schädliche
Innen-, Außen- wie Wirtschaftspolitik. Die
Kritiker des Präsidenten scharten sich mit
dem Parlamentspräsidenten Ali Lardischani
an ihrer Spitze hinter dem „Obersten Füh-
rer“ Khamenei. Mit der überwältigenden
Mehrheit, die sie im Parlament errungen ha-
ben, dürfte die Aktionsfreiheit Ahmadined-
schad für die verbleibenden 15 Monate sei-
ner Amtszeit als Präsident erheblich ein-
schränken. Laridschani hat beste Aussich-
ten, 2013 ihm als Präsident zu folgen. 
Die Verschiebungen innerhalb des Regimes
läutet allerdings noch keine grundsätzliche
Wende in der iranischen Außenpolitik ein.
So sehr die Sanktionen sich auf die Wirt-
schaftslage des Iran auswirken und dort in
erster Linie die Schwächsten treffen, die mit
den erzwungenen Preissteigerungen kaum

noch mithalten können, so wenig wird der
Iran in der Atomfrage nachgeben. Sie ist
längst – bis in die Reihen der Opposition hi-
nein – zu einer Angelegenheit nationalen
Stolzes und Prestiges geworden. Die Forde-
rung, der Iran solle auf die Anreicherung
von Uran verzichten, wird von den meisten

Iranern als Versuch interpretiert, ihr Land
klein zu halten und ihm Rechte zu verweh-
ren, die ihm – auch nach dem Atomwaffen-
sperrvertrag (NPT) – zustehen würden. Of-
fiziell behauptet Iran, mit seinem Atompro-
gramm die Nutzung von Kernenergie im
Sinn zu haben. 

Israel wiederum befürchtet nichts so sehr, als
dass der Iran mit der Anreicherung von Uran
in relativ kurzer Zeit im Stande wäre, Atom-
waffen zu produzieren. Nach den jahrelan-
gen zahlreichen und heftigen Verbalattacken
Ahmadinedschads, die das Existenzrecht Is-
reals in Frage stellen, fragt man sich in Jeru-

salem, was erst passiert, wenn Teheran erst
einmal über Atomwaffen verfügen würde.
Die Experten sind sich allerdings selbst in Is-
rael einig, dass das mindestens noch Mona-
te dauern würde. Der Auslandsgeheimdienst
der USA ließ vergangene Woche verlauten,
dass es dem Regime im Iran wohl eher um

eine „strategische Zweideutigkeit“ in der
Atomwaffenfrage gehe. Die Regierung 
Netanyahu sieht allerdings nur noch ein
kleines Zeitfenster für die Chance, die teils
unterirdisch angelegten iranischen Atoman-
lagen militärisch auszuschalten. Erstmals
sprach seine Regierung vergangene Woche in
aller Offenheit von einem Präventivschlag
gegen den Iran aus der Luft, der das viel klei-
nere Übel gegenüber einem späteren Atom-
angriff aus Teheran sei, selbst wenn sich Iran
mit konventionellen Waffen rächen würde
und mit 5.000 zivilen Opfern in Israel zu
rechnen sei. Die israelische Bevölkerung
sieht das anders: Eine Umfrage der liberalen
Tageszeitung „HaAretz“ ergab, dass eine
breite Mehrheit gegen einen Angriff ist. Zu-
mal solch ein Militärschlag aus der Luft im
Iran vermutlich nur punktuelle Schäden an-
richten, nicht aber das iranische Atompro-
gramm insgesamt aufhalten dürfte. 

Spiel auf Zeit Obama hat klargestellt, dass
ein Präventivschlag womöglich keine Lö-
sung bringt, aber unabsehbare Folgen für
die gesamte Nahostregion haben könnte. In
einem Punkt ließ allerdings auch er keinen
Zweifel: Den Bau einer Atomwaffe würde
die USA Teheran nicht durchgehen lassen.
Netanyahu scheint nun umzudenken: Ende
vergangener Woche sprach der Premier da-
von, eine militärische Aktion sei „keine Fra-
ge von Tagen oder Wochen“. Aber eben
„auch nicht von Jahren“. Peter Philipp ❚

Der Autor berichtete 23 Jahre aus Jerusalem
für die Süddeutsche Zeitung und den

Deutschlandfunk. 

IRAN Parlamentswahl bringt Schlappe für Mahmut Ahmadinedschad – aber keine Wende im Atomstreit

Angezählter Scharfmacher

Israel fürchtet, dass im iranischen Atomkraftwerk Buschehr Plutonium gewonnen wird.
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Unter „Momentum“ wird in Amerika die
Dynamik verstanden, die mit den Erfolgrei-
chen ist. Eine Art Aura, nicht wirklich mess-
bar, eher gefühlt. Nach dem „Super Tues-
day”, bei dem in zehn amerikanischen Bun-
desstaaten der republikanische Herausfor-
derer von Barack Obama bei der
Präsidentenwahl im Herbst gewählt wurde,
müsste das Momentum bei Mitt Romney
sein. Ist es aber nicht. 
Maggie Habermann, Analystin von „Politi-
co“, bringt die Meinung vieler Kommenta-
toren auf den Punkt:
„Romney bleibt weiter
der Mann, der auf der
Suche nach einer Bot-
schaft ist.“  Dabei hatte
der ehemalige Gouver-
neur von Massachusetts
am Mammut-Wahltag
sechs Urnengänge für
sich entschieden; darun-
ter in einem Wimpern-
schlag-Finale den tradi-
tionell wichtigen Bun-
desstaat Ohio. Mit 415
(von 1.144 nötigen) De-
legiertenstimmen liegt
der 64-jährige Romney
jetzt deutlich vor den
Verfolgern Rick Santo-

rum, Newt Gingrich und Ron Paul. An sei-
nem von Meinungsforschern ermittelten
Kern-Problem ändert das nichts. Bei wohl-
habenden, weißen Wählern, für die The-
men wie Wirtschaft und Staatsverschuldung
wichtig sind, kann der ehemalige Private-
Equity-Manager punkten. Wiedergeborene
Christen und Angehörige der Arbeiterklasse
fühlen sich bei dem tief religiösen Rick San-
torum besser aufgehoben.  Der frühere Se-
nator von Pennsylvania hat am „Super 
Tuesday” zwar nur drei Siege davon getra-

gen. Das Kopf-an-Kopf-Rennen mit Rom-
ney in Ohio macht den 53-Jährigen, der
sich seiner proletarischen Wurzeln als Enkel
italienischer Bergwerksarbeiter rühmt, aber
nun zum alleinigen Herausforderer Rom-
neys. Ron Paul (76) ging am vergangenen
Dienstag völlig leer aus. Newt Gingrich hat
einzig seinen Heimat-Bundesstaat Georgia
gewinnen können. Beide wollen nicht auf-
geben. Paul, weil er landesweit eine unbe-
irrbare Mini-Gefolgschaft hinter sich weiß.
Gingrich, weil ihn ein Casino-Mogul aus
Las Vegas mit millionenschweren Finanz-
spritzen politisch am Leben erhält. Das
zieht das von Hetze und Verleumdungen
geprägte Rennen um die Präsidentschafts-
kandidatur in die Länge.
Noch fehlen Romney, der im Grunde mode-
rat-liberal ist, im Vorwahlkampf aber extrem
nach rechts rutscht, über 700 Delegierten-
stimmen für den Nominierungsparteitag
Ende August in Florida. Bis dahin könnte er
sich bei unabhängigen Wählern, die in der
Präsidentenwahl am 6. November entschei-
dend sind, unmöglich gemacht haben, war-
nen Berater und sehen als einzigen Nutznie-
ßer derzeit den Mann im Weißen Haus: Ba-
rack Obama. Dirk Hautkapp, Washington ■  

Der Autor ist Korrespondent 
der WAZ-Gruppe

Romney siegt ohne Glanz
USA Die Entscheidung über den Präsidentschaftskandidaten der Konservativen steht weiter aus

Mitt Romney, Sieger des „Super Tuesday“
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Der Betrachter sieht nichts als Wasser. Es
könnte eine Pfütze sein, ein Fluss oder ein
See. Ruhig streichen die Wellen über die
Oberfläche, aus den Lautsprechern dringt
ein undefinierbares Rauschen. Die Videoin-
stallation „Blickwechsel“ von Christoph
Brech und Nicole Borgmann ist Zentrum
der gleichnamigen Ausstellung im Kunst-
Raum des Bundestages.
Es sei gleich eine dreifache Premiere, sagte
Andreas Kaernbach, Kurator der Kunst-
sammlung, bei der Eröffnung in der vergan-
genen Woche. „Der Bundestag hat das erste
Mal eine Videoausstellung in dieser Kon-
zentration.“ Zwar habe er schon einmal ei-
ne Installation gezeigt, aber noch nie eine
zum zentralen Bestandteil einer Ausstellung
gemacht. Außerdem sei es das erste Mal,
dass ein Videokünstler einen Kunst-am-
Bau-Wettbewerb des Bundestages gewon-
nen habe und der Bundestag Videos in sei-
ne Kunstsammlung aufgenommen habe.
„Das Gefundene und nicht das Erfundene“
stehe im Zentrum von Brechs Arbeit, erläu-
terte Bundestagsvizepräsidentin Katrin Gö-
ring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen). Er
verwandele Phänomene des Alltags in Me-
ditation. Seine Werke zeichneten sich unter
anderem durch eine „größtmögliche Ein-
fachheit der Mittel“ sowie eine „Strenge der
Konzeption“ aus. Der „Blickwechsel“, zu

dem die Installation von Brech und Borg-
mann animiere, sei ein zweifacher. Zum ei-
nen werde die Spree in den Blick gerückt,
die man vom Restaurant aus nicht sehe.
Zum anderen werde der Blick gewandelt
durch die Perspektive, aus der man auf die
Oberfläche schaue. 
Die Installation wird künftig in einem Res-
taurant im erweiterten Bau des Marie-Elisa-
beth-Lüders-Hauses zu sehen sein. Auf der
Videoleinwand werden live die Eindrücke

von vier Webkameras abgebildet, die an ver-
schiedenen Orten die Oberfläche der Spree
filmen. 
Darüber hinaus zeigt die Ausstellung noch
einige Fotos, die Brech in den Museen des
Vatikans gemacht hat. Die Ausstellung
„Blickwechsel“ ist noch bis zum 3. Juni
2012 im Kunst-Raum des Marie-Elisabeth-
Lüders-Hauses zu sehen. Öffnungszeiten
sind Dienstag bis Sonntag von 11 bis 
17 Uhr. Sandra Ketterer ❚

Blickwechsel zur Spree
AUSSTELLUNG Bundestag zeigt Videoinstallation von Christoph Brech und Nicole Borgmann 

D
ie Musik steht bei der Ju-
gend nach der Freund-
schaft direkt an zweiter
Stelle“, freute sich Wolf-
gang Börnsen. Und der
kulturpolitische Sprecher

der CDU/CSU-Fraktion fügte an: Als ehe-
maliger Schlagzeuger in Jazz-Bands könne
er dies gut verstehen: „Musik fasziniert.“ 
Deutlich weniger fasziniert zeigten sich hin-
gegen die kulturpolitischen Sprecher der
Oppositionsfraktionen am vergangenen
Donnerstag in der Debatte über die Musik-
förderung des Bundes. Diese sei, monierten
übereinstimmend Sigmund Ehrmann
(SPD), Luc Jochimsen (Die Linke) und
Agnes Krumwiede (Bündnis 90/Die Grü-
nen) ohne ein erkennbares Konzept. Das
lasse die Antwort der Regierung auf eine

Große Anfrage der SPD-Fraktion (17/7222,
17/4901) deutlich erkennen.

»Gesamtstaatliches Interesse« Die För-
derung der Musik liegt wegen des im Grund-
gesetz verankerten Kulturföderalismus ei-
gentlich in der Hand der Bundesländer und
Kommunen. Darauf weist die Regierung in
ihrer Antwort ausdrücklich hin. Doch auch
der Bund fördere einzelne Institutionen
und Projekte, wenn diese „im gesamtstaat-
lichen Interesse“ liegen. Dieses „gesamt-
staatliche Interesse“ an der Musik war dem
Bund im Jahr 2010 rund 44,2 Millionen
Euro wert, die er in Form von Fördergeldern
zur Verfügung stellte.  
Genau an diesem „gesamtstaatlichen Inte-
resse“ entzündete sich in der Debatte jedoch
die Kritik der Opposition. Dieses sei an kei-

ner Stelle der Antwort näher definiert, be-
mängelten  Ehrmann und Krumwiede. Und
auch aus der Förderungspraxis lasse sich
nicht erschließen, warum ein Musikprojekt
oder eine Institution im gesamtstaatlichen
Interesse liege, eine andere aber nicht. Zu-
dem gäbe es zwischen den zuständigen Res-
sorts in der Regierung keine Koordination,
bemängelte Ehrmann.   
Neben Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU), der für die allgemeine Musik-
förderung des Bundes verantwortlich zeich-
net und den Großteil der Fördergelder ver-
gibt, beteiligen sich aber auch das Familien-
und das Bildungsministerum mit eigenen
Mitteln. Hinzu kommt die Musikförderung
im Rahmen der Auswärtigen Kulturpolitik,
die im Verantwortungsbereich des Auswär-
tigen Amtes liegt. 

Besonders hart ins Gericht gingen SPD, Lin-
ke und Grüne mit der Förderung der Ri-
chard-Wagner-Festspiele in Bayreuth, die
der Bund bereits seit 1953 bezuschusst – im
Jahr 2010 mit immerhin rund 2,3 Millionen
Euro. Es sei „Hohn und Spott“, schimpfte
Luc Jochimsen hörbar erregt, wenn die Re-
gierung behaupte, sie fördere die Bayreuther
Festspiele auch deshalb, um „bezahlbare
Kartenpreise für breite Bevölkerungsschich-
ten“ zu gewährleisten. Jochimsen spielte da-
mit auf die umstrittene Kartenverkaufspra-
xis bei den Festspielen an, die auch vom
Bundesrechnungshof moniert worden war.
In die gleiche Kerbe schlug auch Agnes
Krumwiede. Die Wagner-Festspiele entwi-
ckelten sich für die Regierung „zur Götter-
dämmerung von gesamtstaatlicher Bedeu-
tung“, spottete die ausgebildete Konzertpia-
nistin. Nachdem nun auch der bayerische
Rechnungshof interventiert habe, sorge Kul-
turstaatsminister Neumann nun hoffentlich
dafür, dass die Festspiele keine „Exklusiver-
anstaltung für einen Förderverein“ bleiben. 
Neumann hatte am Tag zuvor angekündigt,
dass die Praxis der Ticketvergabe geändert
werden soll. Zukünftig sollen 65 statt 40
Prozent der Karten frei verkäuflich sein. In
der Vergangenheit war der größere Teil der
Karten in Kontigenten an langährige Abo-
nennten wie die „Gesellschaft der Freunde
von Bayreuth“ oder die Wagnerverbände ge-
gangen. 

»Starkes Musikland« Wolfgang Börnsen
stellte den eher traurigen Moll-Klängen der
Opposition deutlich freundlicher klingende
Dur-Klänge entgegen: Deutschland sei ein
„starkes Musikland“. Über sieben Millionen
Menschen seien hierzulande muskalisch ak-
tiv, die Orchesterlandschaft mit ihren 750
Symphonie- und Staatsorcherstern sei
„weltweit einzigartig“ und mehr als 50.000
Rock-, Pop- und Jazzbands spielten „zwi-
schen Flensburg und Freiburg“. Der Bund,
betonte der Christdemokrat, sei ein „ver-
lässlicher Partner bei der finanziellen Förde-
rung“ für die Länder geworden. Börnsen
räumte jedoch zugleich ein, dass einzelne
Bereiche der Musikförderung des Bundes
überprüft werden sollten. Mit Blick in die
Reihen der SPD-Fraktion konnte er sich al-
lerdings nicht den Hinweis verkneifen, dass
die Grundlagen in der Vergangenheit durch
drei sozialdemokratische Kulturstaatsmi-
nister gelegt worden seien. Neumann habe
mit der „Initiative Musik“, die gezielt Pro-
jekte in der populären Musik fördere, neue
Akzente gesetzt. 

Wirtschaftsfaktor Auch Reiner Deutsch-
mann, kulturpolitischer Sprecher der FDP-
Fraktion, hob die positiven Aspekte der Mu-
siklandschaft in Deutschland hervor. Musik
sei nicht nur ein Kulturgut, sondern auch
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die Musik-
branche erwirtschafte einen Jahresumsatz
von rund 5,5 Milliarden Euro. Der sächsi-
sche Abgeordnete verwies in diesem Zusam-
menhang nicht ohne Stolz auf die auch in-
ternational so erfolgreichen deutschen Mu-
sikgruppen wie „Tokio Hotel“ und „Silber-
mond“ aus den neuen Bundesländern.
Großen Wert legte Deutschmann auf den
Schutz der Künstler durch die Einhaltung
des Urheberrechte. Die Liberalen würden
stets dafür kämpfen, dass das Urheberrecht
auch in Zeiten der millionenfachen Raub-
kopien im Internet gestärkt werde.
Dem wirtschaftlichen Erfolg der Musikbran-
che stellte die Opposition die wirtschaftlich
und sozial prekäre Lage vieler Musikschaf-
fenden in Deutschland entgegen. Jochim-
sen und Krumwiede wiesen auf das jährli-
che Durchschnitteinkommen der Musiker
hin. Dies lag nach Angaben der Regierung
im Jahr 2010 bei 11.780 Euro. Angesichts
solcher Zahlen nütze es wenig, sagte Jo-
chimsen, wenn die Koalition immer wieder
auf die Verantwortung der Länder und Kom-
munen hinweise. Alexander Weinlein ❚

In Moll und Dur
MUSIKFÖRDERUNG Die Opposition kritisiert fehlendes
Konzept der Regierung. Koalition sieht Bund gut aufgestellt

Göring-Eckardt (rechts) und das Künstler-Duo Brech und Borgmann

Musik steht weit oben auf der Agenda der Jugend in Deutschland. Jeder vierte Jugendliche macht selbst Musik.
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Die Signale, die eine Biene ihren Artgenos-
sen durch ihre Flugbewegungen gibt oder
die Frage, was der Mensch von einer Schlei-
ereule lernen kann: Themen wie diese ste-
hen im Mittelpunkt einer neuen Ausstel-
lung der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG). „Von der Idee zur Erkenntnis“
heißt die Präsentation von zehn durch die
DFG geförderten Forschungsprojekten.
Die DFG sei „einer der wichtigsten, solides-
ten Partner“ der Politik, betonte Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU).
Diese Wertschätzung komme durch die
jährliche Förderung der Gemeinschaft
durch den Bund „in einer ebenso verlässli-
chen wie handfesten Weise zum Ausdruck“.
Nicht bei jedem Projekt erschließe sich der
gesellschaftliche Nutzen sofort. Dies sei
aber auch nicht schlimm, denn „hier geht
es ja gerade darum, dass man von der Idee
zu den Erkenntnissen kommt“. Der Bundes-
tag wolle helfen, auf die Vielfalt der For-
schung aufmerksam zu machen. Anlass der
Ausstellung ist der 60. Geburtstags der DFG.
„Vielen Dank für den Mut, im Zeitalter der
Schwarmintelligenz die Leistung des Einzel-
nen zu präsentieren“, sagte die Vorsitzende
des Forschungsausschusses Ulla Burchardt
(SPD). Durch die Einzelprojektförderung,
aber auch die Unterstützung durch die Ex-
zellenzinitiative und die Hochschulpakte

helfe der Staat der Forschung, unabhängig
zu bleiben.
Die Ausstellung kann nach Anmeldung bis
zum 30. März montags bis donnerstags je-
weils um 11 Uhr und um 14 Uhr und frei-
tags um 11 Uhr besucht werden. Anmeldun-
gen sind telefonisch (030/227-38883) oder
per E-Mail (info-ausstellungen-plh@bun-
destag.de) möglich. Besucher müssen zum
Westeingang des Paul-Löbe-Hauses ein Per-
sonaldokument mitbringen. ske ❚

Von der Eule lernen
60 JAHRE DFG Bundestag präsentiert Ausstellung 

Die Ausstellung im Paul-Löbe-Haus
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Sebastian Christ:
Das Knurren der
Panzer im Frühling.
Ein Kriegsbericht
aus Afghanistan.

Pattloch Verlag,
München 2011;
208 S. 16,99 €

Worauf hat ein Feldjäger der Bundeswehr,
der in Kunduz oder Faizabad seinen Dienst
leistet, keine Lust? Bei seinem nächsten Ein-
satz will er seine Zeit nicht damit verbrin-
gen, in Mazar-e-Sharif Autos anzuhalten um
dem Fahrern zu sagen: „Das war nicht in
Ordnung, du bist zehn Kilometer zu schnell
gefahren.“ 
Ernest Hemingway wollte es wissen. Der
junge Lew Tolstoj hat gekämpft und ge-
schrieben. Auch Sebastian Christ aus Fran-
kenberg wollte den Krieg kennen lernen. Es
genügte ihm nicht, über die Bilder im Fern-
sehen zu staunen oder sich bisweilen zu är-
gern. Deshalb ging er im Jahr 2010 nach Af-
ghanistan. Seit zehn Jahren sind Bundes-
wehrsoldaten am Hindukusch stationiert.
Der 30-jährige Journalist, mit zwei Preisen
ausgezeichnet, besuchte als „embedded
journalist“ die Truppe.
Man solle keinem trauen, der über Afghanis-
tan berichtet, die Meldungen in den Abend-
nachrichten könne man ohnehin vergessen
– so lautet Christs erster Rat an seine Leser.
„In diesem Buch können Sie etwas über die
sinnliche Wahrheit erfahren, die in diesem
Konflikt steckt“.Außerdem empfiehlt er: „Es
lohnt sich, genau zu lesen.“
Legen die Leser nach dieser überheblichen
Einleitung, in der der Autor sein eigenes
Werk preist, das Buch nicht aus der Hand,
werden sie dafür belohnt mit einer guten,
stellenweise sogar sehr gut geschriebenen
Reportage. Dem vom Pressestab der Bun-
deswehr-Festungen in Afghanistan gerade-
zu mütterlich umsorgten Journalisten ist es
gelungen, die Menschen um ihn herum zu
beschreiben. Auf diese Weise vermittelt er
den Lesern die Stimmung vor Ort. Fast
glaubt man, den afghanischen Sand zwi-
schen den Zähnen zu spüren. Wie ange-
spannt sehen die Soldaten aus, bevor sie das
Feldlager verlassen, um später in ein Ge-
fecht mit den Taliban zu geraten? Welches
Lied hören sie zum Zapfenstreich? Dort gibt
es sogar einen Tanzlehrer für Rumba und
Tango, der den ISAF-Soldaten helfen soll,
sich besser zu entspannen. Solche Geschich-
ten bekommt man in den Abendnachrichten
nicht erzählt. Aschot Manutscharjan ❚

Eberhard
Sandschneider:
Der erfolgreiche
Abstieg Europas.
Heute Macht abge-
ben, um morgen zu
gewinnen.

Hanser Verlag,
München 2011;
196 S., 19,90 €

Der Zusammenburch des sowjetischen Im-
periums im Jahr 1989/91 war eine histori-
sche Zäsur. Wer wollte dem Westen jetzt
noch die globale Dominanz streitig ma-
chen? Manch diesbezügliche Träume sind
inzwischen jedoch geplatzt. Nicht nur auf-
grund fehlgeleiteter Kriege in Afghanistan
und im Irak – asymmetrische Kriege sind
kaum zu gewinnen – und wiederholten Fi-
nanzkrisen. Auch aufstrebende Schwellen-
länder stellen sich einer westlichen Domi-
nanz entgegen.
Eberhard Sandschneider, Direktor des For-
schungsinstituts der Deutschen Gesellschaft
für Auswärtige Politik, skizziert die interna-
tionale Machtkonstellation. Für die Welt-
macht USA seien heute nur zwei Länder von
herausragender Bedeutung: Israel und Chi-
na. Die USA seien nicht nur eine atlantische
sondern auch eine pazifische Macht – heu-
te mehr denn je. In China werde der große
Gegenspieler erkannt, Europa hingegen sei
inzwischen von nachgeordneter Bedeutung.
Die Europäische Union werde in den USA als
hoffnungslos überdehnter und entschei-
dungsschwacher Akteur gesehen.
Sandschneider plädiert deshalb für ein Mehr
an europäischer Eigenständigkeit. Leicht
werde das nicht sein – auch gegenüber den
aufstrebenden Schwellenländern. Nicht zu-
letzt, weil der Kontinent auch in vorausseh-
barer Zukunft nicht mit einer Stimme spre-
chen werde, nationalstaatliche Interessen
dominierten. Über die Maßen bedrohlich, so
lautet die zentrale These des Autors, muss
eine solche Entwicklung jedoch für Europa
nicht sein. Machtverhältnisse seien nie sta-
bil, man müsse einmal zurückstecken kön-
nen. Auch ein Land wie China stehe vor gi-
gantischen Herausforderungen. Noch sei
Europa im weltweiten Vergleich eine Insel
des Wohlstands und des Friedens. Um das zu
erhalten, seien weniger große Reden über
Integration oder Finalität Europas nötig, als
vielmehr ein Mehr an Selbstvertrauen und
ein Mehr an Pragmatismus. Die aktuelle Eu-
rokrise biete dafür gehörig Gelegenheit.
Sandschneiders Buch ist nicht nur für Rea-
listen lesenswert. Helmut Heinzlmeir ❚

KURZ REZENSIERT

Kulturpolitiker sind gegen
höhere Mehrwertsteuer 
Der Kulturausschuss hat sich überfraktionell
gegen die von der EU-Kommission geforder-
te Erhöhung der ermäßigten Mehrwertsteu-
er auf Kunstgegenstände und Sammlerstü-
cke von derzeit sieben Prozent auf den üb-
lichen Satz von 19 Prozent ausgesprochen.
Nach Ansicht des Ausschusses stellt der er-
mäßigte Steuersatz ein „wesentliches In-
strument indirekter Kulturförderung“ dar,
das im Interesse der Künstler, des Kunst-
marktes und der Kunstnutzer liege. Die Kom-
mission sieht darin allerdings einen Verstoß
gegen EU-Recht und droht mit einem Ver-
tragsverletzungsverfahren. In ihrer Stellung-
nahme fordern die Fraktionen im Ausschuss
die Bundesregierung auf, zusammen mit der
EU-Kommission nach einem Weg zu suchen,
den ermäßigten Steuersatz innerhalb des
Rechtsrahmens der EU zu erhalten. Es gehe
„nicht um eine fiskalpolitische Kleinigkeit“,
sondern um die „Identität der Kulturnation
Deutschland“. aw ❚

Unesco-Welterbe soll für
Tourismus genutzt werden
Die Bundesregierung soll mit den Touris-
musorganisationen, den Welterbestätten
und der Deutschen Bahn AG einen Plan zur
besseren Nutzung des touristischen Poten-
zials des Unesco-Welterbes in Deutschland
erarbeiten. Zudem sollen die Welterbestät-
ten weiterhin im Rahmen der finanziellen
Spielräume durch den Bund unterstützt wer-
den. Den entsprechenden Antrag von
CDU/CSU und FDP (17/7357) nahm der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag ohne
Aussprache mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen das Votum der Opposition
an. aw ❚

Grüne wollen Kooperation
zwischen Bund und Ländern 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt
sich für eine Änderung des Grundgesetzes
ein, um das Kooperationsverbot zwischen
Bund und Ländern in der Bildungsund Wis-
senschaftspolitik zu kippen. Durch die Föde-
ralismusreform von 2006 sei der Bund aus
jeder Mitverantwortung für den Schul- und
Bildungsbereich heraus gedrängt worden. In
ihrem Antrag (17/8902), den der Bundestag
am vergangenen Donnerstag in Erster Le-
sung in die Ausschüsse zur Beratung über-
wies, fordert sie die Bundesregierung auf, ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf zur Ver-
fassungsänderung vorzulegen. Für eine Än-
derung des Grundgesetzes bedarf es einer
Zweidrittel-Mehrheit im Bundestag und im
Bundesrat. aw ❚

SPD: Zulassungsverfahren für
Universitäten modernisieren 
Nach dem Willen der SPD-Fraktion soll die
Bundesregierung dafür Sorge tragen, dass
das dialogorientierte Serviceverfahren für
die Hochschulzulassung zum Wintersemes-
ter 2013/14 eingeführt wird. Falls notwen-
dig müsse der Bund die Kosten zur Entwick-
lung und flächendendeckenden Anwendung
der notwendigen Software übernehmen. Die
SPD verweist darauf, dass das Servicever-
fahren bereits zum Wintersemester 2009/10
hätte eingeführt werden sollen. Die Einfüh-
rung sei dann immer wieder verschoben
worden. Der Bundestag überwies den An-
trag (17/8884) am vergangenen Donnerstag
in Erster Lesung zur weiteren Beratung in
die Ausschüsse. aw ❚

KURZ NOTIERT
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>Dietmar Keller
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
PDS
Am 17. März wird Dietmar Keller 70 Jahre alt.
Der promovierte Historiker trat 1963 der SED
bei, war 1989/90 DDR-Kultusminister und ge-
hörte der ersten frei gewählten Volkskammer
an. Im Bundestag arbeitete er im Bildungs-
ausschuss mit.

>Doris Pack
Bundestagsabgeordnete 1974-1982,
1985-1989, CDU
Doris Pack wird am 18. März 70 Jahre alt. Die
Rektorin aus Saarbrücken, CDU-Mitglied seit
1962, arbeitete im Bundestag vorwiegend im
Bildungsausschuss mit. Seit 1989 gehört
Pack, in den 1980er Jahren bereits Mitglied
der Parlamentarischen Versammlung des Eu-
roparates und der WEU, dem Europäischen
Parlament an.

>Egon Bahr
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Egon Bahr vollendet am 18. März sein 90. Le-
bensjahr. Der Berliner Journalist, SPD-Mitglied
seit 1956 und maßgeblich an der soziallibera-
len Ostpolitik beteiligt, war von 1969 bis 1974
Staatssekretär beziehungsweise Bundesminis-
ter für besondere Aufgaben im Bundeskanzler-
amt und von 1974 bis 1976 Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit. Bis 1981 am-
tierte Bahr danach als SPD-Bundesgeschäfts-
führer. Im Bundestag engagierte er sich im Aus-
wärtigen Ausschuss.

>Jürgen Warnke
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
CSU
Am 20. März wird Jürgen Warnke 80 Jahre
alt. Der promovierte Jurist und Verbandsge-
schäftsführer, seit 1958 CSU-Mitglied, war
von 1962 bis 1970  bayerischer Landtagsab-
geordneter. Der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit von 1982 bis
1987 und von 1989 bis 1991 sowie Bundes-
verkehrsminister von 1987 bis 1989 enga-
gierte sich im Bundestag vorwiegend im
Wirtschaftsausschuss.

>Hans-Dietrich Genscher
Bundestagsabgeordneter 1965-1998,
FDP
Am 21. März wird Hans-Dietrich Genscher 85
Jahre alt. Der FDP-Vorsitzende von 1974 bis
1985 war von 1969 bis 1974 Bundesinnen-
minister und danach bis 1992 Außenminister.
1969 wesentlich an der Bildung der ersten
sozialliberalen Koalition sowie 1982 am
Wechsel der FDP zu ihrem neuen Koalitions-
partner CDU/CSU beteiligt, war Genscher in
der damit beginnenden Ära Kohl die treiben-
de Kraft der Weiterentwicklung der Ost- und
Deutschlandpolitik.

>Josef Hofmann
Bundestagsabgeordneter 1965-1969,
CDU
Josef Hofmann wird am 23. März 85 Jahre
alt. Der Mainzer Rechtsanwalt und dortige
Bürgermeister von 1961 bis 1989 arbeitete
im Bundestag im Haushaltsausschuss mit.

>Helmut Lippelt
Bundestagsabgeordneter 1987-1990,
1994-2002, Die Grünen
Am 24. März feiert Helmut Lippelt seinen 
80. Geburtstag. Der promovierte Historiker
gehörte 1978 zu den Mitbegründern der
„Grünen Liste Umweltschutz“ und stand bis
zur Fusion mit den „Grünen“ an deren Spit-
ze. Lippelt engagierte sich im Bundestag vor-
wiegend im Auswärtigen Ausschuss.

>Johannes Nitsch
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 24. März wird Johannes Nitsch 75 Jahre
alt. Der Diplom-Ingenieur aus Dresden trat
1989 der CDU bei und gehörte der ersten frei
gewählten Volkskammer 1990 an. Nitsch,
von 1991 bis 1994 stellvertretender Vorsit-
zender der CDU/CSU-Fraktion, war von 1994
bis 1998 Parlamentarischer Staatssekretär
beim Bundesminister für Verkehr. bmh ❚

Es ist kurz nach 18 Uhr, als die zwei Politikerinnen vom
Sitzungssaal aus ins „Internetcafé“ des Bundestags eilen.
Per Online-Chat wollen sie Fragen von Bürgern beantwor-
ten. Fragen zur Bundestags-Enquete-Kommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu nachhaltigem
Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt in der So-
zialen Marktwirtschaft“. Die hat gerade öffentlich getagt,
drei Stunden lang, live übertragen im Parlaments-TV. 
Die beiden Politikerinnen sind Daniela Kolbe, SPD-Abge-
ordnete aus Leipzig, und Stefanie Vogelsang, CDU-Abge-
ordnete aus Berlin. Kolbe ist Vorsitzende der Kommission,
Vogelsang leitet deren Indikatoren-Projektgruppe. Sie soll
neue Kriterien für Wohlstand erarbeiten. Die Gruppe hat
jetzt ihren ersten Zwischenbericht vorgestellt.
Auch die folgenden 60 Minuten wird den beiden keine Zeit
zum Durchatmen bleiben: Ohne Unterbrechung beant-
worten sie per Tastatur Fragen, diskutieren und nehmen
Anregungen entgegen. „Haben Sie, die Enquete-Kommis-
sion, neben den oft eher theoretischen Konzepten, auch

Konzepte aus der Praxis wie Nachhaltigkeits-Länderratings
angesehen?“ Die online gestellten Fragen der Bürger sind
so diffizil wie die Arbeit der Kommission. Die hat sich im
Januar 2011 konstituiert, mit einer anspruchsvollen Frage-
stellung: Wie kann man gesellschaftlichen Wohlstand mes-
sen, wie individuelles Wohlergehen, wie nachhaltige Ent-
wicklung in einer Gesellschaft? Früher schaute man aufs
Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das, lautet die Annahme,
reicht heute nicht mehr. Denn die Gesellschaft ist komple-
xer geworden seit der Zeit der Wirtschaftswunder.
„Wenn Sie damit Ratings wie den HappyPlanetIndex mei-
nen, dann haben wir die uns sogar sehr intensiv angese-
hen“, tippt Kolbe. Viele Versuche hat es in der Forschung
schon gegeben, Wohlstand zu messen. Und wie misst man
den Zusammenhalt in einer Gesellschaft? Etwa, indem
man prüft, wie es um Freiheit und Demokratie steht, heißt
es im Zwischenbericht. Dutzende Fragen flirren über die
Bildschirme. Die beiden Abgeordneten bemerken nicht,
wie sich die Dämmerung über dem Reichstag vor den rie-

sigen Fenstern in Dunkelheit verwandelt. „Mich würde in-
teressieren, ob Sie schon einmal nach der in Deutschland
vorhandenen Geldmenge und deren Verteilung innerhalb
der Bevölkerung geschaut haben.“ Antwort Stefanie Vogel-
sang: „Zunächst haben wir uns die unterschiedlichsten Lö-
sungen und Gedankengänge angeschaut.“ Nun hätten sie
einen Überblick und wollten „ins Detail gehen“. 
Das Niveau der Diskussion ist hoch, auch wenn die Pseu-
donyme mancher Bürger zuweilen verwundern. Ein „Blau-
bär“ ist dabei, ebenso ein „tankschiff“. Neue Stilistik im
Kontakt zwischen Abgeordneten und Bürgern. „So eine
Stunde durchchatten ist anstrengender als gedacht“, seufzt
Kommissionschefin Kolbe anschließend. Viele Teilnehmer
danken für die Teilhabe am parlamentarischen Geschehen.
Immerhin 16 Personen sind nach einer Stunde im Chat
dabei gewesen. Zehn Seiten DIN-A4-Papier können mit
dem Chatverlauf bedruckt werden. Die Operation „Direkt-
kontakt“ ist geglückt, ein guter Anfang für die Kommissi-
on. Verena Renneberg ❚

Virtuelle Bürgernähe

ORTSTERMIN: EXPERTEN-CHAT ZUR LEBENSQUALITÄT 

Grundstein für
Europa
25. März 1957: Römische Verträge un-
terzeichnet Für Kanzler Konrad Aden-
auer (CDU) waren sie bis dato das „viel-
leicht wichtigste Ereignis der Nachkriegs-
zeit“: die Römischen Verträge. Am 
25. März 1957 unterzeichneten die Bene-
lux-Staaten, Frankreich, Italien und die
Bundesrepublik Deutschland die Verträge
in der Ewigen Stadt und schufen dabei
nicht nur die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) und die Europäische
Atomgemeinschaft (Euratom). Die Römi-
schen Verträge gelten als Grundstein der

europäischen Integration. Dabei waren
sie im Bundestag nicht unumstritten.
Denn schon kurz nach der Unterzeich-
nung wurde Kritik laut. In der Debatte
über die Zustimmung zum Vertragsgesetz
im Juli 1957 monierte Karl Mommer
(SPD), dass das Europäische Parlament
zu schwach sei – Bedenken, die auch Jahr-
zehnte später die Europapolitik beschäf-
tigten: Nicht ohne Grund wurden im Lis-
sabon-Vertrag, der 2009 in Kraft trat, dem
Europaparlament mehr Kompetenzen
zugesprochen. Ein anderes Problem sah
die FDP: Die Verträge stärkten nicht die
Einigung Europas, sondern seien ledig-
lich eine Zollunion von sechs Staaten,
sagte Robert Margulies und forderte, den
Kreis der Mitgliedsländer zu erweitern.
Sonst drohe eine „Zollmauer quer durch
Europa“. Aller Kritik zum Trotz stimmten
die Abgeordneten den Verträgen zu, am
1. Januar 1958 traten sie in Kraft.
Was die Bewertung der Verträge angeht,
sollte Adenauer Recht behalten: Aus der
EWG und EURATOM entstand zusam-
men mit der 1951 gegründeten Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
im Jahr 1967 die Europäische Gemein-
schaft. Aus ihr ging 1992 die Europäische
Union hervor. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 26.03.2012.

Alle reden vom Ende des Buches.
Mit diesem uralten Kulturgut
geht es, glaubt man Feuilleto-
nisten, unwiderruflich zu En-

de. Heute kommt immer mehr Lesestoff
im E-Book daher, ganz materielos. Ist die
Revolution unserer Tage also das Ende
des Gutenbergschen Zeitalters gedruckter
Bücher? Nein, so weit ist es nicht. Denn
dann endete auch eine der ältesten
Krankheiten der Menschheitsgeschichte:
die Bibliomanie, griechisch der „Buch-
wahn“. Die übersteigerte Leidenschaft für
Bücher im Vergleich zur Bibliophilie, der
bloßen „Liebe zum Buch“. Dem „Buch-
wahnsinnigen“ gibt die Bibliomanie sei-
nem Leben erst einen Sinn. Die Sucht des
Büchersammelns, ohne sie eigentlich zu
brauchen oder zu lesen, gibt es, seit es Bü-
cher gibt. Sie kann den bravsten Famili-
envater zum Verbrecher werden lassen.
In Deutschland war der berühmteste Fall
eines kriminellen Bibliomanen der des
Pfarrers Johann Georg Tinius aus Sach-
sen. Um seine Buch-Sammelleidenschaft
zu finanzieren, veruntreute er Kirchengel-
der und verübte Raubmordversuche, wo-
für er 1823 zu zwölf Jahren Zuchthaus
verurteilt wurde. Jetzt erregt Deutschland
ein neuer Fall exzessiver Bibliomanie: Ein
Ministerialbeamter aus Darmstadt wurde
überführt, aus 70 Bibliotheken in Europa
24.000 alte, wertvolle Bücher gestohlen
und daheim deponiert zu haben – eine
geheime Kleinstadtbibliothek. Um Geld
ging es ihm nicht, nur ums Sammeln.
Wie sollen Menschen wie er künftig ihre
„Liebe zu Büchern“ befriedigen, wenn al-
les nur noch elektronisch zu lesen ist?
Leblose digitale Ströme können niemals
ein Ersatz sein für das Buch, das man an-
fassen, riechen, liebevoll durchblättern
kann und in dessen sinnlich wahrnehm-
baren Innenteil das Wissen der Welt von
Generation zu Generation weitergegeben
wird. Deshalb kann das gedruckte Buch
niemals sterben. Der Bibliophile und
noch mehr sein Kumpan, der Biblioma-
ne, werden es erzwingen. Hans Krump ❚

Bücherklau in
der Digitalära
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VOR 55 JAHREN ...

Kanzler Konrad Adenauer (links) bei der
Unterzeichnung der Verträge 

Daniela Kolbe (SPD, links) und Stefanie Vogelsang (CDU), Mitglieder der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität“, beim Chatten mit den Bürgern
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 19.-23.03.2012
Transplantationsgesetz (Do), Vereidi-
gung Bundespräsident (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Berichterstattung über 
Afghanistan und Syrien 
Mit Interesse verfolge ich durch Ihre Berich-
te das Geschehen in Berlin. Ich denke, dass
die aktuellen Geschehnisse um die Koran-
Verbrennung in Afghanistan und die gewalt-
tätigen Proteste dagegen sicher auch in der
Bundeshauptstadt ein Thema sind. Ich er-
laube mir, Ihnen dazu einige Gedanken wei-
terzugeben. 
Der Vorfall zeigt, wie wenig sensibel einige
Amerikaner in den Streitkräften sein kön-
nen. Präsident Barak Obama entschuldigte
sich. Die muslimische Gesellschaft in Af-
ghanistan ist im Aufruhr.
Ein Tabu wurde verletzt, auf dem Todesstra-
fe durch Erhängen droht. Diese Strafe for-
derte Mullah Alyaz Miasi. Sogar amerikani-
sche Soldaten in Ministe-
rien sind nicht mehr ihres
Lebens sicher. 
Möglicherweise war den Ta-
bubrechern gar nicht be-
wusst, was sie taten und
noch weniger, was sie mit
ihrer unguten Aktion auslö-
sen würden. Besser als auf
diese Weise kann man den
Taliban gar nicht dienen.
Meine Frage ist: Was sagen
die gewalttätigen Proteste
über die afghanische Gesell-
schaft aus und über die
Friedfertigkeit der muslimi-
schen Religion?
Ich vermute, dass wegge-
worfene oder verbrannte Bi-
beln in Europa kaum je-
manden interessieren wür-
den. Meine Frage geht da-
hin, ob die Mullahs in
Afghanistan Menschen-
rechtsverletzungen auch
brandmarken –  doch wohl
nicht umsonst haben sich
etwa afghanische Frauen
aus Verzweiflung verbrannt,
um nur ein Beispiel zu nen-
nen.
Ich vermisse weltweite Pro-
teste von Muslimen über die
Ereignisse, die sich derzeit
in Syrien abspielen. Präsi-
dent Baschar al-Assad führt
dort Krieg gegen seine eige-

nen Landsleute, foltert und mordet und hu-
manitäre Hilfe lässt er so gut wie nicht zu.
Die aktuellen Ereignisse zeigen, dass der
Krieg der Amerikaner gerade in Afghanistan
ein großer Fehler war. Nach dem Rückzug
der Amerikaner und ihrer Verbündeten ist
nichts Gutes zu hoffen. 
Auch wenn es hart klingt: Ich hätte es bes-
ser gefunden, wenn das afghanische Volk
selbst hätte entscheiden können, wie lange
es bereit ist, ein Terrorregime wie das der Ta-
liban zu ertragen. Dann hätte es keinen
Grund gegeben, die Amerikaner jetzt als
Teufel zu brandmarken, die als Ungläubige
in einem muslimischen Land einen Krieg
führen.

Dieter Loest,  
per Mail 

Zur Zeitung „Das Parlament“ allgemein
Im hervorragend sortierten Bahnhofszei-
tungs- und Bahnhofsbuchhandel meines
Berliner Wohnbezirks Spandau erstehe ich
montäglich regelmäßig das hochinformati-
ve und allgemeinverständlich ausformulier-
te Berichtsmedium „Das Parlament“.
Schwierig zu erfassende, komplexe Sachver-
halte werden hier erklärend sowie hinter-
gründig berichtet, wobei die Detailtreue
nicht  leidet. Ergänzend treten gut erläutern-
de Abbildungen hinzu. 
Relativ häufig gebe ich selbst diese Zeitung
auch im Bekanntenkreis weiter, um interes-
sante Themen zu unterfüttern. Als „kleine
Verbesserung“ wünschte ich mir einen Pro-
grammhinweis auf das Radioprogramm
„Deutschlandfunk digital“, das Liveübertra-

gungen aus dem Deutschen Bundestag sen-
den. 

Ulrich Barkow, 
Berlin 

Zur  Ausgabe  Nr. 10  von „Das Parla-
ment“ vom 5. März 2010
Herzlichen Dank für die aktuelle Ausgabe
von „Das Parlament“. Insbesondere die Ar-
tikel „Staatsinsolvenzen: Am Ende zahlen
die Bürger“ von Christoph Birnbaum und
„Griechenland I: Geplatzte Illusionen“ von
Corinna Jessen haben mir sehr gut gefallen.
Genau diese Art von Hintergrundinforma-
tionen machen „Das Parlament“ so lesens-
wert. Bitte weiter so!

Christoph Lokotsch,
Lehrte

SEITENBLICKE
PANNENMELDER

Zur Ausgabe 10 vom
05.03.2012
In dem Bericht „Merkeln am
Euro“ auf der ersten Seite
unserer letzten Ausgabe ist
uns versehentlich ein Fehler
bei der Aufzählung der ver-
schiedenen Euro-Rettungs-
maßnahmen unterlaufen.
Der Europäische Stabilitäts-
mechanismus (ESM) wird
am 1. Juli dieses Jahres nicht
allein seinen Vorgänger
EFSM (Europäischer Fi-
nanzstabilisierungsmecha-
nismus) ablösen, sondern
auch die Europäische Fi-
nanzstabilisierungsfazilität
(EFSF) ersetzen. Der EFSM
ist ein Gemeinschaftsinstru-
ment der Europäischen Uni-
on und steuert 60 Milliar-
den Euro zum derzeit noch
laufenden Rettungsschirm
bei. Der größere Teil kommt
mit 440 Milliarden Euro
von der EFSF. Bei dieser
handelt es sich um eine ei-
gens gegründete zwischen-
staatliche Zweckgesell-
schaft, die am Kapitalmarkt
Geld aufnimmt. 


